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Information about the CENTRAL EUROPE programme 

CENTRAL EUROPE is a European Union programme that encourages cooperation among the coun-

tries of Central Europe to improve innovation, accessibility and the environment and to enhance the 

competitiveness and attractiveness of their cities and regions. 

CENTRAL EUROPE invests 231 million EUR to provide funding to transnational cooperation projects 

involving public and private organisations from Austria, the Czech Republic, Germany, Hungary, Italy, 

Poland, the Slovak Republic and Slovenia. 

The programme is financed by the European Regional Development Fund (ERDF) and it runs from 

2007 to 2013. Interested partnerships were invited to propose their projects following public calls for 

proposals, which were widely publicised. 
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TEIL A – AUSGANGSLAGE UND HINTERGRUND 

1 Ausgangslage und bisher Erreichtes im Rahmen der interkommunalen Gewerbeflächenent-

wicklung in der Region Halle/Leipzig 

1.1 Ausgangslage und Hintergrund 

Die länderübergreifende und interkommunale Abstimmung bei Planung, Entwicklung sowie Vermarktung von 

Gewerbe- und Industrieflächen in der Region Halle/Leipzig bildet den thematischen Kern der Kooperation. Hin-

tergrund ist ein zunehmend defizitäres Gewerbeflächenangebot in der Region Halle/Leipzig. Die verfügbaren 

Flächen stehen in einem qualitativen und quantitativen Ungleichgewicht zur tatsächlichen Flächennachfrage. 

Insbesondere für die regionalen Branchenschwerpunkte Automobil- und Zulieferindustrie, Logistik sowie Che-

mie zeichnet sich ein deutliches Defizit an großen und zusammenhängenden Gewerbe- und Industrieflächen 

ab. Angesichts dessen droht der gesamten Region auf europäischer und internationaler Ebene ein Verlust an 

regionaler Wettbewerbsfähigkeit. [1] [2] 

Vor dem Hintergrund eines ausgeprägten kommunalen Wettbewerbs um die Ansiedlung von Unternehmen 

und den damit erwarteten Steuereinnahmen kommt es zu einem Überangebot von Gewerbe- und Industrieflä-

chen und damit zu einem zunehmenden Verfall der Bodenpreise in der Region Halle-Leipzig. Darüber hinaus 

werden die ohnehin stark belasteten kommunalen Haushalte durch die zahlreichen ungenutzten Gewerbe- und 

Industriegebiete zusätzlich belastet. Ein noch relativ junger Trend ist die Errichtung von Photovoltaik-

Freiflächenanlagen auf Gewerbe- und Industriegebieten in der Region Halle/Leipzig. Hierbei besteht die Gefahr, 

dass diese Anlagen auf hochwertigen Flächen errichtet werden, obwohl andere geeignete Flächen ebenfalls 

verfügbar sind. Diese Entwicklung steht im Widerspruch zu einem verantwortungsvollen Umgang mit der Res-

source Boden. [1] [2] [3] 

Um dem beschriebenen Trend entgegenzuwirken und die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu erhalten bzw. 

weiter auszubauen, arbeiten die beiden Oberzentren Halle und Leipzig mit umliegenden Kommunen seit 2009 

für eine gemeinsam abgestimmte Gewerbeflächenentwicklung auf regionaler Ebene zusammen. Im Rahmen 

des EU-Projektes City Regions sollen die bisher erzielten Kooperationsfortschritte gefestigt und die Zusammen-

arbeit insgesamt verstetigt werden. 

1.2 Ziele des Pilotprojektes in der Region Halle/Leipzig 

Ziel des Pilotvorhabens im Rahmen des EU-Projektes City Regions ist es, den seit 2009 bestehenden Kooperati-

onsprozess im Bereich der Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig fortzuführen und zu intensi-

vieren. Die Professur Raumordnung der TU Dresden wurde mit der wissenschaftlichen Begleitung beauftragt 

und hat seit Dezember 2013 die Aufgabe, den Prozess inhaltlich zu unterstützen. Schwerpunktmäßig geht es 

dabei um die Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/ 

Leipzig. Die Kooperation kann hierbei auf Studien und Untersuchungen aus den Vorjahren zurückgreifen (u.a. 

IÖR 2012, TU Dresden 2012, Büro Landmann 2013). Sie alle weisen auf die Notwendigkeit einer gemeinsamen 

Strategie hin und benennen verschiedene Herausforderungen und Ansatzpunkte für die Zusammenarbeit. Im 

Rahmen der vorliegenden Studie sollen Antworten gefunden werden, wie große und attraktive Gewerbe- und 

Industrieflächen insbesondere für die flächenintensiven Schlüsselbranchen in regionaler Abstimmung geplant 

und entwickelt werden können, wie vorhandene Schwächen beim Flächenangebot behoben und das regionale 

Flächenpotenzial besser abgestimmt vermarktet werden kann. Letztlich soll die Strategie eine Richtschnur für 

die Zusammenarbeit bis etwa zum Jahr 2020 sein und damit Aussagen zu Instrumenten und Maßnahmen als 

auch zur Organisationsstruktur machen.  

Eng verbunden mit der gemeinsamen Gewerbeflächenstrategie ist das Monitoring der regionalen Datenbasis. 

Seit dem Jahr 2010 verfügt die Kooperation über eine gemeinsame Datenbasis zu regional bedeutsamen Ge-

werbe- und Industriegebieten. Die darin enthaltenen Informationen, die eine wichtige Grundlage für die Zu-
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sammenarbeit darstellen, wurden in der Vergangenheit mit hohem Aufwand aktualisiert und gepflegt. Es be-

steht das Ziel, einen Lösungsansatz zu erarbeiten, der es erlaubt die Daten zu Gewerbe- und Industriegebieten 

in das Portal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle zu integrieren und künftig zentral über dieses zu aktualisieren 

und zu verwalten.  

Ein weiterer Schwerpunkt des Projektes umfasst die künftigen Organisations- und Governance-Strukturen so-

wie die Einbindung der Kooperation in Themen- und Handlungsfelder stadtregionaler Zusammenarbeit. Die 

interkommunale Kooperation stellt ein freiwilliges Bündnis von Städten und Gemeinden im Bereich der Gewer-

beflächenentwicklung dar, das von weiteren Partnern aus der Region unterstützt wird. Im Rahmen des Projek-

tes ist zu untersuchen, ob Anpassungsbedarf in der Organisationsform und den bestehenden Gremien besteht, 

welche Verbindlichkeit die Zusammenarbeit erreichen und wie die Finanzierung erfolgen soll. Zugleich sollen 

Lösungsansätze bzgl. der Einbindung der Kooperation in den stadtregionalen Kontext erarbeitet werden. Dieser 

Aspekt umfasst sowohl die Frage, welche Rolle die Kooperation innerhalb der Stadtregion übernehmen soll als 

auch, inwiefern eine Partnerschaft mit der Metropolregion Mitteldeutschland eingegangen werden kann. Die-

sen Aspekten stellte sich u.a. bereits ein Forschungsprojekt im Rahmen des Modellvorhabens der Raumord-

nung, das im Zeitraum von 2011 bis 2013 durchgeführt wurde und sich mit der Metropolregion Mitteldeut-

schland und der Stadtregion Halle/Leipzig beschäftigte (vgl. Kap. 2).  

Im Rahmen des Projektes besteht ferner das Ziel, das Bekenntnis der Partner zur freiwilligen Zusammenarbeit 

zu erneuern. Bereits im Jahr 2010 haben sich Städte und Gemeinden sowie Landkreise im Rahmen der Gemein-

samen Erklärung zur Zusammenarbeit bei der Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig und auf 

eine Reihe von Maßnahmen verständigt. Einen Teil der Vorhaben konnte die Kooperation bereits verwirklichen 

und dabei bedeutende Erfolge erzielen. Eine neuerliche Willensbekundung in Form einer Weiterentwicklung 

der Gemeinsamen Erklärung ist notwendig, um auf veränderte Rahmenbedingungen und Herausforderungen 

zu reagieren und um neue Ziele zu definieren. Gleichzeitig ist ein neuerliches Bekenntnis wichtig, um den betei-

ligten Akteuren und Arbeitsgremien Rückhalt für die anstehenden Aufgaben zu geben. 

1.3 Einbindung in das EU-Projekt City Regions 

Mit dem EU-Projekt City Regions sollen Kooperationsbeziehungen zwischen Stadtregionen und ihren Umland-

kommunen in ausgewählten Handlungsfeldern aufgebaut bzw. gestärkt werden. Dazu erproben mehrere mitte-

leuropäische Städte und Regionen in fünf Pilotprojekten neue und innovative Ansätze der stadtregionalen Zu-

sammenarbeit. Im Ergebnis sollen verbindliche Vereinbarungen zur interkommunalen Kooperation erzielt und 

möglichst in stärker institutionalisierten Strukturen gefestigt werden. Zusätzlich wird im Rahmen des Projektes 

die Rolle der Stadtregionen in Bezug auf makroregionale Strategien und die Strukturförderung der Europä-

ischen Union untersucht. Das EU-Projekt ist in den INTERREG IVB-Programmraum Mitteleuropa eingebettet 

und wird durch den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) finanziell unterstützt. 

Leadpartner des von Juli 2012 bis Dezember 2014 laufenden EU-Projektes City Regions ist die Stadt Leipzig 

(Stadtplanungsamt). Weitere Partner sind die Stadtregionen Wrocław (PL), Graz (AT), Prag (CZ) sowie Turin (IT). 

Alle Regionen verfolgen die Weiterentwicklung bzw. Intensivierung der interkommunalen und stadtregionalen 

Zusammenarbeit, allerdings mit je eigenen Themenschwerpunkten bzw. Pilotprojekten: 

- Halle/Leipzig: Interkommunale Gewerbeflächenentwicklung 

- Wrocław: Aufbau eines flächendeckenden Netzes von Kindergärten, Entwicklung von Park&Ride-

Angeboten sowie Erarbeitung einer regionalen Strategie für Grün- und Freiflächen 

- Graz: Nachhaltige Verkehrs- und Mobilitätsmaßnahmen zur verbesserten Erreichbarkeit von Naherho-

lungsgebieten 

- Prag: Verbesserung der städtischen Mobilität, insbesondere des Nahverkehrsangebotes 

- Turin: Erarbeitung einer metropolitanen Entwicklungsstrategie zur Steigerung der kommunalen Mit-

bestimmung 
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1.4 Handlungsauftrag und Vorgehen 

Das Pilotvorhaben im Rahmen des Projektes City Regions umfasst sowohl thematische Arbeitsbausteine als 

auch Aufgaben des Prozessmanagements und der Berichterstattung im Rahmen des EU-Projektes. Diese Baus-

teine werden nachfolgend zu drei Arbeitsschwerpunkten zusammengefasst: 

I. Inhaltliche Bausteine 

II. Kommunikationsprozess und Prozessmanagement 

III. Dokumentation und Publikation 

Die inhaltlichen Bausteine orientieren sich an den Zielen der Kooperation und werden mit verschiedenen Auf-

gaben untersetzt.  

Ein erster Aspekt ist die Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung in der Regi-

on Halle/Leipzig. In den vergangenen Monaten wurde in enger Zusammenarbeit mit der Projektleitung und der 

Steuerungsgruppe zunächst ein Entwurf erstellt. Dazu traf sich die Steuerungsgruppe im Juni 2014 zu einem 

Workshop, um wesentliche Grundlagen zu erarbeiten. Zudem wurden bisherige Ergebnisse aus Studien und 

Untersuchungen hinsichtlich einer gemeinsamen Strategie mit Zielhorizont 2020 zusammengeführt. Besondere 

Aufmerksamkeit wurde in dem Zusammenhang dem Positionspapier gewidmet, das im Herbst 2013 durch die 

AG Planung und Entwicklung vorgelegt wurde und zentrale Aspekte und weiterführende Fragestellungen für 

eine Strategie benennt. Das nun vorliegende Strategiepapier beschäftigt sich mit der aktuellen Flächensituation 

und den Herausforderungen in der Region und setzt sich sogleich mit Instrumenten zur Planung, Entwicklung 

und Vermarktung von Gewerbeflächen auseinander.  

Ein eng damit verknüpfter Aspekt umfasst das Monitoring der regionalen Datenbasis. In der Vergangenheit 

wurden die Daten zu Gewerbe- und Industriegebieten aufwendig mit Hilfe von Datenblättern erhoben und 

verwaltet. Aufgabe war es, das Monitoring in das Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle zu integrie-

ren und den Erhebungsprozess zu vereinfachen. Ein entsprechender Lösungsansatz wurde in den vergangenen 

Monaten durch die AG Datenbank und die TU Dresden erarbeitet und in enger Abstimmung mit der Steue-

rungsgruppe durchgeführt. Ab sofort werden das Gewerbeflächenmonitoring und damit die Aktualisierung der 

regionalen Datenbasis über das Portal der Wirtschaftsregion erfolgen. Dazu steht den Partnern ein geschützter 

Bereich zur Verfügung, in dem sämtliche Informationen verwaltet werden. 

Ein weiteres Aufgabenfeld im Rahmen des Projektes umfasste die zukünftigen Organisations- und Governance-

Strukturen sowie die Einbindung der Kooperation in Themenbereiche und Handlungsfelder stadtregionaler 

Kooperation. Dazu wurde in einem ersten Schritt die bereits vorhandene Untersuchung des Modellvorhabens 

der Raumordnung zur Metropolregion Mitteldeutschland ausgewertet. In dieser Studie werden Formen der Zu-

sammenarbeit zwischen Städten und Gemeinden in der Stadtregion Halle/Leipzig in unterschiedlichsten Hand-

lungsfeldern untersucht und Empfehlungen für die künftige Organisation abgeleitet. In Vorbereitung auf ein 

Arbeitstreffen mit der Steuerungsgruppe im Juni 2014 wurde zudem eine umfangreiche Untersuchung zu Best-

Practice-Regionen durchgeführt, in denen ebenfalls Städte und Gemeinden auf regionaler Ebene im Bereich 

Gewerbe zusammenarbeiten. Die Ergebnisse bildeten eine wichtige Grundlage für das Arbeitstreffen, in dessen 

Mittelpunkt u.a. die Ausgestaltung der künftigen Zusammenarbeit stand (d.h. Rechtsform, Finanzierung etc.). 

Der Arbeitsschwerpunkt enthält einen weiteren Baustein, bei dem es um die Weiterentwicklung der aus dem 

Jahr 2010 stammenden Gemeinsamen Erklärung ging. Die Erklärung sollte inhaltlich überprüft und an geänder-

te Rahmenbedingungen angepasst werden, wobei in besonderer Weise den politischen Erfordernissen Rech-

nung zu tragen war, die sich aus der Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung ableiten. Die Weiterentwicklung 

erfolgte in enger Zusammenarbeit mit den regionalen Akteuren; zudem wurde ein umfassender Abstimmungs-

prozess mit den Kommunen der Region durchgeführt. 

Ein zweiter Arbeitsschwerpunkt umfasste den Kommunikationsprozess und das Prozessmanagement. Aufgabe 

der TU Dresden war es, die Kooperation in der Region Halle/Leipzig zu begleiten und zu unterstützen. Seit De-

zember 2013 fand eine Reihe von Treffen der Steuerungsgruppe und der Arbeitsgruppen statt. Diese wurden 
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sowohl inhaltlich als auch methodisch unterstützt und der Prozess dokumentiert. Außerdem fanden Abstim-

mungen mit den Verantwortlichen der Metropolregion Mitteldeutschland statt, da eine Partnerschaft zwischen 

beiden Kooperationen eine künftige Option darstellt. Einen gänzlich neuen Baustein bildeten die regelmäßig 

erscheinenden regionalen Newslettern, die von der Kooperation berichten und in der Region verteilt werden. 

Weiterhin ist die Mitwirkung an dem EU-Projekt City Regions Teil des Arbeitsschwerpunktes. Im Vordergrund 

der regelmäßig stattfindenden Partnertreffen, die in Prag, Turin und Dresden stattfanden, stand der Erfah-

rungsaustausch mit den anderen vier Stadtregionen aus Italien, Österreich, Polen und Tschechien. 

Die Aufgaben der Dokumentation und Publikation werden in einem dritten Arbeitsschwerpunkt zusammenge-

fasst. Darunter fällt schwerpunktmäßig die Berichterstattung im Rahmen des EU-Projektes. In dem Zusammen-

hang wurden ein Thesen- und ein Arbeitspapier, ein Zwischenbericht, eine Broschüre, ein Bericht zur regiona-

len Datenbasis und zu den Flächenpotenzialen sowie nunmehr auch der Abschlussbericht vorgelegt. Für den 

Kooperationsprozess selbst wurde bereits eine vereinfachte Kartengrundlage erarbeitet, die den Kooperations-

raum und die Region Halle/Leipzig abbildet.  

Ein detaillierter Zeit- und Aufgabenplan befindet sich im Anhang des Abschlussberichtes. 

1.5 Interkommunale Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig - Kooperations-

raum und beteiligte Akteure 

Der Kooperationsraum ist aufgrund des Prinzips der freiwilligen Teilnahme am Kooperationsprozess zunächst 

offen und flexibel abgegrenzt. Er erstreckt sich über die Landesgrenze zwischen Sachsen-Anhalt und dem Frei-

staat Sachsen hinweg und umfasst die Städte Halle und Leipzig sowie zahlreiche Kommunen im näheren und 

weiteren Umland der beiden Oberzentren.  

Neben den beiden Oberzentren Leipzig und Halle beteiligen sich an der Zusammenarbeit die kreisangehörigen 

Kommunen aus Sachsen-Anhalt und Sachsen, die sächsischen Landkreise Leipzig und Nordsachsen sowie der 

Landkreis Saalekreis in Sachsen-Anhalt. Weitere Beteiligte sind die oberen Landesplanungsbehörden aus je-

weils beiden Bundesländern sowie die Regionale Planungsgemeinschaft (RPG) Halle und der Regionale Pla-

nungsverband (RPV) Leipzig-Westsachsen. Darüber hinaus nehmen neben den gebietskörperschaftlichen Ak-

teuren auch die Industrie- und Handelskammern Halle-Dessau und Leipzig teil.  

 
Abbildung 1: Übersichtskarte: Kooperationsraum interkommunale Gewerbeflächenentwicklung Region Halle/Leipzig  [5]  
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1.6 Organisations- und Steuerungsstrukturen 

Während des bisherigen Kooperationsverlaufes etablierten sich verschiedene Strukturen zur Organisation und 

Steuerung der Zusammenarbeit. Dazu zählen drei Arbeitsgruppen sowie eine Steuerungsgruppe. In regelmäßi-

gen Abständen finden Regionalworkshops und Jahreskonferenzen in der Region statt. 

 

Abbildung 2: Übersicht zu den Organisations- und Steuerungsstrukturen der interkommunalen Kooperation zur Gewerbe-

flächenentwicklung  [6] 

Die Steuerungsgruppe ist das zentrale Gremium der Kooperation. Sie tagt in regelmäßigen Abständen und ist 

für die Koordination und Abstimmung von inhaltlichen sowie organisatorischen Arbeitsschritten verantwort-

lich. Zudem kümmert sie sich um die Vor- und Nachbereitung von Workshops und Konferenzen. In der Steue-

rungsgruppe arbeiten Vertreter der Oberzentren Halle und Leipzig, der Mittelzentren Schkeuditz und Merse-

burg, Vertreter des RPV Leipzig-Westsachsen und der RPG Halle sowie Vertreter der Landesdirektion Sachsen 

bzw. des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt zusammen. Je ein Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes der 

Stadt Leipzig und des Fachbereiches Planen der Stadt Halle nehmen gemeinsam die Aufgaben der Projektlei-

tung (Sekretariatsfunktion) und der Öffentlichkeitsarbeit wahr. Zu ihren wesentlichen Aufgaben gehören die 

Kommunikation und Koordination zwischen den beteiligten Akteuren der Steuerungsgruppe und der Arbeits-

gruppen sowie mit den kommunalen Vertretern in der Region, die Organisation der Workshops und Konferen-

zen sowie die Öffentlichkeitsarbeit [7]. 

Zu Beginn des Jahres 2013 bildeten sich im Rahmen der Steuerungsgruppe die drei Arbeitsgruppen Planung 

und Entwicklung, Regionales Standortmarketing
1
 sowie Datenbank. Zur inhaltlichen Weiterentwicklung der ge-

samten Kooperation werden in den drei Arbeitsgruppen jeweils einzelne Themen intensiver als in der Steue-

rungsgruppe diskutiert. Jede Arbeitsgruppe benennt je einen Koordinator als Ansprechpartner gegenüber der 

gesamten SG, der Projektleitung sowie externer Experten. 

Zur Einbindung regionaler und lokaler Akteure finden neben den Treffen der Steuerungsgruppe zusätzlich in 

regelmäßigen Abständen Konferenzen und Workshops statt. Zu den Jahreskonferenzen (1x jährlich) werden 

insbesondere die politischen und fachlichen Akteure der Region eingeladen. Die Regionalworkshops (1-2x jähr-

lich) sind entsprechend ihrem fachlichen Charakter für die Akteure der Arbeitsebene vorgesehen. Mit diesen 

Veranstaltungen soll der gesamte Kooperationsprozess sowohl fachlich als auch politisch in der Region veran-

kert werden. Von allen an der Kooperation beteiligten Gebietskörperschaften und Partnerinstitutionen werden 

                                                           
1
 Die Steuerungsgruppe einigte sich im Rahmen eines Workshops am 24. Juni 2014 in Leipzig darauf, die vormals mit dem 

Namen „Vermarktung“ bezeichnete AG in „Regionales Standortmarketing“ umzubenennen. 

Steuerungsgruppe

AG
Planung +

Entwicklung

AG Regionales 
Standort-
marketing

Regionalworkshops + Jahreskonferenzen

AG
Datenbank

Projektleitung

(Leipzig + Halle)

Moderation des 
Gesamtprozesses

(Regionalplanungen)
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zur effizienten Koordination Fachvertreter als dauerhafte Ansprechpartner benannt. An diese werden auch alle 

Protokolle der Steuerungsgruppentreffen versendet. [1] 

1.7 Der Kooperationsverlauf – Meilensteine der Kooperation 

Im Rahmen der Laufzeit des EU-Projektes City Regions fanden zwischen September 2012 und Dezember 2014 

mehrere Treffen der Steuerungsgruppe und der Arbeitsgruppen sowie zwei Regionalworkshops statt. Auf eu-

ropäischer Ebene trafen sich die Akteure bei Partner Meetings u.a. in Prag, Turin und Dresden. Den Abschluss 

des EU-Projektes bildete eine internationale Fachkonferenz im September 2014 zur „Positionierung von Stadt-

regionen in europäischen Strategien“. Im Folgenden informiert ein kurzer chronologischer Abriss über den 

Kooperationsverlauf. 

 

Datum Veranstaltung Ort 

18. September 2012 23. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

27. November 2012 Workshop der Steuerungsgruppe Halle 

29. Mai 2013 24. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

24. September 2013 25. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

15. Oktober 2013 5. Regionalworkshop Braunsbedra 

Beginn des Pilotprojektes und der Begleitung durch die TU Dresden 

12.-14. November 2013 Partner Meeting (City Regions) Prag (CZ) 

26. November 2013 26. Treffen der Steuerungsgruppe Halle 

14. Januar 2014 Treffen der AG Planung und Entwicklung Leipzig 

28. Januar 2014 27. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

28. Januar 2014 Treffen der AG Vermarktung Leipzig 

25.-28. März 2014 Partner Meeting (City Regions) Turin (IT) 

1. April 2014 28. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

8. April 2014 6. Regionalworkshop Böhlen 

24. Juni 2014 29. Treffen der Steuerungsgruppe (Workshop) Leipzig 

11. September 2014 30. Treffen der Steuerungsgruppe Halle 

23. September 2014 Partner Meeting (City Regions) Dresden 

24. September 2014 Abschlusskonferenz City Regions Dresden 

12. November 2014 Jahreskonferenz Interkommunale Kooperation Leipzig 

15. Dezember 2015 31. Treffen der Steuerungsgruppe Leipzig 

Abbildung 3: Überblick zum Kooperationsverlauf im Rahmen des EU-Projektes City Regions  [8] 

Jahreskonferenz 2014 

Die Jahreskonferenz am 12. November 2014 in der Konsum-Zentrale in Leipzig bildete den Höhepunkt der 

Interkommunalen Kooperation zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig im Jahr 2014. Zahl-

reiche politische und fachliche Vertreter der beteiligten Städte und Gemeinden, der Landkreise, Regionalpla-

nungen und Landesbehörden sowie weitere interessierte Akteure waren der Einladung gefolgt und wohnten 

der Konferenz bei. 
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Die Akteure wurden durch die Beigeordneten der Städte Halle und Leipzig (Herr Stäglin und Frau Dubrau) be-

grüßt und in die Thematik eingeführt. Darüber hinaus hatten die Teilnehmer die Gelegenheit einen Blick über 

den eigenen Tellerrand zu werfen. In der Region Aachen existiert seit vielen Jahren eine ähnliche Kooperation 

aus Städten und Gemeinden zur Gewerbeflächenentwicklung. Bei der Vorstellung der Region durch einen Ver-

treter der AGIT wurde deutlich, dass eine solche freiwillige Zusammenarbeit Zeit benötigt, um Vertrauen zwi-

schen den Beteiligten aufzubauen und sichtbare Erfolge zu erzielen. Ein sog. Kümmerer ist zudem nützlich, um 

der Kooperation den notwendigen Schwung zu verleihen und sie anzuleiten. 

 

  

Abbildung 4 + 5: Jahreskonferenz 2014 

 

Im weiteren Verlauf der Veranstaltung ging es um das Kooperationsgeschehen im Jahr 2014 mit den Veranstal-

tungen und den erzielten Meilensteinen. Zu den bedeutendsten inhaltlichen Ergebnissen der Zusammenarbeit 

zählen das „Strategiepapier zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig“, die „Fortschreibung 

zur Gemeinsamen Erklärung“ sowie die Integration der regionalen Datenbasis zu Gewerbe- und Industriegebie-

ten in das Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle. Beide Dokumente wurden den Teilnehmern vor-

gestellt. Zudem entwickelten sich anregende Diskussionen um die Zukunft der Kooperation ab dem Jahr 2015. 

Im zweiten Teil der Veranstaltung ging es allgemein um die Chancen einer engen Zusammenarbeit der Inter-

kommunalen Kooperation mit der Metropolregion Mitteldeutschland. Dieser Aspekt wurde auch bei einer an-

schließenden Podiumsdiskussion thematisiert, bei der Vertreter von Kommunen, den Landesplanungen und der 

Wirtschaft über den Mehrwert der interkommunalen Kooperation für die Region Halle/Leipzig sprachen. Sie 

wiesen bspw. darauf hin, dass die interkommunale und über die Landesgrenze reichende Zusammenarbeit 

wichtig ist für einen gemeinsamen Auftritt im internationalen Standortwettbewerb und ein abgestimmtes und 

hochwertiges Flächenangebot die Voraussetzung darstellt für die Ansiedlung von Unternehmen und Arbeits-

plätzen. 

Die Jahreskonferenz wurde schließlich mit einem gemeinsamen Gruppenfoto der Teilnehmer sowie der Unter-

zeichnung der Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung abgeschlossen. 

Regionalworkshops 

Am 15. Oktober 2013 fand der 5. Regionalworkshop in Braunsbedra statt. Der Workshop diente in erster Linie 

zur Vorstellung der Arbeitsergebnisse aus den Jahren 2012 und 2013. Den Teilnehmern wurden der Aufbau, die 

Organisationsstruktur und Handlungsfelder der Metropolregion Mitteldeutschland vorgestellt sowie die Vortei-

le, die sich aus der Zusammenarbeit in der Metropolregion ergeben. 

Die Projektleitung der Kooperation informierte über die bisherigen organisatorischen und inhaltlichen Meilen-

steine, die derzeitige Organisationsstruktur der Kooperation sowie über die Finanzierung im Rahmen des EU-

Projektes City Regions. Darüber hinaus berichtete der Leiter der AG Planung und Entwicklung über den aktuel-
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len Stand hinsichtlich einer gemeinsamen Planung und Entwicklung von Gewerbeflächen in der Region Hal-

le/Leipzig. Dabei ging er insbesondere auf die inhaltlichen Schwerpunkte der Zusammenarbeit ein. Dazu zählen 

die Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung, die Qualifizierung vorhandener 

Gewerbeflächen (Bestandspflege), die Planung und Entwicklung weiterer Flächen sowie das Monitoring zum 

regionalen Gewerbeflächenpotenzial. Die AG Planung und Entwicklung hat als inhaltliche Arbeitsgrundlage für 

den weiteren Kooperationsprozess ein Positionspapier mit drei Arbeitsschwerpunkten erarbeitet, das den Teil-

nehmern des Regionalworkshops präsentiert und zur Diskussion gestellt wird. 

Weiterhin wurden Arbeitsergebnisse der Internetplattform der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle vorgestellt. Der 

Fokus lag hier auf der Ländergrenzen überschreitenden Gewerbeflächendatenbank ImmoSIS. 

In der sich anschließenden Diskussion zum zukünftigen Arbeitsprozess sprachen die Teilnehmer verschiedene 

Teilthemen wie z.B. die Bedeutung des interkommunalen Kooperationsprozesses, praktische Aspekte zur Ak-

tualisierung der regionalen Datenbasis, die Erweiterung auf andere thematische Handlungsfelder oder die 

räumliche Ausdehnung der Kooperation. 

Abschließend wurde den Teilnehmern das durch das Planungsbüro Landmann erstellte Interkommunale Stra-

tegie- und Handlungskonzept für ausgewählte Gewerbeflächen in der Region Halle/Leipzig präsentiert. [4] 

Der 6. Regionalworkshop fand am 8. April 2014 im Kraftwerk Lippendorf (Gemeinde Neukieritzsch) statt. Auch 

dieser Workshop diente vorrangig zur Information über den aktuellen Kooperationsstand seit dem letzten Re-

gionalworkshop in Braunsbedra sowie zum aktiven Austausch zwischen den Kooperationspartnern. 

In einem kurzen Bericht wurden die Teilnehmer des Workshops zunächst über die im März 2014 vollzogene Fu-

sion der Metropolregion Mitteldeutschland mit der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland zur „Europä-

ischen Metropolregion Mitteldeutschland e. V. informiert. Außerdem ging es um die gemeinsame Vision und 

Mission, die verschiedenen Handlungsfelder und Umsetzungsprojekte sowie die Organisationsstruktur und den 

Aktionsraum der neu aufgestellten Metropolregion. 

Die Projektleitung berichtete über aktuelle Entwicklungen im Kooperationsprojekt und informierte insbesonde-

re über die derzeitige Arbeitsstruktur, Aktivitäten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit sowie die finanzielle Aus-

stattung im Rahmen des EU-Projektes City Regions. 

Vertreter der TU Dresden stellten die inhaltliche Schwerpunkte und Hauptziele der Kooperation für das Jahr 

2014 vor. Dazu zählen im Wesentlichen die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung aus dem Jahr 2010 

sowie die Strategie zur künftigen Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig. Dabei wurden auch 

die einzelnen Schritte zur Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie erläutert. Darüber hinaus wurden die Än-

derungen beim Monitoring der regionalen Datenbasis, insbesondere die Neuerungen bei der Datenaktualisie-

rung und die Veränderungen durch die Integration der Daten in das Online-Portal der Wirtschaftsregion Leip-

zig-Halle vorgestellt. Die Anforderungen an künftige Organisations- und Governance-Strukturen sowie die Ein-

bindung der Kooperation in Themen- und Handlungsfelder stadtregionaler Zusammenarbeit sind weitere in-

haltliche Schwerpunkte des Arbeitsprogrammes 2014. 

Anhand guter Praxisbeispiele wurden den Teilnehmern des Workshops drei Projekte zur interkommunalen Zu-

sammenarbeit aus der Region Halle/Leipzig präsentiert: die interkommunale Zusammenarbeit des Planungs-

verbandes „Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A14“, das integrative Flächenentwicklungskonzept Leipzig-

Nord sowie das größte Projekt der Metropolregion Mitteldeutschland mit dem Namen „HYPOS – Grüner Was-

serstoff aus Mitteldeutschland“. 
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Abbildung 6: Gruppenfoto 6. Regionalworkshops im Kraftwerk Lippendorf am Industriestandort Böhlen-Lippendorf  [9] 

Treffen der Steuerungsgruppe 

Die Steuerungsgruppe kam regelmäßig zu ihren Sitzungen in Halle bzw. Leipzig zusammen. Themenschwer-

punkte in den Veranstaltungen vor der externen Projektbegleitung durch die TU Dresden waren die Gewerbe-

flächendatenbank ImmoSIS, die Abgrenzung des Kooperationsraumes, ein Arbeitsplan für die Jahre 2012 und 

2013 sowie die Finanzierung des Kooperationsprozesses. Im Rahmen eines Workshops zum zukünftigen Ar-

beitsplan der Kooperation beschäftigte sich die Steuerungsgruppe insbesondere mit der Erarbeitung gemein-

samer Aufgaben und Themenfelder, den Zielen der Zusammenarbeit sowie den zukünftigen Arbeits- und Orga-

nisationsstrukturen. Außerdem wurden drei themenbezogene Arbeitsgruppen gegründet. Weitere Treffen der 

Steuerungsgruppe dienten im Wesentlichen der inhaltlichen Abstimmung zwischen den drei Arbeitsgruppen, 

der Vorbereitung eines weiteren Regionalworkshops sowie zur Vorstellung verschiedener Arbeitsergebnisse 

innerhalb des EU-Projektes bzw. des interkommunalen Kooperationsprojektes wie z.B. die Studie „Interkom-

munales Strategie- und Handlungskonzept für gebietskonkrete und branchenorientierte Maßnahmen der Flä-

chenentwicklung und Vermarktung von bedeutsamen GI/GE-Flächen in der Region Halle/Leipzig“ oder das von 

der AG Planung und Entwicklung erarbeitete Positionspapier. [4] [12] 

Zum 26. Treffen der Steuerungsgruppe am 26. November 2013 stellte die TU Dresden die Leistungsbausteine 

ihres Auftrages zur externen Begleitung der Zusammenarbeit vor. Neben Informationen der Projektleitung, den 

Berichten der drei Arbeitsgruppen und Informationen aus der Metropolregion Mitteldeutschland war die Aus-

wertung des 5. Regionalworkshops in Braunsbedra ebenfalls Thema des Treffens. Außerdem stimmten sich die 

SG-Mitglieder über die künftigen Arbeitsschwerpunkte im Jahr 2014 ab und trafen erste Vorbereitungen zur 

Organisation des 6. Regionalworkshops am Industriestandort Böhlen-Lippendorf. 

Erste Arbeitsergebnisse (Kartengrundlage / Themen-und Handlungsfelder stadtregionaler Kooperation) der TU 

Dresden wurden im Rahmen des 27. Treffen der Steuerungsgruppe am 28. Januar 2014 vorgestellt und durch 
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die SG-Mitglieder diskutiert. Neben aktuellen Informationen der Projektleitung sowie den Berichten der Ar-

beitsgruppen diente das Treffen auch der inhaltlichen Vorbereitung des nächsten Regionalworkshops. 

Im Fokus des 28. Treffens der Steuerungsgruppe am 1. April 2014 stand die Vorbereitung und inhaltliche Ab-

stimmung zum 6. Regionalworkshop in Böhlen-Lippendorf. Die Mitglieder der Steuerungsgruppe sprachen sich 

über die Inhalte der einzelnen Tagesordnungspunkte ab. Besonderes Gewicht erhielt in der Diskussion die ge-

plante Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung aus dem Jahr 2010 und die Begründung zur Notwendig-

keit der Weiterentwicklung gegenüber den Teilnehmern des Regionalworkshops. 

  

Abbildung 7 + 8:  Workshop der Steuerungsgruppe am 24. Juni 2014 in Leipzig  [10] 

Die Steuerungsgruppe veranstaltete am 24. Juni 2014 einen Workshop, um die Inhalte einer gemeinsamen 

Strategie zur künftigen Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig zu erarbeiten. Im Rahmen des 

Workshops wurden die Erfolge der bisherigen Zusammenarbeit, die zukünftigen Herausforderungen, die Ober-

ziele des Projektes, spezifische Ziele im Bereich Planung und Entwicklung sowie spezifische Ziele im Bereich des 

Regionalen Standortmarketings erörtert. Darüber hinaus diskutierten die Mitglieder der Steuerungsgruppe ver-

schiedene Instrumente zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung hinsichtlich ihrer Anwendung in der 

Region Halle/Leipzig sowie über Anforderungen der Kooperation an zukünftige Organisations- und Governance-

Strukturen (vgl. Kap. 6). Einig war sich die Steuerungsgruppe darüber, den Namen der AG Vermarktung in Re-

gionales Standortmarketing zu ändern, da die Kooperation keine aktive Flächenvermarktung betreibt und sonst 

Missverständnisse auftreten können.  

Im Rahmen des Steuerungsgruppentreffens am 11. September 2014 in Halle wurden die durch die TU Dresden 

erarbeiteten Entwürfe der Gewerbeflächenstrategie sowie der Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung 

vorgestellt und diskutiert. Die Projektleitung informierte über eine Ausschreibung des Leistungsbausteins „Mo-

nitoring zur interkommunalen und regionalen Zusammenarbeit im Bereich Gewerbeflächenentwicklung und 

Regionalmarketing in der Region Halle/Leipzig“ sowie über Bemühungen, Fördermittel der Bundesländer Sach-

sen und Sachsen-Anhalt für die weitere Finanzierung des Kooperationsprozesses ab 2015 zu beantragen. Darü-

ber hinaus bereiteten die Mitglieder der Steuerungsgruppe die am 12. November 2014 in Leipzig stattfindende 

Jahreskonferenz vor und stimmten u.a. den geplanten Ablauf sowie die einzelnen Redebeiträge ab. 

Zum Jahresabschluss 2014 traf sich die Steuerungsgruppe am 15. Dezember 2014 im Stadthaus der Stadt Leip-

zig. Die Mitglieder tauschten sich über die Jahreskonferenz aus, die den Höhepunkt des Kooperationsjahres 

darstellte und richteten zugleich den Blick nach vorn. Dabei ging es um Möglichkeiten und Ansprüche an die 

Fortsetzung des Projektes über das Jahr 2015 hinaus. Zu diesem Zweck sollen Fördermittel der Länder beant-

ragt und verwendet werden. Auf sächsischer Seite hat sich die Kooperation bereits um Mittel aus der FR Regio 
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beworben, in Sachsen-Anhalt sollen Fördermittel aus der Förderrichtlinie zur Regionalentwicklung 2015 beant-

ragt werden. Gegenstand des Treffens waren weiterhin ein Bericht der AG Regionales Standortmarketing sowie 

das Monitoring zur interkommunalen und regionalen Zusammenarbeit im Bereich Regionalentwicklung und 

Gewerbeflächenentwicklung Halle/Leipzig. 

Treffen der Arbeitsgruppen 

Die Arbeitsgruppen trafen sich je nach Bedarf zu individuellen Beratungen. 

Die Treffen der AG Planung und Entwicklung dienten hauptsächlich der Erarbeitung eines Positionspapiers, der 

inhaltlichen Abstimmung zum weiteren Kooperationsverlauf sowie der Abstimmung mit der TU Dresden über 

einzelne Leistungsbausteine der externen Begleitung, insbesondere zur Erarbeitung einer Strategie zur gemein-

samen Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig. 

Auf den Treffen der AG Regional Standortmarketing (vormals AG Vermarktung) beschäftigte man sich vorran-

gig mit der Erstellung eines Konzeptes, das die wichtigsten Ziele, Aufgaben und Marketinginstrumente der Ar-

beitsgruppe beschreiben sowie auf Fragen der organisatorischen Ausgestaltung eingehen soll. Weitere Themen 

waren die Abstimmung mit Wirtschaftsförderungseinrichtungen der Region, gemeinsame Marketinginstrumen-

te sowie Aktivitäten im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit. 

Inhaltliche Schwerpunkte auf den Treffen der AG Datenbank waren die regionale Datenbasis zum Gewerbeflä-

chenpotenzial in der Region Halle/Leipzig sowie der Internetauftritt der Kooperation auf der Internetplattform 

der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle. Die Aktivitäten der Arbeitsgruppe fokussierten vorrangig auf die Integrati-

on der regionalen Datenbasis in das Online-Portal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle (ImmoSIS). In Vorberei-

tung der Datenintegration fanden zahlreiche bilaterale Abstimmungsgespräche zwischen relevanten Vertretern 

der AG Datenbank mit anderen Arbeitsgruppen sowie mit Vertretern der TU Dresden statt. Die Integration der 

Daten ist weitgehend abgeschlossen. Durch die Projektleitung wurden die Kooperationspartner um eine Aktua-

lisierung ihrer Daten in der ImmoSIS-Datenbank gebeten. 

Partner Meetings 

Die Kooperation zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung und die Region Halle/Leipzig profitieren 

durch die Einbindung in das EU-Projekt City Regions vom internationalen Erfahrungsaustausch mit den anderen 

vier beteiligten Stadtregionen Wrocław, Prag, Graz und Turin. Sie alle stehen vor ähnlichen Herausforderungen, 

wie die Region Halle/Leipzig. Um diese zu lösen, beschäftigen sie sich seit einigen Jahren mit dem Aufbau re-

gionaler Kooperationsstrukturen in den Handlungsfeldern Siedlungs- und Gewerbeflächenentwicklung sowie 

Infrastruktur und Verkehr. Ziel ist es, die Herausforderungen durch Formen der Zusammenarbeit zwischen 

Städten und Gemeinden sowie weiteren Akteure in den Stadtregionen zu bewältigen.  

 

Abbildung 9:  Partner Meeting im März 2014 in Turin  [11] 
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Auf regelmäßig stattfindenden Partnertreffen berichteten die Partner von ihren Erfahrungen und diskutierten 

gemeinsam über neue Handlungsstrategien und Lösungsansätze. Die letzten Treffen fanden im November 2013 

in Prag, im März 2014 in Turin und im September 2014 in Dresden statt. Zuvor hatte es bereits Treffen in 

Wrocław im Juni 2013, in Graz im März 2013 und im November 2012 in Leipzig gegeben.  

Auf dem Partner Meeting in Prag, das vom 12. bis 14. November 2013 stattfand, berichteten die Partner aus 

ihren Regionen und tauschten sich über ihre Erkenntnisse bei der Initiierung bzw. Verstetigung von regionalen 

Kooperationen aus. Zudem berieten sie über neue Strategien zur Intensivierung von Stadt-Umland-

Zusammenarbeit. Vom 25. bis 27. März 2014 trafen sich die Partner zu einem weiteren Arbeitstreffen in Turin. 

Einen wichtigen Baustein stellten die Berichte der Regionen zum Fortschritt und den bisher erzielten Ergebnis-

sen dar, die im Rahmen des Projektes erreichet wurden. Daneben wurde der Frage nachgegangen, welche Fak-

toren besonderen Einfluss auf regionale Kooperationen besitzen und wie sich diese auf deren Erfolg auswirken 

können. Auf dem letzten Partnertreffen im September 2014 in Dresden wurden die erzielten Ergebnisse und 

Meilensteine in den Regionen vorgestellt; zudem ging es um Möglichkeiten zur Verstetigung der interkommu-

nalen Kooperationen.  

Am 24. September 2014 fand in Dresden die Abschlusskonferenz des EU-Projektes statt. Neben der Vorstellung 

der Projektergebnisse stand die internationale Expertenkonferenz ganz im Zeichen der Positionierung von 

Stadtregionen in makroregionalen Strategien der Europäischen Union und möglichen Förderansätzen zur Fort-

führung der begonnenen Aktivitäten in den Stadtregionen. 

1.8 Ergebnisse des Kooperationsprozesses 

Positionspapier der AG Planung und Entwicklung 

Die Steuerungsgruppe legte im Oktober 2013 ein Positionspapier mit dem Titel „Gewerbeflächenentwicklung – 

Strategie, Monitoring und Flächenpool“ vor. Das Papier wurde maßgeblich durch die AG Planung und Entwick-

lung erarbeitet. Auf Grundlage des Positionspapiers soll ein gemeinsamer Dialog zwischen den Kooperationsak-

teuren in der Region Halle/Leipzig angestoßen werden. Es gliedert sich in die drei Teile: 

A Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung 

B Monitoring zum regionalen Flächenpool und zur Bauleitplanung sowie 

C Erweiterung des regionalen Flächenpools [12] 

Das Positionspapier ist Ausgangsbasis zur Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie zur Gewerbeflächenent-

wicklung. Es zeigt u.a. den Handlungsbedarf sowie erste Lösungsansätze auf und leitet konkrete Aufgaben und 

weitere Arbeitsschritte ab. Die Inhalte bilden zusammen mit den Ergebnissen des Arbeitsprozesses der vergan-

genen Monate (vgl. insbesondere Kap. 6) die Grundlage für die regionale Gewerbeflächenstrategie. 

Kartengrundlage zur interkommunalen Zusammenarbeit 

Gegenstand der externen Projektbegleitung durch die TU Dresden war die Erstellung einer vereinfachten Kar-

tengrundlage, welche den derzeitigen Kooperationsraum abbilden sollte. Ein erster Entwurf wurde im Rahmen 

des 27. SG-Treffens am 28. Januar 2014 vorgestellt. Entsprechend der Hinweise und Anmerkungen aus der 

Steuerungsgruppe wurde der Entwurf durch die TU Dresden überarbeitet und wird seitdem durch die Koopera-

tion für verschiedene Zwecke genutzt, beispielsweise im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit für Flyer oder bei 

Vorträgen (vgl. Kap. 1.5). 

Regionale Newsletter 

Seit Januar 2014 erscheinen erstmals regelmäßig Newsletter, die über die aktuellen Geschehnisse rund um die 

Kooperation zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig informieren. Die 
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Newsletter werden an alle Städte, Gemeinden und Landkreise der Region Halle/Leipzig sowie an alle weiteren 

Partner der Kooperation per E-Mail verteilt. Bisher sind drei Ausgaben des Newsletters erschienen. 

In der ersten Ausgabe des regionalen Newsletters (Januar 2014) wird in einem Rückblick über zurückliegende 

Veranstaltungen berichtet. Dazu zählen der 5. Regionalworkshop in Braunsbedra, das Partner-Meeting in Prag, 

die internationale Fachmesse für Gewerbeimmobilien und Investitionen EXPO REAL sowie ein Treffen regiona-

ler Akteure zur Vermarktung des Wirtschaftsstandortes Halle/Leipzig und potenzieller Ansiedlungsflächen auf 

dem Flughafen Leipzig-Halle. Der Newsletter enthält weiterhin Informationen zur Arbeit der Projektleitung und 

der drei Arbeitsgruppen der Kooperation. Weitere inhaltliche Bausteine der ersten Ausgabe sind die Vorstel-

lung der Studie „Interkommunales Strategie- und Handlungskonzept für gebietskonkrete und branchenorien-

tierte Maßnahmen der Flächenentwicklung und Vermarktung von bedeutsamen GI/GE-Flächen in der Region 

Halle/Leipzig“ und die Vorstellung der projektbegleitenden Arbeitsschwerpunkte der TU Dresden. In einem 

Ausblick wird auf wichtige Termine von anstehenden Veranstaltungen hingewiesen. 

   
Abbildung 10 + 11 + 12: Regionale Newsletter – Ausgaben Januar 2014, Mai 2014 und Oktober 2014  [13] 

Die zweite Ausgabe des regionalen Newsletters erschien im Mai 2014. In einem Bericht zu aktuellen Entwick-

lungen in der Region informiert dieser über die Fusion der Metropolregion Mitteldeutschland mit der Wirt-

schaftsinitiative für Mitteldeutschland. Außerdem wird in einem Rückblick von zurückliegenden Veranstaltun-

gen berichtet, wie etwa dem 6. Regionalworkshop im Kraftwerk Lippendorf, die Treffen der Steuerungsgruppe 

und der drei Arbeitsgruppen sowie das Partnermeeting in Turin. Weiterhin informiert der Newsletter über den 

derzeitigen Arbeitsstand und den weiteren Arbeitsprozess der Kooperation. Darin wird besonders auf die Not-

wendigkeit zur Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung aus dem Jahr 2010 als neuerliches Bekenntnis 

für die Zusammenarbeit aber auch zur Erarbeitung einer regionalen Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung 

als inhaltliche Richtschnur hingewiesen. Darüber hinaus informiert der Newsletter über die Neuerungen beim 

Monitoring der regionalen Datenbasis und stellt den Aufbau des Online-Portals der Wirtschaftsregion Leipzig-

Halle sowie die sich daraus ergebenden Möglichkeiten hinsichtlich der Datenaktualisierung detailliert vor. Ab-

schließend wird ein Ausblick auf wichtige Veranstaltungen gegeben, wie etwa die Jahreskonferenz am 12. No-

vember 2014 sowie die Abschlusskonferenz des EU-Projektes City Regions im September 2014 in Dresden. 

Die dritte Ausgabe des Newsletters wurde im Oktober 2014 an alle Partner und sonstigen Institutionen in der 

Region verteilt. Damit diente sie der Vorbereitung auf die anstehende Jahreskonferenz im November 2014 und 

der Einladung zur Mitgestaltung dieses Treffens. Wie bereits in den vorherigen Ausgaben gibt der Newsletter 

einen Überblick zu vergangenen Veranstaltungen (u.a. Partner Meeting sowie Abschlusskonferenz des EU-
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Projektes in Dresden) und zu den Treffen der Steuerungsgruppe sowie der Arbeitsgruppen. Daneben werden 

mit dem „Strategiepapier zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig“ sowie der „Fortschrei-

bung der Gemeinsamen Erklärung“ wichtige Arbeitsbausteine vorgestellt, die Gegenstand der Jahreskonferenz 

sein werden. Neben einem Zwischenstand zur Integration und Aktualisierung der regionalen Datenbasis zu Ge-

werbe- und Industriegebieten wird auch ein Ausblick auf weitere Veranstaltungen in der Region sowie ein zu-

sätzliches Arbeitspaket zum Monitoring der interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich Gewerbe gegeben. 

Monitoring und Integration der regionalen Datenbasis zu Gewerbe- und Industriegebieten in das 

Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle 

Die Kooperationspartner in der Region Halle/Leipzig begannen im Jahr 2010 mit dem Aufbau einer regionalen 

Datenbasis zu regional bedeutsamen Gewerbe- und Industriegebieten (d.h. Gebiete mit einer mindestens 5 ha 

großen, zusammenhängenden und verfügbaren Fläche). Zugleich haben die Partner im Zuge der Unterzeich-

nung der Gemeinsamen Erklärung im Jahr 2010 die regelmäßige Aktualisierung und die gemeinsame Pflege der 

Daten vereinbart. Die Datenbasis, die seit dem Jahr 2010 existiert und seitdem bereits mehrfach fortgeschrie-

ben wurde, stellt eine wichtige Grundlage für die Zusammenarbeit dar. Mit ihrer Hilfe konnte bspw. das vor-

handene regionale Flächenpotenzial bewertet und hinsichtlich seiner branchenspezifischen Eignung untersucht 

werden. Auf diese Weise lassen sich etwa Aussagen treffen zu räumlichen oder branchenspezifischen Flächen-

bedarfen oder auch zu Handlungserfordernissen, die durch Flächenüberangebote oder mangelhafte Ausstat-

tung der Gebiete zustande kommen. Voraussetzung für diese Analysen ist eine aktuelle Informationsgrundlage. 

Aus diesem Grund soll die vorhandene Datenbasis auch weiterhin einer regelmäßigen Aktualisierung unterzo-

gen werden, um Herausforderungen auch in Zukunft rechtzeitig zu erkennen. Die AG Datenbank und die TU 

Dresden arbeiteten von Dezember 2013 bis zum Sommer 2014 an einer Lösung, die darauf abzielte, die Aktua-

lisierung für alle Partner zu vereinfachen und die Verwaltung der Daten über eine zentrale Schnittstelle zu or-

ganisieren. Bislang erfolgte die Aktualisierung als Abfrage der Kommunen mithilfe von einzelnen Datenblättern. 

  

Abbildung 13 + 14: Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle [14] 

Die Lösung sieht vor, dass ab sofort die Datenaktualisierung und das gesamte Flächenmonitoring über das 

Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle erfolgen werden (www.wirtschaftsregion-leipzig-halle.de). 

Bei dem Portal handelt es sich ursprünglich um ein Instrument der Wirtschaftsförderung, das von den Kommu-

nen und Landkreisen der Stadtregion genutzt wird, um den Wirtschaftsstandort Halle/Leipzig zu bewerben und 

Immobilien sowie Flächen zu vermarkten. Das Portal wurde in den vergangenen Wochen überarbeitet und er-

weitert und wird künftig auch von der Kooperation zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung genutzt.  
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Planungsrechtliche Gegebenheiten 

- Art der baulichen Nutzung (Eignung/Ausweisung) 

- Maß der baulichen Nutzung (GRZ) 

- Stand FNP / B-Plan (Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. letzte Änderung) 

- Planungsrechtlicher Status  (B-Plan / V+E-Plan (in Kraft), B-Plan / V+E-Plan (in Aufstellung), FNP wirksam, FNP-Entwurf) 

- Innen- vor Außenentwicklung (Innenentwicklung, Arrondierung, Außenentwicklung) 

- Einschränkungen durch die Nähe zu Schutzgütern 

- Einschränkungen durch die Nähe zu Wohnbebauung 

- 24-Stunden-Betrieb möglich 

- Landesbedeutsame bzw. regional bedeutsame Gewerbfläche (nur Sachsen-Anhalt) 

Flächeneigenschaften 

- Verfügbare Fläche 

- Größte Parzelle (d.h. größte zusammenhängende Fläche) 

- Fläche bebaut 

- Hangneigung 

- Altlasten 

Stadttechnische / äußere Erschließung 

- Strom  

- Breitband 

- Fernwärme 

- Gas 

- Wasser/Abwasser 

- Abwasserentsorgung 

- Erschließung mit Fördermittel 

Verkehrsanbindung (Wegstrecke per Motorisiertem Individual Verkehr (MIV)) 

- Entfernung A 9 / A 14 / A 38 / A 4 

- Ortsdurchfahrt 

- Entfernung Bundesstraße 

- Entfernung Flughafen 

- Gleisanschluss 

- Öffentlicher Nahverkehr 

Sonstiges 

- Regionalbedeutsame Branchen im gleichen Gewerbegebiet 

- Branchenrelevante F&E Einrichtungen im gleichen Gewerbegebiet 

- Eigentümer 

Abbildung 15: Kriterien der regionalen Datenbasis (d.h. interner Bereich des Portals der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle) 

In einem ersten Schritt wurden die Daten zu Gewerbe- und Industriegebieten in die bestehende Datenbank 

ImmoSIS integriert, ohne dabei jedoch an Detailschärfe zu verlieren. Auch weiterhin erfolgt die Datenaufnahme 

anhand von Kriterien, mit denen Informationen etwa zum planungsrechtlichen Status, zur Größe und Lage der 

Flächen und zur Entfernung zu Autobahnen etc. erhoben werden (siehe Abbildung 12). Das Internetportal ver-

fügt über einen offenen sowie einen geschützten Bereich. Auf den internen Bereich können ausschließlich die 

Kooperationspartner der interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung zugreifen. Von nun an wird hier die 

regionale Datenbasis verwaltet, die von den beteiligten Städten und Gemeinden sowie Landkreisen jederzeit 

eingesehen werden kann. Der Bereich ist deshalb geschützt, weil die Informationen zunächst nur zur regiona-

len Abstimmung der Gewerbeflächenentwicklung zwischen den Kommunen zur Verfügung stehen. Anders ver-

hält es sich mit dem offenen Bereich, der für jedermann zugänglich ist. Hier finden sich umfangreiche Angaben 
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zur Region Halle/Leipzig und zu wirtschaftlichen Kennzahlen. Genauso ist hier die Datenbank ImmoSIS zu fin-

den, die sowohl Wirtschaftsförderern als auch Unternehmen zur Verfügung steht. Sie bietet verschiedene 

Funktionen zur Suche von Gewerbeflächen und Immobilien und hält darüber hinaus detaillierte Gebietsanga-

ben und Kontaktmöglichkeiten bereit. 

Die Integration der Datenbasis in das Internetportal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle bringt eine Reihe von 

Vorteilen mit sich. Durch die Zusammenführung der bisher getrennten Datenbanken wird der Arbeitsaufwand 

künftig vor allem für die Kommunen und Landkreise verringert, die für die Datenpflege verantwortlich sind. Ab 

sofort werden die Daten zentral über das gemeinsame Portal aktualisiert und gepflegt, ein getrenntes und da-

mit doppeltes Sammeln und Vorhalten von Informationen entfällt sogleich. Gleichzeitig wird die Detailschärfe 

der Daten der Kooperation zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung beibehalten. Informationen, die 

ausschließlich dem Zweck der planerischen Abstimmung zwischen den Kommunen dienen, stehen auch wei-

terhin nur den Kooperationspartnern im internen Bereich zur Verfügung. Letztlich entscheidet jede Kommune 

selbst, welche Angaben in dem offenen Bereich eingesehen werden können und welche nur in dem geschütz-

ten Bereich für die Kooperation verfügbar sind. Nicht zuletzt bietet das System den Vorteil, dass die Kommunen 

die Daten laufend aktualisieren und damit deutlich schneller auf Veränderungen beim Gewerbeflächenbestand 

reagieren können, die etwa durch Zu- und Abgänge hervorgerufen werden. 

Aktuelle Flächenpotenziale  

Die Datenbasis der interkommunalen Kooperation enthält regional bedeutsame Gewerbe- und Industrieflächen 

in der Region Halle/Leipzig. Die Daten wurden in die ImmoSIS-Datenbank auf dem Internetportal der Wirt-

schaftsregion integriert. Künftig werden die Kooperationspartner (Sachsen: durch die Landkreise, Sachsen-

Anhalt: i.d.R. durch die Kommunen) die Datensätze über dieses Portal aktualisieren und pflegen. In der Daten-

bank werden sehr vielfältige Informationen gespeichert, die für die Abstimmung der Planung und Entwicklung 

im regionalen Kontext notwendig sind und sogleich die Grundlage der Zusammenarbeit bilden. Es handelt sich 

dabei um diejenigen Kriterien, auf die sich die Akteure bereits zu Beginn des Kooperationsprozesses im Jahr 

2010 verständigten. Dazu gehören allgemeine Aspekte, wie etwa zur räumlichen Lage und zur Größe der Ge-

werbe- und Industriegebiete. Darüber hinaus werden auch wichtige Details bspw. zur Beschaffenheit und Aus-

stattung der Gebiete, zum Planungsrecht und zur Entfernung zu Autobahnen, Bundesstraßen und zum Flugha-

fen erhoben. Die Dateneingabe erfolgt entweder als offene Eingabe oder über die Auswahl von vorgegebenen 

Kategorien. 

Die aktuelle Tabelle mit Stand vom 9. Dezember 2014 (vgl. Abb. ) enthält insgesamt 24 Gewerbe- und Indust-

riegebiete
2
, wobei 15 Gebiete auf der sächsischen und neun Gebiete auf der sachsen-anhaltinischen Landessei-

te liegen. Von den 24 Gebieten gehört ein Gebiet zur Stadt Halle, acht Gebiete gehören zum Saalekreis, auf der 

Gemarkung der Stadt Leipzig befinden sich sechs Gebiete und sechs bzw. drei Gebiete werden den benachbar-

ten Landkreisen Leipzig und Nordsachsen zugerechnet. In allen Gewerbe- und Industriegebieten, die in der Da-

tenbank enthalten sind, stehen zusammen rund 816 ha Fläche zur Verfügung. Allerdings unterscheiden sich die 

Gebiete hinsichtlich der verfügbaren Fläche sehr stark untereinander. Die größte verfügbare Fläche besitzt der-

zeit das Industriegebiet Star Park Halle A14 mit 221 ha. Bei dem Gebiet mit der kleinsten verfügbaren Fläche 

handelt es sich um das Industrie- und Gewerbegebiet Airpark Merseburg, in dem 2,8 ha frei sind. Hinsichtlich 

der regionalen Branchenschwerpunkte in der Region und den dadurch erhöhten Ansprüchen an die Gebiets-

größe lohnt sich ein Blick auf die Verteilung der verfügbaren Flächengröße. In elf Gebieten stehen mindestens 

20 ha Fläche zur Verfügung, sieben Gebiete haben Flächenreserven von 10 bis 20 ha und in fünf Fällen sind we-

niger als 10 ha Fläche verfügbar. 

 

 

                                                           
2
 Es handelt sich hierbei nicht um alle Gebiete der Region, sondern um die von den Partnern gemeldeten Gebiete 
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Nr. Landkreis /  

kf. Stadt 

Ort Titel Flächen-größe 

(Kat.) 

Gesamt-

fläche 

Verfügbare 

Fläche 

größte 

Parzelle 

1. LK Leipzig Kitzscher und Borna GI- und GE- Zentrum Golde-

ner Born Thierbach 

mehr als 30 ha 113 ha 43 ha k.A. 

2. LK Leipzig Wurzen Gewerbepark  

Eilenburger Straße 

10 ha bis 20 ha 25 ha 15 ha 5 ha 

3. LK Leipzig Brandis, OT  

Beucha 

Gewerbegebiet  

Hasenheide - Beucha 

5 ha bis 10 ha 27,4 ha 10 ha 7,6 ha 

4. LK Leipzig Espenhain Industrie- und  

Gewerbepark Espenhain 

10 ha bis 20 ha 141 ha 17 ha 7 ha 

5. LK Leipzig Böhlen, Zwenkau, 

Neukieritzsch 

Industriestandort  

Böhlen-Lippendorf 

mehr als 30 ha 1740 ha  

(f. 495 ha B-

Pläne) 

45 ha 10 ha 

6. LK Leipzig Borsdorf, OT  

Panitzsch 

Borsdorfer Straße 5 ha bis 10 ha 24,7 ha 8,8 ha 2,5 ha 

7. LK  

Nordsachsen 

Krostitz Krostitz West 10 ha bis 20 ha 33 ha 13,5 ha 9 ha 

8. LK  

Nordsachsen 

Schkeuditz MDZ Mitteldeutsches Dienst-

leistungszentrum 

10 ha bis 20 ha 11,5 ha 11,5 ha 7,8 ha 

9. LK  

Nordsachsen 

Rackwitz Gewerbegebiet  

Zschortau/ Lemsel 

mehr als 30 ha 96,5 ha 54,8 ha 54,8 ha 

10. Saalekreis Braunsbedra OT 

Krumpa 

Industrie- und Landschafts-

park Geiseltalsee 

mehr als 30 ha 160 ha 90 ha 28 ha 

11. Saalekreis Braunsbedra OT 

Großkayna und 

Frankleben 

Industrie- und Gewerbepark 

Großkayna-Frankleben 

5 ha bis 10 ha 40,8 ha 22 ha 9,2 ha 

12. Saalekreis Merseburg Industrie-/Gewerbegebiet 

Merseburg Süd 

bis 5 ha 227.000 m2 k.A. k.A. 

13. Saalekreis Merseburg / OT 

Geusa 

Gewerbepark Geusa bis 5 ha 226.000 m2 33.000 m2 10.769 m2 

14. Saalekreis Merseburg Industrie-/ Gewerbegebiet 

Airpark Merseburg 

bis 5 ha 780.000 m2 28.000 m2  

1. Bauab. 

28.000 m2 

15. Saalekreis Merseburg Gewerbegebiet Merseburg 

Nord 

bis 5 ha 660.000 m2 30.000 m2 ca. 11.500 

m2 

16. Saalekreis Kabelsketal / OS 

Gröbers 

Gewerbepark Gröbers 10 ha bis 20 ha 110 ha 62 ha 20 ha 

17. Saalekreis Kabelsketal / OT 

Großkugel 

Gewerbegebiet Großkugel 20 ha bis 30 ha 85 ha 74 ha 20 ha 

18. Stadt Halle Halle (Saale) Industriegebiet Star Park Hal-

le A14 

mehr als 30 ha 252 ha 221 ha 100 ha 

19. Stadt Leipzig Leipzig Alte Messe Leipzig - 

(Frei)Räume für Ideen 

5 ha bis 10 ha 50 ha 25 ha 7 ha 

20. Stadt Leipzig Mockau-Nord Gewerbegebiet Am alten 

Flughafen Mockau 

bis 20 ha 15 ha 15 ha 15 ha 

21. Stadt Leipzig Leipzig, Paunsdorf Gewerbegebiet Theklafelder bis 20 ha 19 ha 14 ha k.A. 

22. Stadt Leipzig Leipzig, Wiederitz-

sch 

Industriegebiet Seehausen II bis mehr als 30 

ha 

53 ha 35 ha k.A. 

23. Stadt Leipzig Leipzig, Stahmeln Gewerbepark Stahmeln bis 30 ha 25 ha 25 ha 1 ha 

24. Stadt Leipzig Leipzig, Seehausen Gewerbeflächen, Leipzig 

Seehausen I (Kosaer Str.) 

5 ha bis 10 ha 59.064 m2 59.064 m2 59.064 m2 

 

Abbildung 16: Gewerbe- und Industriegebiete (Stand Dezember 2014) 
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Die Eigentümerstruktur zeigt ein recht deutliches Bild, wonach die Kommunen in nur wenigen Fällen selbst Ei-

gentümer der Gebiete sind. Die Mehrzahl der Flächen befindet sich hingegen in privater bzw. privatwirtschaftli-

cher Hand. Auf die Entwicklung dieser Gebiete können die Kommunen nur indirekt Einfluss nehmen. Neben 

den bereits genannten Kriterien spielen auch die Art der baulichen Nutzung sowie der planungsrechtliche Sta-

tus eine wichtige Rolle hinsichtlich der Attraktivität der Flächen. Von den 24 Gebieten ist der Großteil für rein 

gewerbliche Nutzungen oder aber für sowohl gewerbliche als auch industrielle Nutzungen vorgesehen. Nur 

wenige Gebiete sind direkt oder ausschließlich für industrielle Zwecke vorgesehen. In drei Fällen dienen die 

Gebiete zum Teil oder auch ganz als Mischgebiet. Für Unternehmensansiedlungen der regionalen Branchen-

schwerpunkte – insbesondere Automobil- und Zulieferindustrie, Logistik und Chemie –, die sich vorrangig auf 

Industriegebieten ansiedeln, steht somit nur eine begrenzte Anzahl von Flächen zur Verfügung. Damit ergibt 

sich ein zusätzlicher Handlungsbedarf in der Region. 

Anhand des planungsrechtlichen Status lassen sich Aussagen zur zeitlichen Verfügbarkeit und zur Realisierung 

eines Vorhabens treffen (z.B. Bautätigkeit). Bei 17 der 24 Gebiete liegt ein rechtsgültiger Bebauungsplan vor, in 

einem Fall ist dieser in der Entwurfsfassung, für eine Fläche liegt ein Vorhaben- und Entwicklungsplan vor und 

bei fünf Gebieten ist der Status unbekannt.   

Neben diesen Kriterien enthält die Datenbank eine Vielzahl weiterer Informationen, die detailierte Angaben zu 

den planungsrechtlichen Gegebenheiten, den Flächeneigenschaften, der stadttechnischen bzw. äußeren Er-

schließung, der Verkehrsanbindung sowie zu weichen Standortfaktoren machen (vgl.Abb. 14 bzw. Abb. 15). 

Strategiepapier zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig 

Besondere Aufmerksamkeit wurde im Jahr 2014 der Erarbeitung des „Strategiepapiers zur Gewerbeflächen-

entwicklung in der Region Halle/Leipzig“ geschenkt. Es formuliert neue Ziele der Kooperation, diskutiert In-

strumente zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung und behandelt die organisatorische Ausgestal-

tung sowie die Einbindung der Interkommunalen Kooperation in die stadtregionale Governance-Struktur. Auf-

grund seiner Bedeutung als wichtige inhaltliche Grundlage für den weiteren Kooperationsprozess wird es in ei-

nem eigenen Kapitel vorgestellt (vgl. Kap. 7). 

Fortschreibung Gemeinsame Erklärung 

Die Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung bildet zusammen mit dem Strategiepapier den bedeutendsten 

inhaltlichen Baustein der Zusammenarbeit im Jahr 2014. Mit ihrer Unterschrift bekunden die Unterzeichner, 

allen voran die Städte und Gemeinden der Region Halle/Leipzig, ihren Willen zur Fortführung und Intensivie-

rung der freiwilligen Zusammenarbeit. Das Dokument knüpft an die bestehende Erklärung aus dem Jahr 2010 

an, die auch weiterhin ihre Gültigkeit behält, und benennt die künftigen Ziele der Kooperation. Der Fortschrei-

bung zur Gemeinsamen Erklärung wird ebenfalls ein eigenes Kapitel gewidmet (vgl. Kap. 8). 
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2 Auswertung der Ergebnisse des MORO-Forschungsvorhabens „Partnerschaft der Metropol-

region – Partnerschaft der Stadtregionen“  

Die Metropolregion Mitteldeutschland nahm im Zeitraum von 2011 bis 2013 an dem Modellvorhaben der 

Raumordnung (MORO) „Stadt-Land-Partnerschaften: großräumig – innovativ – vielfältig“ teil, das durch das 

Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR) durchgeführt wurde. Unter dem Titel „Partnerschaft 

der Metropolregion – Partnerschaft der Stadtregionen“ sollte ein zweistufiges Kooperationsmodell ausgestaltet 

werden. Dieses sah vor, die bestehenden Kooperationsansätze in den Stadtregionen zu identifizieren und wei-

terzuentwickeln und auf Ebene der Metropolregion zu einem strategischen Bündnis zusammenzuführen. Die 

Untersuchungsergebnisse besitzen eine große Relevanz für das Projekt City Regions, in dem es ebenfalls um die 

interkommunale und regionale Zusammenarbeit in der Stadtregion Halle/Leipzig geht. Aus diesem Grund wer-

den die Ergebnisse, Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen des MORO-Vorhabens nochmals zusam-

mengetragen. [15] 

In einem ersten Schritt wurden die bestehenden Kooperationsformen in den Stadtregionen untersucht, wobei 

der Stadtregion Halle/Leipzig ein besonderes Augenmerk geschenkt wurde. In die Untersuchung wurden vor-

wiegend Kooperationen einbezogen, an denen die Kernstädte (z.B. Halle, Leipzig) beteiligt sind, unabhängig von 

ihrem Formalisierungsgrad. Die Abgrenzung der Stadtregionen folgte einem räumlich-funktionalen Verständnis, 

im Fall der Stadtregion Halle/Leipzig zählen die beiden Oberzentren sowie die Landkreise Leipzig und Nord-

sachsen sowie der Saalekreis dazu. Ziel dieses Arbeitsschrittes war es, eine Übersicht zur Anzahl und Form der 

Kooperationen zu erhalten, um daraus Empfehlungen für die künftige Governance-Struktur abzuleiten. Die Un-

tersuchung wurde ausgehend von typischen Handlungsfeldern regionaler Kooperationen durchgeführt, die die 

ganze thematische Breite von Stadt-Umland-Zusammenarbeit abdecken. Dieses Vorgehen ermöglicht eine gro-

ße Übersichtlichkeit und Vergleichbarkeit zwischen den Stadtregionen, außerdem lassen sich Lücken und Über-

schneidungen bei Themen sowie Synergien und Reibungsverluste bei Institutionen identifizieren. Es handelt 

sich um folgende Handlungsfelder: 

1. Intersektorale Koordination, regionale Interessenvertretung, finanzielle Instrumente und Finanzaus-

gleich 

2. Regionalplanung, Flächennutzung, Regionales Flächenmanagement, Landschaftsplanung, Umweltbe-

lange 

3. Regionale Wirtschaftsförderung, Regionalmarketing 

4. Tourismus, Freizeit, Naherholung, Kultur 

5. Regionale Verkehrsplanung, Trägerschaft von Infrastruktur, ÖPNV 

6. Technische Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Entsorgung, Energie) 

7. Soziales (Bildung, Gesundheit, Kinder/Jugend/Senioren, Sport) 

Für die Untersuchung wurden vertiefende Recherchen, Dokumentenanalysen sowie Interviews durchgeführt. 

Alle Arbeitsschritte fanden zudem in enger Abstimmung bzw. in Zusammenarbeit mit der AG Überregionale 

Kooperation Metropolregion Mitteldeutschland statt.  

Das Ergebnis des ersten Arbeitsschrittes zeigt insgesamt eine große Zahl an Kooperationen in der Stadtregion 

Halle/Leipzig, wobei in allen Handlungsfeldern Kooperationen existieren. Zur besseren Beurteilung der Ergeb-

nisse wurde in einem zweiten Schritt eine Einschätzung der stadtregionalen Zusammenarbeit nach Stärken, 

Schwächen, Chancen und Risiken vorgenommen, die ausgehend von den Handlungsfeldern und im Vergleich 
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der Stadtregionen
3
 durchgeführt wurde. Für die Region Halle/Leipzig wurde folgende Einschätzung vorgenom-

men, die hier in Kurzform wiedergegeben wird. [15] 

Handlungsfeld 1: Intersektorale Koordination, regionale Interessenvertretung, finanzielle Instrumente und 

Finanzausgleich 

- Intersektorale, gesamtregionale Kooperationen: 

o Gebildet von kreisfreien Städten und Landkreisen, allerdings nur lose gebündelt 

o In Gestalt von Dialogplattformen zwischen politischen Spitzen und Vertretern aus Wirtschaft und 

Gesellschaft 

o Ziele meist nicht konkretisiert, im Vordergrund stehen regionale Abstimmung und Interessenver-

tretung, einheitlicher Außenauftritt sowie die Stärkung der Region 

- Neben gesamtregionalen existieren auch teilräumliche Kooperationen, hier besteht die Gefahr von 

Doppelstrukturen 

- Koordinationsdefizit zwischen Kooperationen und Gebietskörperschaften sowie innerhalb von Verwal-

tungen � Fehlen einer ressortunabhängigen Dachstruktur, die koordiniert und vernetzt 

- Risiken durch administrative Grenzen und erhöhten Abstimmungsbedarf, negative Vorerfahrungen bei 

Zusammenarbeit, ungleiche Partner etc. 

 

Handlungsfeld 2: Regionalplanung, Flächennutzung, Regionales Flächenmanagement, Landschaftsplanung, 

Umweltbelange 

- Vielzahl an Kooperationen, meist teilräumlich ausgebildet 

- Regionalplanung bildet die wichtigste Form der Zusammenarbeit in diesem Handlungsfeld 

� Allerdings ist Stadtregion in zwei Planungsregionen zerschnitten 

� Stadtregion und Planungsregion sollten deckungsgleich sein 

- Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen ist wichtiger Unterstützer der Regionalentwicklung, 

Regionale Planungsgemeinschaft Halle ist hingegen deutlich schwächer ausgestattet 

- Finanzielle Unterstützung durch die Länder für Regionalentwicklung (Förderrichtlinie Regionalentwick-

lung in Sachsen („FR-Regio“), Regionalbudget in Sachsen-Anhalt) 

 

Handlungsfeld 3: Regionale Wirtschaftsförderung, Regionalmarketing 

- Fehlen einer gesamt-regionalen Kooperation 

- Teilräumliche Kooperationen orientieren sich an Oberzentren � Gefahr vor Parallelstrukturen 

- Wirtschaftsförderung Region Leipzig GmbH (WRL) mit fester Struktur 

o Stärke: Kooperation im konfliktträchtigen Bereich Unternehmensakquise und Standortvermark-

tung tätig: d.h. Versuch das Wettbewerbsdenken zwischen Gebietskörperschaften zu überwinden  

o Schwäche: auf sächsische Landesseite beschränkt 

- Unternehmensverbünde und Netzwerke: auf Bedürfnisse der Mitgliedsunternehmen ausgerichtet 

 

                                                           
3
  Aufgrund der unterschiedlichen Beschaffenheit der betrachteten Stadtregionen, erfolgte die Einschätzung nach sog. 

Stadtregionstypen, die nach zwei Kriterien unterschieden wurden: der Einwohnerzahl der größten Stadt sowie der An-

zahl der Kooperationen. Auf diese Weise werden ausschließlich ähnliche Stadtregionen miteinander verglichen. 
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Handlungsfeld 4: Tourismus, Freizeit, Naherholung, Kultur 

- Überdurchschnittlich viele Kooperationen: vorwiegend teilräumlich, nur in Ansätzen umfassen sie die 

gesamte Region (z.B. Mitteldeutsche Seenlandschaft)  

� Viele Einzelanstrengungen 

� Zersplitterung der Aufgaben, Gefahr vor Doppel- bzw. Parallelstrukturen, Koordination und Vernet-

zung fehlen 

- Kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Formalisierungsgrad und Intensität der Zusammenarbeit 

feststellbar (z.B. Grüner Ring Leipzig als informelle Kooperation erfolgreich) 

- Besonderheit in Sachsen: Förderung von Kulturräumen � Selbstbestimmung, aber auch Zerschnei-

dung der Stadtregion 

 

Handlungsfeld 5: Regionale Verkehrsplanung, Trägerschaft von Infrastruktur, ÖPNV 

- Es dominieren Kooperationen im Bereich ÖPNV, da Zuständigkeit für überregionale Straßen bei Stra-

ßenbauämtern liegt 

- Mit dem Mitteldeutschen Verkehrsverbund (MDV) existiert eine gesamtregionale und über die Lan-

desgrenze reichende Kooperation als freiwilliger Zusammenschluss der Aufgabenträger des ÖPNV 

(Städte und Landkreise) und der Verkehrsunternehmen 

- MDV schafft positive Außenwahrnehmung sowie innere Verknüpfung der Region 

 

Handlungsfeld 6:  Technische Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Entsorgung, Energie) 

- Vielzahl an Kooperationen zwischen Gebietskörperschaften 

- Handlungsfeld umfasst kommunale Pflichtaufgaben, entsprechend ist die Mehrzahl der Kooperationen 

verbindlich organisiert und rechtlich gefasst (z.B. Zweckverbände) 

- Neuordnung der Kooperationen brächte keinen Mehrwert 

- Zudem existieren einige freiwillige Kooperation (z.B. Erfahrungsaustausch zur Energiewende Mittel-

deutschlands) 

 

Handlungsfeld 7: Soziales (Bildung, Gesundheit, Kinder/Jugend/Senioren, Sport) 

- Fehlen einer gesamtregionalen und themenübergreifenden Kooperation 

- Freiwillige gesamtregionale Initiative im Rahmen der „Regionalstrategie Daseinsvorsorge“ � Stellt ei-

nen wichtigen Ansatz im Bereich demographischer Wandel und Daseinsvorsorge dar 

- Vielzahl loser Kooperationen zwischen Halle und Saalekreis sowie eine verbindliche Zusammenarbeit 

bei Volkshochschulen � Potenzial der stadtregionsweiten Zusammenarbeit sollte geprüft werden 

 

Im Hinblick auf eine Gesamtbeurteilung lassen sich folgende Schlussfolgerungen treffen. Eine ganzheitliche und 

formell organisierte stadtregionale Zusammenarbeit in der Region Halle/Leipzig existiert bislang nicht. Auf vie-

len Ebenen kooperieren Städte und Gemeinden miteinander, allerdings ist die Zusammenarbeit sowohl thema-

tisch als auch strukturell stark fragmentiert, was sich an der Vielzahl der Kooperationen zu beiden Seiten der 

Landesgrenze und in allen Handlungsfeldern zeigt. Doppel- und Parallelstrukturen ziehen eine erhöhte finan-

zielle und personelle Ressourcenbindung nach sich und können dazu führen, dass sich die Beteiligten schwer 

auf gemeinsame Ziele verständigen und Kooperationserfolge nur mit höherem Aufwand vermitteln können. 

Weiterhin ist ein Koordinationsdefizit für stadtregionale Aktivitäten feststellbar. Dies zeigt sich daran, dass das 
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Wissen bei den Gebietskörperschaften über regionale Themen, Kooperationen und Beteiligungen der Kommu-

nen nur stark fragmentiert oder ressortintern vorliegt. Daraus folgt, dass eine unabhängige, intersektorale und 

stadtregionsweite Koordination der Aktivitäten nötig ist – sowohl innerhalb der Verwaltungen als auch auf 

stadtregionaler Ebene. Die Rolle eines anerkannten Moderators in der Region wird in zunehmender Weise 

durch die Regionalplanung übernommen. Hinderlich wirkt sich die Teilung der Stadtregion in zwei Planungsre-

gionen und die unterschiedliche Ressourcenausstattung von Regionalem Planungsverband Leipzig-Westsachsen 

und der Regionalen Planungsgemeinschaft Halle aus. 

Anknüpfend an die Untersuchungen zu bestehenden Kooperationsformen in den Stadtregionen und einer dar-

auf aufbauenden Einschätzung der stadtregionalen Zusammenarbeit, wurden in einem weiteren Arbeitsschritt 

Vorschläge zur Ausgestaltung der Metropolregion Mitteldeutschland und der Stadtregionen erarbeitet. Auf-

grund von veränderten Rahmenbedingungen in der Metropolregion (d.h. Ausstieg der Städte Dresden und 

Magdeburg), geschah dies in Form von alternativen Szenarien. In einem ersten Szenario konsolidiert sich die 

Metropolregion in dem Kernraum um die Städte Halle, Leipzig und Jena und wächst zu einer starken, formell 

gefassten und flächendeckenden Kooperation zusammen, die in enger Partnerschaft mit der Wirtschaft steht. 

Das zweite Szenario bekennt sich zu der ursprünglich verfolgten Idee einer Metropolregion als Partnerschaft 

der Stadtregionen, bei dem die Metropolregion ein informelles und strategisches Netzwerk interessierter 

Stadtregionen bildet. Ein drittes Szenario stellt die sog. Null-Variante als Auflösung der Metropolregion Mittel-

deutschland vor. In dem Fall bestünde jedoch weiterhin die Möglichkeit zur Intensivierung der stadtregionalen 

Zusammenarbeit. Alle drei Szenarien wurden im Rahmen des MORO-Vorhabens mit Akteuren der Metropolre-

gion Mitteldeutschland besprochen und bildeten schließlich die Grundlage eines Treffens der Oberbürgermeis-

ter im September 2013 zur Weiterentwicklung der Kooperation. 

   

Abbildung 17 + 18 + 19:  Szenarien zur Metropolregion Mitteldeutschland [15] 

Die Studie gibt in ihrem letzten Abschnitt Handlungsempfehlungen zur Ausgestaltung der Zusammenarbeit in 

der Metropolregion Mitteldeutschland. Dabei nimmt sie vorrangig Bezug zum ersten Szenario einer Metropol-

region im Kernraum, da dieses – zum Zeitpunkt der Untersuchung – die realistischsten und geeignetsten Vor-

schläge enthielt. Außerdem werden für ausgewählte Stadtregionen und in Anlehnung an die Szenarien Emp-

fehlungen für die künftige Governance-Struktur gegeben. Mit Bezug zum ersten Szenario (Kernraum) wäre die 

Stadtregion Halle/Leipzig Teil der Metropolregion, ohne aber selbst als Stadtregion verfasst zu sein. Weiterhin 

möglich wären dann sowohl themen- als auch projektbezogene Kooperationen zwischen den Städten und Ge-

meinden der Region. Gänzlich anders würde sich die Situation bei dem zweiten Szenario der Partnerschaft der 

Stadtregionen darstellen. In dem Fall käme es zu einer Aufwertung der Ebene der Stadtregion, die mit der Auf-

gabe einer ganzheitlichen Koordination der bislang fragmentierten regionalen Aktivitäten betraut würde. An 

der Kooperation wären interessierte Städte und Gemeinden beteiligt, die Zusammenarbeit würde in starken 

Gremien, wie Facharbeitsgruppen etc. organisiert. In ähnlicher Weise wäre die stadtregionale Zusammenarbeit 

im Fall des dritten Szenarios ausgestaltet. Der einzige Unterschied ergäbe sich durch die Auflösung der Metro-

polregion, sodass die Einbindung in ein überregionales Netzwerk entfiele.  
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Teil B – Instrumente und gute Beispiele für regionale Gewerbeflächenentwicklung 

3 Werkzeugkasten Instrumente und Governance-Strukturen 

Die nachfolgenden Kapitel bilden zusammen mit Kapitel 2 eine wichtige Grundlage für die Erarbeitung einer 

Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung und sind zugleich Ausgangspunkt für die Weiterentwicklung der Ge-

meinsamen Erklärung als politische Willensbekundung für die interkommunale Kooperation. Die Inhalte der 

Kapitel 3, 4 und 5 wurden zudem bereits in einem Thesenpapier zusammengefasst und an die Mitglieder der 

Steuerungsgruppe in Vorbereitung auf einen Workshop verteilt, der am 24. Juni 2014 in Leipzig stattfand. 

In Kapitel 3 ist eine überblicksartige Zusammenstellung von Instrumenten zur Planung, Entwicklung und Ver-

marktung von Gewerbeflächen enthalten. Zugleich werden grundlegende Informationen zur organisatorischen 

und rechtlichen Ausgestaltung von interkommunaler und regionaler Kooperation aufgearbeitet. Die Grundla-

gen werden in Kapitel 4 anhand von guten Beispielen für regionale Kooperationen zur Gewerbeflächenentwick-

lung veranschaulicht. Sie zeigen, wie Regionen auf die Herausforderungen in dem Handlungsfeld reagieren und 

welche Lösungsansätze sie entwickelt haben. Kapitel 5 führt diese Informationen zusammen und formuliert 

Thesen für die zukünftige Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig, die als Eckpunkte für die 

gemeinsame Gewerbeflächenstrategie dienen und im Rahmen des Workshops der Steuerungsgruppe am 24. 

Juni 2014 diskutiert wurden. Die Ergebnisse des Arbeitstreffens sind in Kapitel 6 festgehalten. Sie reichen von 

den Erfolgen der bisherigen Zusammenarbeit über die künftigen Herausforderungen und Ziele bis hin zu In-

strumenten und Möglichkeiten der künftigen Organisations- und Governance-Strukturen. 

3.1 Instrumente zur Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen 

Instrument: Interkommunales Gewerbegebiet 

Interkommunale Gewerbegebiete stellen eine vielfach erprobte Form der Zusammenarbeit zwischen Städten 

und Gemeinden dar. Es handelt sich dabei um einen freiwilligen Zusammenschluss von mindestens zwei Kom-

munen, wobei nicht jede selbst Flächenanteile in die Kooperation einbringen muss. Durch die Kooperation 

können die Aufgaben der Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbegebieten gebündelt werden, die 

andernfalls von jeder Kommune selbständig zu erbringen sind. Ein häufiges Ziel der Kooperation besteht darin, 

größere zusammenhängende Flächen zu entwickeln, die die Standortqualität verbessern sollen. [16] 

Durch die Zusammenarbeit von Kommunen zur Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete erhoffen sich 

die Beteiligten eine Reihe von Vorteilen. Dazu zählt der Abbau von Konkurrenzen zwischen benachbarten 

Kommunen, die u.a. Folge des (inter-)nationalen Standortwettbewerbs um die Ansiedlung von Unternehmen 

ist. Weiterhin erlaubt die Zusammenarbeit eine Verteilung von Kosten und Risiken auf alle Partner, ermöglicht 

die Bündelung von finanziellen und personellen Ressourcen und garantiert den Kommunen ein Mindestmaß an 

Handlungsspielraum. Mit Hilfe von interkommunalen Gewerbegebieten kann zudem die Flächenneuinans-

pruchnahme verringert werden, da das Angebot auf wenige große Gebiete konzentriert und eine höhere Aus-

lastung der Flächen erreicht wird. Sogleich lassen sich zusätzliche Erschließungsmaßnahmen einsparen und ne-

gative Folgen für die Umwelt oder die kommunalen Haushalte verhindern. Außerdem können durch die Zu-

sammenarbeit große und hochwertige Gebiete erschlossen und an die spezifischen Anforderungen der Bran-

chen und Unternehmen angepasst werden. Im Ergebnis erhöht dies die regionale Standortattraktivität und die 

Chance auf Unternehmensansiedlungen. [16] 

Interkommunale Gewerbegebiete stellen zwar freiwillige Kooperationen zwischen kommunalen Gebietskörper-

schaften dar. Dennoch ist eine vertragliche Vereinbarung zwischen den Partnern notwendig. Die Wahl der 

Rechts- und Organisationsform bleibt dabei den Kommunen überlassen, die generell zwischen öffentlich-

rechtlichen und privatrechtlichen Formen oder einer Kombination dieser wählen können. Allerdings hängt die 

rechtliche und organisatorische Ausgestaltung vom Gegenstand und Ziel der Kooperation, dem Aufgabenum-

fang, den verfügbaren Ressourcen und zahlreichen weiteren Faktoren ab. Zu beachten ist etwa, dass für hoheit-
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liche Aufgaben, wie der Bauleitplanung, nur öffentlich-rechtliche Organisationsformen zulässig sind (z.B. 

Zweckverband). Hingegen sind für Aktivitäten im Bereich der aktiven Standortvermarktung privatrechtliche 

Formen möglich (z.B. GmbH). [16] 

Instrument: Gewerbeflächenpool 

Gewerbeflächenpools stellen eine noch junge Form der interkommunalen Zusammenarbeit dar. Als freiwillige 

Kooperationen verfolgen sie das Ziel, die Gewerbeflächen mehrerer Kommunen zusammenzuführen und unter 

einem Dach zu vermarkten. Damit sollen Konkurrenzen zwischen benachbarten Städten und Gemeinden über-

wunden, die anhaltend hohe Flächeninanspruchnahme für Gewerbe- und Industriegebiete gesenkt und die re-

gionale Wettbewerbsfähigkeit erhöht werden. [16] [17]  

Mithilfe eines Gewerbeflächenpools schließen die beteiligten Kommunen ihre Gewerbe- und Industriegebiete 

zu einem regionalen Flächenpotenzial zusammen. Vor der Einstellung der Gebiete in den Pool werden sie einer 

Bewertung unterzogen, um den Wert jeder Fläche und damit den Anteil am Pool zu ermitteln. Neben dem Bo-

denwert können weitere Kriterien (z.B. ökologische oder städtebauliche) in die Berechnung einfließen. Der 

Poolanteil bildet zugleich die Grundlage, um die Einnahmen (z.B. aus Grundstücksverkäufen) und Ausgaben 

(z.B. für Vermarktungsaktivitäten) zwischen den Mitgliedern aufzuteilen. Entsprechend erhält bei einem 

Grundstücksverkauf die Eigentumsgemeinde nicht den vollen Erlös, sondern nur den Betrag, der ihr entspre-

chend ihres Poolanteils zusteht. Gleichzeitig profitiert sie, wenn die Fläche einer anderen Kommune verkauft 

wird. Ein Flächenpool bietet darüber hinaus die Möglichkeit, die Steuereinnahmen zwischen den beteiligten 

Städten und Gemeinden zu verteilen. Außerdem können auch Kommunen ohne eigene Gewerbeflächen mit-

wirken, indem sie mittels einer Geldeinlage Poolanteile erwerben. Damit partizipieren sie von den Vorteilen 

des Instruments, unterstützen die Kooperation durch zusätzliche Finanzmittel und vermeiden die Ausweisung 

eigener Gewerbegebiete. Die organisatorische und rechtliche Ausgestaltung orientiert sich an den tatsächli-

chen Aufgaben und Zielen der Zusammenarbeit. Gewerbeflächenpools stellen ein noch junges Instrument dar, 

sodass es bislang wenig praktische Erfahrung gibt. Als Rechtsform bieten sich grundsätzlich das Modell des 

Zweckverbandes sowie eine öffentlich rechtliche Vereinbarung bzw. ein Vertrag an. [17] [18] 

Damit bietet das Instrument des Gewerbeflächenpools die Chance, die lokale Flächenentwicklung zu einer ab-

gestimmten Standortpolitik weiterzuentwickeln. Mit einem regionalen Flächenportfolio können die Kommunen 

auf die steigenden Ansprüche der Unternehmen an Gewerbeflächen reagieren und sich besser im überregiona-

len Standortwettbewerb behaupten. Durch die Zusammenarbeit werden die Risiken, die mit der Entwicklung 

und Vermarktung von Gewerbegebieten verbunden sind, aber auch die Erlöse und Gewinne zwischen den Be-

teiligten verteilt, was eine größere Planungssicherheit schafft. Nicht zuletzt hat die Zusammenarbeit positive 

Effekte auf den Einsatz finanzieller Ressourcen und die Inanspruchnahme unbebauter Flächen. [17] [18] 

Instrument: Gewerbeflächenkonzept / Gewerbeflächenstrategie 

Gewerbeflächenkonzepte sind Teil eines Gewerbeflächenmanagements und sogleich ein informelles Instru-

ment zur Steuerung der Gewerbeflächenentwicklung. Ziel ist es, die Bereitstellung von Gewerbe- und Industrie-

standorten zu optimieren und die Inanspruchnahme von Flächen zu senken. In der Regel wird die Erstellung der 

strategischen Konzepte von einem intensiven Arbeits- und Kommunikationsprozess begleitet. Damit halten sie 

einerseits die gemeinsamen Ziele sowie inhaltliche Bausteine und Instrumente fest und bilden andererseits ei-

ne wichtige Grundlage der Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten. Die Ausgestaltung der Konzepte hängt 

von den lokalen und regionalen Herausforderungen und Zielen ab und kann entsprechend variiert werden. Die 

Inhalte orientieren sich an den Bausteinen eines nachhaltigen Flächenmanagements und reichen von der Pla-

nung über die Strategieentwicklung bis hin zum Monitoring. [18] [19] 

Mit einem Gewerbeflächenkonzept ist zunächst die Erfassung des aktuellen Flächenbestandes verbunden. Falls 

nicht bereits vorhanden, wird der Aufbau eines Monitorings (inkl. eines Flächeninformationssystems) notwen-

dig. Außerdem können u.a. Analysen zum verfügbaren Flächenpotenzial und zum Flächenverbrauch vorge-
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nommen sowie Bedarfsprognosen Bedarf erstellt werden. Eine darauf aufbauende Flächenmanagementstrate-

gie definiert Handlungsschwerpunkte und prioritäre Maßnahmen in zeitlicher, räumlicher und thematischer 

Sicht und bildet damit die Richtschnur für die weitere Zusammenarbeit. Damit das Konzept seine Wirkung er-

zielen kann, sollte es zuvor von den beteiligten Kommunen als solches beschlossen werden. Das Gewerbeflä-

chenkonzept kann durch weitere inhaltliche Bausteine ergänzt werden. Dazu gehören Instrumente und Maß-

nahmen, mit denen weniger geeignete Flächen qualifiziert, Reserveflächen mobilisiert und ungeeignete Gebie-

te einer anderen Nutzung zugeführt werden. Ebenso können Maßnahmen ergriffen werden, die sich auf die 

Vermarktung der Gewerbegebiete konzentrieren. In regelmäßigen Abständen sollte das Gewerbeflächenkon-

zept fortgeschrieben werden, um den Zielerreichungsgrad und die Wirksamkeit der Instrumente und Maßnah-

men zu überprüfen und Veränderungen beim Gewerbeflächenbestand zu erfassen. [18] [19] 

Instrument: Gewerbeflächenmonitoring und Gewerbeflächeninformationssystem 

Mit einem Gewerbeflächenmonitoring lässt sich die Entstehung, Nutzung und Qualität von Gewerbeflächen auf 

unterschiedlichen räumlichen Ebenen erfassen und bewerten. Es ist damit Teil eines umfassenden kommuna-

len oder regionalen Flächenmanagements und kann als „kontinuierliche Beobachtung der Flächenentwicklung“ 

verstanden werden. Das Instrument erfährt zunehmende Bedeutung, weil das Wissen über den tatsächlichen 

Gewerbeflächenbestand einer Kommune oder einer Region (d.h. Quantität) und dessen Beschaffenheit (d.h. 

Qualität) häufig unzureichend ist. Für die Aufgaben der Planung und der Wirtschaftsförderung ist eine verlässli-

che Informationsgrundlage notwendig, damit ein an der Nachfrage orientiertes Flächenangebot geschaffen 

werden kann, das die regionale Wettbewerbsfähigkeit verbessert und die Nachhaltigkeit fördert. Gleichzeitig 

soll die Suche nach geeigneten Flächen erleichtert und die Passfähigkeit mit den Unternehmensanforderungen 

erhöht werden. [19] [20]  

Die Ausgestaltung von Gewerbeflächenmonitorings kann zu drei Funktionen zusammengefasst werden:  

1. Informationsfunktion: Daten zu gewerblich-industriell genutzten Gebieten werden gesammelt, aufbereitet 

und transparent gemacht. Damit beinhaltet dieser Schritt den Aufbau eines Gewerbeflächeninformations-

systems, mit dem für jede Fläche ein umfangreicher Datensatz erstellt wird, der Auskunft etwa zur Größe, 

Beschaffenheit und Verfügbarkeit des Gebietes gibt. Um Veränderungen des Flächenbestandes (z.B. durch 

Zugänge und Verkäufe) zu erfassen, müssen die Datensätze regelmäßig aktualisiert werden.  

2. Auswertung und Interpretation der Daten: Dies dient etwa dazu, Trends und Entwicklungen beim Gewer-

beflächenbestand aufzuzeigen und die Gebiete mittels Markt- und Potenzialanalysen auf ihre branchen-

spezifische Eignung hin zu untersuchen.  

3. Anschließend kann der künftige Flächenbedarf abgeschätzt, Schlussfolgerungen für Planung und Vermark-

tung gezogen und Aussagen zur Standortsteuerung getroffen werden. Zudem beinhaltet das Monitoring 

ein Controlling, wodurch sämtliche Aktivitäten, Daten- und Wissensbestände sowie Strategien und Hand-

lungsansätze überprüft werden. [20]  

Instrument: Steuerung durch den Regionalplan 

Vor dem Hintergrund einer anhaltend hohen Flächeninanspruchnahme und veränderten Standortanforderun-

gen von Unternehmen, wird eine Steuerung der Gewerbeflächenentwicklung auf regionaler Ebene zunehmend 

wichtig. Die Regionalplanung, als übergemeindliche Planungsebene, verfügt in Deutschland über verschiedene 

Instrumente zur Steuerung der Bauflächenausweisung von gewerblich-industriell genutzten Gebieten. Damit 

kann sie wesentlich zu einer nachhaltigen Flächenentwicklung sowie zur Koordinierung eines diversifizierten 

Flächenangebotes beitragen. Der Regionalplan, als Hauptinstrument der Regionalplanung, soll die Entwicklung 

von Siedlungsbereichen, Freiräumen und Infrastrukturen abstimmen und koordinieren. Zur Steuerung der Ge-

werbeflächenentwicklung kann die Regionalplanung positiv- und negativplanerische Instrumente in den Regio-

nalplänen anwenden. Je nachdem ob sie als Ziel oder Grundsatz ausgewiesen werden, erhalten sie unterschied-

liche Bindungswirkung. Mit positivplanerischen Instrumenten kann direkt in die gewerbliche Baulandauswei-
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sung eingegriffen werden. Negativplanerische Instrumente zielen hingegen auf den Schutz und die Sicherung 

anderer Nutzungen ab und haben somit indirekten Einfluss auf die Gewerbeflächenentwicklung. Die Ausgestal-

tung der Instrumente kann als Standortsteuerung oder in Form einer Mengensteuerung erfolgen. [21] [22] [23] 

Mit positivplanerischen Instrumenten zur Standortsteuerung kann die Gewerbeflächenentwicklung auf Ge-

meinden, Ortsteile oder ausgewählte Gebiete gelenkt werden. Auf großräumiger Ebene geschieht dies, indem 

einer Kommune die besondere Gemeindefunktion Gewerbe zugewiesen oder sie als zentraler Ort bestimmt 

wird. Auf kleinräumiger Ebene können Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete für Gewerbe und Industrie 

ausgewiesen werden. Dadurch werden sie für gewerbliche Zwecke gesichert oder es wird ihnen eine besondere 

Bedeutung gegenüber anderen Nutzungen eingeräumt. [21] [23] 

Mit positivplanerischen Instrumenten zur Mengensteuerung kann der zulässige Umfang der gewerblichen Ent-

wicklung je Gemeinde geregelt werden. Dies kann entweder durch die Festsetzung gemeindescharfer Kontin-

gente erfolgen (z.B. in Hektar Baufläche) oder indirekt über die Größe der ausgewiesenen Gebiete. Bei konse-

quenter Anwendung kann dieses Instrument dazu beitragen die Flächeninanspruchnahme zu begrenzen. [21] 

Durch negativplanerische Instrumente kann indirekt Einfluss auf die Gewerbeflächenentwicklung genommen 

werden. So wird etwa durch die Ausweisung von Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebieten für andere Nut-

zungen (z.B. Landwirtschaft) sowie durch regionale Grünzüge die gewerbliche Nutzung eingeschränkt oder 

verwehrt. [21] [23]  

Die Anwendung der Instrumente kann einzeln oder im Verbund erfolgen. Dabei zeigt sich, dass die Steue-

rungswirkung besonders hoch ist, wenn Standort- und Mengensteuerung kombiniert werden. Dies geschieht 

beispielsweise in Nordrhein-Westfalen, wo Vorranggebiete für Gewerbe und Industrie ausgewiesen werden, 

die zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten besitzen. Auf diese Weise wird die Gewerbeflächenentwicklung 

auf die Vorranggebiete konzentriert und an anderer Stelle ausgeschlossen. Im Gegensatz dazu ist das Steue-

rungspotenzial durch eine reine Standortsteuerung (z.B. Gemeindefunktion Gewerbe, Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete Gewerbe und Industrie) schwächer ausgeprägt. [21] 

Instrument: Internetportal und Gewerbeflächenkarte 

Eng verbunden mit dem Aufbau eines Flächeninformations- und Monitoringsystems sind der Aufbau von Inter-

netportalen und die Erstellung von Gewerbeflächenkarten. 

Internetportale stellen ein noch junges Instrument dar, um Gewerbeflächen und Gewerbeimmobilien über das 

Internet zu vermarkten und sogleich die Region als attraktiven Wirtschaftsstandort zu präsentieren. Dennoch 

sind sie ein mittlerweile weit verbreitetes Werkzeug, das gleichermaßen von Wirtschaftsförderern und Stand-

ortentwicklern zum aktiven Marketing und von Unternehmen zur Flächensuche genutzt wird. Die Portale grei-

fen in der Regel auf die Datensätze der Flächeninformationssysteme zurück und präsentieren diese in anspre-

chender Weise. Je nach Ausgestaltung stehen den Nutzern Funktionen zur Standortsuche – per Kriterienabfra-

ge oder Kartenauswahl – sowie weiterführende Flächeninformationen in Form von Exposés zur Verfügung. Dar-

in sind meist auch Karten, Pläne und Kontaktmöglichkeiten enthalten. [18] 

Bei Gewerbeflächenkarten handelt es sich um ein klassisches Instrument zur Vermarktung von Gewerbeflä-

chen, das sowohl in gedruckter als auch in digitaler Form Anwendung findet. Die Karten werden für verschie-

dene räumliche Ebenen erstellt und können das Gebiet einer Kommune oder das einer Region abdecken. Bei 

der Darstellung kann unterschieden werden zwischen bereits existierenden, verfügbaren und sich in Planung 

bzw. Realisierung befindlichen Flächen. Neben der reinen Darstellung der Standorte können in den Karten auch 

weiterführende Flächeninformationen angezeigt werden. Bei digitalen Karten kann dies per Mausklick erfolgen, 

bei gedruckten Karten werden die Angaben beispielsweise auf der Rückseite dargestellt. Für den Nutzer brin-

gen Kartendarstellungen eine Reihe von Vorteilen mit sich. Zum einen sind sie einfach zu verstehen und über-

sichtlich gestaltet und zum anderen besitzen sie eine hohe Aussagekraft bzgl. der räumlichen Gegebenheiten. 
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3.2 Organisations- und Governance-Strukturen 

Eine erfolgreiche interkommunale bzw. regionale Zusammenarbeit sowie die kommunale Steuerung und Kont-

rolle dieser hängen neben zahlreichen Einflussgrößen wesentlich von der gewählten Kooperationsform und ih-

ren jeweiligen rechtlichen, finanziellen und organisatorischen Gestaltungsmöglichkeiten ab. Grundsätzlich kön-

nen die Kommunen im Rahmen der Gesetze zwischen öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Organisati-

onsformen wählen oder auch Kombinationen aus beiden anwenden. Gesetzliche Grundlagen sind die jeweili-

gen Gemeindeordnungen bzw. Kommunalverfassungen sowie die Gesetze über die kommunale Zusammenar-

beit bzw. Gemeinschaftsarbeit der Bundesländer. In einigen Ländern existieren darüber hinaus zusätzliche 

Rechtsnormen für spezielle Arten der Zusammenarbeit (z.B. mit dem Gesetz zur Errichtung des Verbandes Re-

gion Stuttgart). Für Kooperationen, die die Landesgrenzen überschreiten, gibt es in fast allen Bundesländern 

Staatsverträge mit den jeweiligen Nachbarländern. [29]  

Im Bereich der interkommunalen bzw. regionalen Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen 

ist die Wahl einer geeigneten Organisations- und Rechtsform u.a. vom konkreten Kooperationsgegenstand, den 

beteiligten Akteuren, der Finanz- und Verwaltungskraft, des jeweiligen Aufgabenumfangs sowie der konkreten 

Zielstellung abhängig. Die Institutionalisierung einer Kooperation gleicht daher einem Prozess und ist i. d. R. 

zeitlich dynamisch. In der Kooperationspraxis werden je nach Raum und den jeweiligen Rahmenbedingungen 

regionalspezifische, situationsangepasste und problembezogene Lösungen mit unterschiedlicher inhaltlicher 

Tiefe und organisatorischer Ausgestaltung verfolgt. [24] [27] [29] 

 

Abbildung 20:  Organisationsformen interkommunaler Zusammenarbeit [29] 

Wesentliche Aspekte, die den Auswahlprozess einer geeigneten Organisationsform lenken, sind die u.a. zu be-

arbeitenden Aufgaben, der zu erwartende Abstimmungsbedarf, die Flexibilität, die Art der Entscheidungswege, 

die Organisation der Interessenwahrnehmung, die Finanzierung und die Regelungen von finanziellen Ausglei-

chen sowie steuerliche Aspekte. [29] 

Für die Systematisierung und Typisierung von Kooperationen hinsichtlich ihrer Formen und Ausprägungen gibt 

es zahlreiche Konzepte. Häufig verwendete Kriterien und Indikatoren sind beispielsweise die Art der Kooperati-

onsbeziehungen, der Grad der Institutionalisierung, die Rechtsform, die Finanzierung sowie die Aufgabenarten 

bzw. der Aufgabenumfang. Die folgenden Ausführungen sollen einen strukturierenden Überblick über die im 

Bereich Gewerbeflächenentwicklung und -vermarktung wichtigsten und in der Praxis häufig anzutreffenden öf-

fentlich-rechtlichen sowie privatrechtlichen Organisations- und Rechtsformen geben. [25] 

Öffentlich-rechtliche Organisationsformen 

(Inter-)kommunale Gesprächsforen/Arbeitsgemeinschaften 

In einigen Bundesländern erlauben die Gesetze, die gemeindliche Zusammenarbeit in Form einer kommunalen 

Arbeitsgemeinschaft zu organisieren. Interkommunale Gesprächsforen bzw. Arbeitsgemeinschaften sind Ab-
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stimmungs- und Gesprächsforen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Sie dienen in erster Linie der Koordinierung 

sowie Abstimmung von unterschiedlichen Interessenslagen und entfalten keinerlei rechtliche Bindungswirkung. 

Vielfach bildet die Arbeitsgemeinschaft in der Praxis die Vorstufe zu verbindlicheren Formen der Zusammenar-

beit. [29] 

Zweckverbände 

Die Möglichkeit zur Bildung eines Zweckverbandes ist in allen Bundesländern gesetzlich geregelt. Neben den 

Körperschaften des öffentlichen Rechts (Gemeinden, Ämter, Anstalten oder Stiftungen etc.) können auch pri-

vatrechtliche Personen im Zweckverband aufgenommen werden. Zweckverbände, ausgestattet mit Personal-, 

Satzungs- und Finanzhoheit, sind Körperschaften des öffentlichen Rechts und besitzen eigene Rechtspersön-

lichkeit. Sie nehmen die übertragenen Aufgaben im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung war, dazu 

können auch hoheitliche Aufgaben zählen. Zweckverbandslösungen finden in der Praxis am häufigsten Anwen-

dung bei klar abgrenzbaren Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge (z.B. öffentlicher Nahverkehr, Ver- und 

Entsorgung, Feuerlöschwesen, Bildungswesen, Sozial- und Gesundheitswesen). Hinsichtlich der zu bearbeiten-

den Aufgaben kann zwischen Ein-Themen- und Mehr-Themen-Zweckverbänden unterschieden werden. Zweck-

verbände finanzieren sich subsidiär durch Gebühren und Umlagen der Verbandsmitglieder. Einnahmen aus der 

Zweckverbandsarbeit stehen vorrangig dem Zweckverband zur Verfügung, mögliche Erträge können an die 

Mitglieder ausgegeben werden. Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsversammlung sind die gesetzlich 

vorgeschriebenen Organe des Zweckverbandes. Hinsichtlich der Gründung kann bei Zweckverbänden zwischen 

einem Freiverband (freiwilliger Zusammenschluss), einem Pflichtverband (Gründung durch die Aufsichtsbehör-

de) sowie einem gesetzlichen Zweckverband (Gründung per Gesetz) unterschieden werden. [28] [29] 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen/Zweckvereinbarungen 

Die gesetzliche Grundlage für eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag in 

Schriftform. Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nimmt eine Zwischenstellung zwischen Arbeitsgemeinschaf-

ten und Zweckverbänden ein. Im Rahmen einer Vereinbarung können kommunale Aufgaben verbindlich gelöst 

werden. Damit ergibt sich, anders als bei der Arbeitsgemeinschaft, eine rechtsverbindliche Außenwirkung ge-

genüber jedermann. Allerdings entsteht mit der Vereinbarung, anders als beim Zweckverband, kein eigenes 

Rechtsobjekt mit eigenständigen Organen. Stattdessen wird die jeweilige Aufgabe an eine andere Körperschaft 

übertragen, beispielsweise dann, wenn einzelne Kommunen die entsprechende Aufgabe nicht sachgerecht 

oder effizient erfüllen können. Die Durchführungsverpflichtung verbleibt jedoch bei der übertragenden Körper-

schaft. Eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung kann nur zwischen Gemeinden, Gemeindeverbänden und 

Zweckverbänden geschlossen werden. Die Beteiligung privater Institutionen ist ausgeschlossen. Insbesondere 

bei den hoheitlichen Aufgaben im Bereich der interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung sind öffentlich-

rechtliche Vereinbarungen von Vorteil, da der Einfluss und das Mitspracherecht der Aufgaben abgebenden 

Kommunen unberührt bleiben. [29]  

Privatrechtliche Organisationsformen 

Personengesellschaften (z.B. OHG, GbR, KG) kommen aufgrund einer fehlenden Haftungsbegrenzung nicht als 

Organisationsformen für eine (inter-)kommunale Zusammenarbeit in Frage. Bei der Wahl einer privatrechtli-

chen Organisationsform für wirtschaftliche Betätigung einer Gemeinde schreiben die Gesetze vor, dass die 

Gemeinden nur bis zu einem bestimmten Maximalbetrag haften. Darüber hinaus haften bei Personengesell-

schaften die Gesellschafter und nicht die Gesellschaft an sich, da mit der Gründung keine eigene Rechtspersön-

lichkeit entsteht. [29] 

Vereine sind eigenständige juristische Personen. Allerdings gibt es auch hier keine Haftungsbegrenzung und ei-

ne kommunale Beteiligung scheidet auf Grund der gesetzlichen Vorgaben, ähnlich wie bei den Personengesell-

schaften, aus. Außerdem bürgt die Vereinsstruktur und das Prinzip der freiwilligen Mitgliedschaft die Gefahr, 
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dass Mitglieder relativ leicht aus dem Verein austreten können und damit eine kontinuierliche und langfristige 

Aufgabenerfüllung scheitert. [29]. 

Aktiengesellschaften haben als geeignete Organisationsformen für die gemeindliche Zusammenarbeit in den 

vergangenen Jahren erheblich an Bedeutung verloren. Das eigenverantwortliche Handeln und die Weisungs-

unabhängigkeit des Vorstandes sowie der Aufsichtsratsmitglieder einer Arbeitsgruppe stehen im Widerspruch 

zu der für die Kommunen vorgeschriebenen Steuerung und Kontrolle ihrer Gesellschaften. Einige Landesgeset-

ze schränken die Gründungen von Aktiengesellschaften insofern ein, dass die Kommunen bei einer Gründung 

nachweisen müssen, dass der öffentliche Zweck nicht ebenso gut in einer anderen Rechtsform erfüllt werden 

kann. [29] 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Die GmbH ist eine der häufig angewendeten privatrechtlichen Organisationsformen für (inter-)kommunale 

Kooperationen und besitzt eigene Rechtspersönlichkeit. Die GmbH ist eine Kapitalgesellschaft und kann durch 

eine oder mehrere Personen gegründet werden. Für die Gründung ist ein Stammkapital von mind. 25.000 € 

notwendig. Das Stammkapital setzt sich aus den Kapitaleinlagen der Gesellschafter zusammen. In einem Ge-

sellschaftsvertrag wird der Unternehmensgegenstand bzw. Gesellschaftszweck konkretisiert sowie das Verhält-

nis zwischen den beiden Organen der GmbH, dem Geschäftsführer und der Gesellschafterversammlung, gere-

gelt. Die Einflussnahme der Gesellschafter bemisst sich i. d. R. über die Gesellschaftsanteile. Höhere Einfluss-

nahmen einzelner Gesellschafter lassen sich darüber hinaus im Gesellschaftsvertrag regeln. Die Beteiligung öf-

fentlicher und privater Akteure gleichermaßen ist uneingeschränkt möglich. Gesellschafter einer GmbH können 

natürliche, juristische Personen des Privatrechts, Kommunen sowie sonstige Gesellschaften oder Rechtspersön-

lichkeiten sein. Die Haftung beschränkt sich auf die Kapitalgesellschaft, die einzelnen Gesellschafter sind nicht 

haftbar. Durch GmbHs können keine hoheitlichen Aufgaben ausgeführt werden. In der Praxis finden sich daher 

recht häufig GmbHs für (inter-)kommunale Zusammenarbeit in den Bereichen der regionalen Wirtschaftsförde-

rung bzw. Flächenvermarktung. Für eine interkommunale Gewerbeflächenentwicklung sind zusätzlich öffent-

lich-rechtliche Formen notwendig. [29] 

Informelle Kooperationsformen 

Anders als die vorgenannten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Organisationsformen beruhen infor-

melle Gremien wie Arbeitsgemeinschaften, Beiräte oder Koordinierungsgruppen auf keiner expliziten gesetzli-

chen Grundlage. Sie haben keine Entscheidungsbefugnisse oder Beschlusskompetenzen und damit ergibt sich 

auch keine rechtliche Bindungswirkung nach außen. Trotzdem nehmen sie in Hinblick auf den Institutionalisie-

rungsprozess eines Kooperationsvorhabens eine bedeutende Rolle ein. Häufig bilden informelle Ansätze zu-

nächst die Basis für weiterreichende und rechtlich verbindliche Strukturen. Außerdem können sie als Ergänzung 

zu den formellen Kooperationsformen neue Impulse leisten und darüber hinaus einem breiten Spektrum wei-

terer Akteure einen leichteren Zugang zu einem Kooperationsprozess bieten. 

In informellen Gremien wirken i. d. R. alle relevanten Entscheidungsträger aus Politik und Verwaltung mit. Je 

nach Bedarf können innerhalb eines Kooperationsprozesses für die unterschiedlichen Ebenen auch mehrere 

voneinander getrennte Gremien gebildet werden, z.B. kommunalpolitische und/oder verwaltungsinterne Gre-

mien. Grundprinzipien der Zusammenarbeit in informellen Gremien sind die paritätische Besetzung, ein gleich-

berechtigtes Stimmrecht aller Partner und das Konsensprinzip. Aus Gründen einer hohen Flexibilität und offe-

nen Arbeitsweise finden sich in der Praxis besonders im Bereich der Regionalentwicklung häufig informelle 

Gremien, die nicht selten mehrere Handlungsfelder integrativ bearbeiten. Zu nennen wäre beispielsweise die 

gemeinsame Erarbeitung eines Regionalen Entwicklungskonzeptes (REK) oder die informelle Zusammenarbeit 

bei Städtenetzen oder Regionalkonferenzen. Zur weiteren Verstetigung der Zusammenarbeit werden oft rech-

tlich verbindliche (formelle) Organisationsformen notwendig, da sie für eine Entscheidungsfindung die nötigen 

Verfahren und Regeln garantieren. [25] [26] [28] [29] 
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4 Gute Beispiele  

Auswahl der Regionen und Vorgehen 

Für die Auswahl wurde zunächst eine umfangreiche Recherche zu großstädtisch geprägten Regionen durchge-

führt. Aus der Gegenüberstellung wurden vier Regionen ausgewählt, die bereits lange Erfahrung in dem Hand-

lungsfeld besitzen. Zugleich handelt es sich um diejenigen Regionen, die im Laufe der Zeit ein diversifiziertes 

Instrumentarium entwickelt haben, um den spezifischen Herausforderungen in den Bereichen Planung und 

Entwicklung sowie Vermarktung zu begegnen. Es handelt sich hierbei um die Regionen Aachen, Hannover, Ruhr 

und Stuttgart. Ergänzend dazu wurden mit Bremen und Ulm/Neu-Ulm zwei Regionen ausgewählt, die sich, wie 

die Region Halle/Leipzig, über eine Landesgrenze erstrecken. In beiden Fällen verfügen die Regionen über An-

sätze zur Landesgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit im Bereich der Gewerbeflächenentwicklung, 

wenngleich das Instrumentarium weniger stark ausgeprägt ist, als in den anderen Stadtregionen. 

Alle sechs Regionen werden zu Beginn hinsichtlich ihrer räumlichen Ausdehnung etc. beschrieben. Außerdem 

wird ein Überblick zu den Kooperationen, Initiativen bzw. Institutionen gegeben, die für die interkommunale 

bzw. regionale Gewerbeflächenentwicklung verantwortlich sind. Ein Hauptaugenmerk wird auf die Instrumente 

in den Regionen gelegt. Sie finden in unterschiedlicher Weise Anwendung und sind stets den regionalen Be-

dürfnissen angepasst. Abschließend werden die Besonderheiten jeder Region in einem kurzen Zwischenfazit 

zusammengefasst. 

4.1 Region Aachen 

Abgrenzung und Organisation 

Die Region Aachen umfasst das Gebiet der Städteregion Aachen
4
 sowie der benachbarten Kreise Düren, Euskir-

chen und Heinsberg und orientiert sich damit an mehreren regionalen Kooperationsräumen. Die Region, die 

sich auf ein Gebiet von ca. 3.500 km
2
 erstreckt und in der im Jahr 2012 etwa 1,24 Mio. Menschen lebten, grenzt 

im Westen an die Niederlande und Belgien. [30] 

Mit der Aachener Gesellschaft für Innovation und Technologietransfer (AGIT) verfügt die Region seit 1983 über 

eine eigenständige Wirtschaftsförderungsagentur. Gesellschafter der AGIT sind die Stadt Aachen, die Städtere-

gion Aachen, die Kreise Düren, Euskirchen und Heinsberg sowie Kammern und Sparkassen etc. Mit der Grün-

dung der AGIT wurde eine eigene Regionsmarke etabliert. Unter der Bezeichnung „Technologieregion Aachen“, 

die räumlich deckungsgleich mit der Region Aachen ist, wird die Region nach außen vermarktet. Die AGIT über-

nimmt verschiedene Aufgaben im Bereich der Wirtschaftsförderung und des Regionalmarketings, berät Unter-

nehmen und unterstützt Investoren bei der Standortsuche. Außerdem ist sie in Projekte der Euregio Maas-

Rhein eingebunden und verantwortlich für die regionale Gewerbeflächenentwicklung mit den Instrumenten 

Gewerbeflächenkonzept, Gewerbeflächenmonitoring sowie den Standortportalen „gistra“ und „The Locator“. 

Die AGIT finanziert sich aus Zuschüssen ihrer Gesellschafter und aus Projektmitteln. [32] [33] 

Der Prozess zur regionalen Gewerbeflächenentwicklung wird von der interdisziplinären Arbeitsgruppe „Regio-

nales Gewerbeflächenkonzept“ begleitet, die sich aus Vertretern der Kreise und Kammern, der Bezirksregie-

rung und der AGIT zusammensetzt. Sie unterstützt die Erarbeitung des Gewerbeflächenkonzeptes, des Monito-

rings und des Standortinformationssystems „gistra“. [32] [33] 

In der Region existiert mit dem Zweckverband Region Aachen ein Zusammenschluss der Gebietskörperschaften 

für das Gebiet der Region. Der Zweckverband existiert seit Januar 2013 und ist Nachfolger des REGIO Aachen 

e.V. Er vertritt die Region und fördert die Zusammenarbeit mit der Euregio Maas-Rhein. Weitere Arbeitsfelder 

                                                           
4
 Bei der Städteregion Aachen handelt es sich um einen Gemeindeverband, bestehend aus der kreisfreien Stadt Aachen 

und neun weiteren Städten und Gemeinden. Die Städteregion ist Rechtsnachfolger des Kreises Aachen. 
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umfassen etwa die Bereiche Kultur und Tourismus, Arbeit und Fachkräftesicherung sowie Bildung. Zwischen 

dem Zweckverband Region Aachen und der AGIT finden regelmäßige Abstimmungen statt. [32] [33] 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 21: Region Aachen, verändert nach [31] 

Die Region Aachen ist Teil der seit 1976 existierenden grenzübergreifenden Euregio Maas-Rhein, der noch die 

Provinzen Limburg und Lüttich und die deutschsprachige Gemeinschaft in Belgien sowie der südliche Teil der 

Region Limburg in den Niederlanden angehören. Die Region Aachen wird seit 2013 durch den gleichnamigen 

Zweckverband vertreten, der Nachfolger des 1981 gegründeten Vereins Regio Aachen e.V. ist. Die Zusammen-

arbeit in der Euregio entsprach in den ersten Jahren einer informellen Kooperation, bevor sie 1991 nach nie-

derländischem Recht in eine sog. Stichting gefasst wurde. Für die künftige Zusammenarbeit hat die Euregio ei-

ne Zukunftsstrategie unter dem Titel „EMR2020“ erarbeitet, in der verschiedene Themenschwerpunkte defi-

niert werden. Dazu gehören etwa die Bereiche Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Kultur und Tourismus, Mobilität 

und Infrastruktur sowie nachhaltige Entwicklung. [34] 

Instrument: Regionales Gewerbeflächenkonzept für die Region Aachen 

In der Region Aachen existiert seit 1998 ein regionales Gewerbeflächenkonzept, das von der AGIT unter Beteili-

gung der Städte und Gemeinden sowie der Arbeitsgruppe „Regionales Gewerbeflächenkonzept“ erarbeitet und 

fortgeschrieben wird. Bereits zuvor wurden Nutzungs- und Vermarktungskonzepte für einzelne Gewerbegebie-

te in der Stadt Aachen und den benachbarten Kreisen erarbeitet. Diese Einzelanstrengungen wurden mit dem 

Gewerbeflächenkonzept zu einer regionalen Strategie zusammengeführt. Das Konzept bildet einen Rahmen für 

die Gewerbeflächenentwicklung in der Region Aachen. Mit seiner Hilfe sollen regional bedeutsame Standorte 

bestimmt und eine Abschätzung des künftigen Flächenbedarfs vorgenommen werden. Zudem verfolgt es das 

Ziel, den Erfahrungsaustausch in der Region zu stärken. [33] [35] 

Das Gewerbeflächenkonzept, das nach seiner Erstellung in den Jahren 2006, 2009 und 2012 fortgeschrieben 

wurde, ermittelt in einem ersten Schritt die bestehenden Gewerbeflächenreserven sowie die langfristig verfüg-

bar zu machenden Flächenpotenziale (sog. „Regionalplanpotenziale“). Dazu greift es auf Daten des Flächenmo-

nitorings sowie auf Angaben der Flächennutzungspläne und der Regionalpläne zurück. Aus der Gegenüberstel-

lung von Flächenreserven und künftigem Flächenbedarf wird die Reichweite der Flächenreserven für verschie-

dene Szenarien ermittelt. Die Gewerbeflächen werden sodann bewertet und nach ihrer Eignung in überörtlich 

und regional bedeutsame Gewerbegebiete unterteilt. Die Bewertung wurde in der Vergangenheit kontinuier-
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lich weiterentwickelt und verfeinert, um Stärken und Schwächen aufzudecken und entsprechende Maßnahmen 

zu ergreifen. Seit 2009 enthält das Konzept zudem einen strategischen Ansatz, mit dem besonders geeignete 

Flächen für den internationalen Standortwettbewerb vorbereitet und zielgerecht vermarktet werden sollen 

(sog. „Positionierungsstrategie DreizehnPLUS“). Weiterhin werden in dem Konzept neben den bereits existie-

renden Flächen auch zu entwickelnde Gebiete vorgestellt und untersucht. Hierbei handelt es sich um Planungs- 

und Entwicklungsstandorte mit mittel- bis langfristiger Reichweite. [35] [36] 

Die Fortschreibung des Konzeptes von 2009 geht über die Bestandsaufnahme, Bewertung und Prognose hinaus 

und greift offene Punkte und Herausforderungen für die weitere Zusammenarbeit in Form sog. Zukunftsfragen 

auf. Sie sollen Anstoß für den regionalen Diskurs geben und helfen, notwendige Veränderungen herbeizufüh-

ren. Die Zukunftsfragen betreffen u.a. die individuelle Aufwertung von Gewerbestandorten, die Profilierung der 

Gebiete inklusive einer entsprechenden Vermarktung sowie die interkommunale und gebietsübergreifende 

Kooperation bei der Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbegebieten. [37] 

Instrument: Gewerbeflächenmonitoring und Gewerbeflächeninformationssystem für die Region 

Aachen 

Das Gewerbeflächenmonitoring in der Region Aachen geht ursprünglich auf ein Pilotprojekt zurück, das im Zeit-

raum von 2002 bis 2005 mit Mitteln des Landes Nordrhein-Westfalen und der EU durchgeführt wurde. Ziel war 

es einerseits größere Transparenz in die Gewerbeflächenentwicklung zu bringen und andererseits ein Werk-

zeug für die regionale Ebene zu schaffen. Nachdem sich ein Teil der Kommunen zu Beginn des Prozesses nicht 

beteiligte, konnte das Monitoring im Laufe der Jahre flächendeckend für die Region Aachen erstellt werden. 

Seit 2006 werden Daten zu Gewerbe- und Industriegebieten über das Flächeninformationssystem „gistra“ er-

hoben. Die Einspeisung und Verwaltung der Daten nehmen die Kommunen der Region selbst vor, wobei aus-

schließlich Flächen ab einer Größe von 1 ha in das System aufgenommen werden. Die AGIT übernimmt die or-

ganisatorische Ausgestaltung und ist für die Weiterverarbeitung der Daten verantwortlich, die für verschiedene 

Aufgaben verwendet werden. [33] [36]  

Zum einen bilden die Flächeninformationen die Grundlage des Gewerbeflächenmonitorings, das zur Beobach-

tung der Gewerbeflächenentwicklung in der Region und zur Abschätzung des planerischen Handlungsbedarfes 

eingesetzt wird. In jährlich erscheinenden Berichten zum Flächenmonitoring werden die verfügbaren Flächen-

potenziale sowie Veränderungen dokumentiert. Das Gewerbeflächenkonzept greift wiederum auf die Informa-

tionen und Analysen des Monitorings zurück und entwirft Strategien und Handlungsansätze für die Region. 

Nicht zuletzt haben die Kommunen die Möglichkeit auf einen noch umfassenderen Datenbestand zuzugreifen 

und diesen für planerische Entscheidungen zu nutzen. [33] 

Zum anderen werden die Daten für die Vermarktung der Gewerbeflächen eingesetzt. Über das Gewerbeflä-

cheninformationssystem „gistra“ werden nicht nur Angaben zu den verfügbaren Gewerbeflächen in der Region 

Aachen erfasst und verarbeitet. Das Portal dient auch als Instrument zur aktiven Standortvermarktung, das bei-

spielsweise Unternehmen bei der Standortsuche zur Verfügung steht. Die Angaben sind parzellenscharf und 

werden laufend aktualisiert. Mittels Datenbank- oder Kartenabfragen kann der Nutzer nach Gewerbeflächen 

suchen und sich weiterführende Informationen in Form von Standort-Exposés anzeigen lassen. [33] [38]  
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Instrument: Standortinformationssystem Euregio Maas-Rhein 

Die Region Aachen ist Teil der grenzübergreifenden Kooperation zur Euregio Maas-Rhein im Dreiländereck zwi-

schen Deutschland, Belgien und der Niederlande. Sie verfügt mit „gistra“ über ein eigenes Gewerbeflächenin-

formationssystem. Zusätzlich wurde für die Euregio Maas-Rhein ein solches Werkzeug eingerichtet, das unter 

der Bezeichnung „The Locator“ die grenzübergreifende Standortsuche ermöglicht. Abgedeckt wird das Gebiet 

der Region Aachen, der Provinzen Limburg und Lüttich und der deutschsprachigen Gemeinschaft in Belgien so-

wie der südliche Teil der Region Limburg in den Niederlanden. Das Informationssystem entstand aus einem EU-

Projekt und wird seitdem gemeinschaftlich von den beteiligten Regionen betrieben; für die Region Aachen 

übernimmt diese Aufgabe die AGIT. Über das Portal können Datenbankabfragen und Kartensuchen durchge-

führt und Informationen zu Gewerbeflächen abgerufen werden. Das System erhebt keine eigenen Daten, son-

dern greift auf bestehende Datensätze zurück, wie das Aachener Gewerbeflächenmonitoring. [39] [40] 

Zwischenfazit 

Die Region Aachen hat große Erfahrung mit regionaler Zusammenarbeit im Bereich der Gewerbeflächenent-

wicklung. Sie kann auf teils etablierte Kooperationen bauen, wie die Technologieregion Aachen mit der seit 

1983 existierenden Aachener Gesellschaft für Innovation und Technologietransfer (AGIT) sowie die Arbeits-

gruppe „Regionales Gewerbeflächenkonzept“. Die AGIT als eigenständige Gesellschaft der Region begleitet den 

Prozess seit vielen Jahren; bei ihr werden die verschiedenen Aktivitäten gebündelt und koordiniert. Neben der 

Städteregion Aachen sowie den Kreisen sind auch die Kammern und Sparkassen etc. in die Gesellschaft einge-

bunden. Die Kommunen stellen wichtige Daten zu ihren Gewerbeflächen zur Verfügung und speisen diese in 

das Informations- und Monitoringsystem ein. 

Über die Jahre wurden verschiedene Instrumente entwickelt, die allesamt das Gebiet der Region Aachen abde-

cken. Einzige Ausnahme bildet das Instrument „The Locator“, als Standortinformationssystem für die grenz-

übergreifende Euregio Maas-Rhein. Mit dem Monitoring wird die Entwicklung des Gewerbeflächenbestandes 

verfolgt und untersucht. Das Gewerbeflächenkonzept greift auf die Daten und Analysen des Monitorings zu-

rück, bewertet die Flächenpotenziale und nimmt eine Priorisierung der Standorte nach ihrer Bedeutsamkeit für 

den regionalen bzw. (inter-)nationalen Markt vor. Außerdem entwirft es strategische Handlungsansätze für die 

Planung und Entwicklung (sog. zu entwickelnde bedeutsame Gewerbeflächen) als auch für die Vermarktung 

von Gewerbeflächen (sog. „Positionierungsstrategie DreizehnPLUS“). Mit dem Flächen- und Standortinformati-

onssystem „gistra“ werden Daten zu Gewerbe- und Industriegebieten erfasst, gleichzeitig dient es auch als In-

strument zur Vermarktung der Flächen. Trotz ihres informellen Charakters besitzen die Instrumente – allen vo-

ran das Gewerbeflächenmonitoring und das Gewerbeflächenkonzept – einen hohen Stellenwert in der Region. 

4.2 Region Bremen 

Abgrenzung und Organisation 

Die Abgrenzung der Region Bremen orientiert sich am Kommunalverbund Niedersachsen/Bremen, der einen 

über die Landesgrenze reichenden Zusammenschluss von Städten und Gemeinden darstellt. Die Region umfasst 

eine Fläche von rund 3.000 km
2
 mit einer Bevölkerung von ca. 1,04 Mio. Menschen. [41] 

Der Kommunalverbund Niedersachsen/Bremen stellt eine freiwillige und von Kommunen getragene Kooperati-

on dar
5
, die im Jahr 1991 in der Form eines Vereins verbindlich gefasst wurde. Die Zusammenarbeit findet in 

verschiedenen Gremien, Arbeitskreisen und Gruppen statt. In der Mitgliederversammlung besteht die Beson-

derheit, dass jede Kommune über eine Stimme verfügt, unabhängig von ihrer Größe. Die Kooperation wurde 

mit dem Ziel gegründet, die regionale und Landesgrenzen übergreifende Zusammenarbeit zu verbessern und 

                                                           
5
 Der Kooperation gehört zudem ein assoziierter Landkreis an. 
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die Flächenentwicklung abzustimmen. Dadurch sollen die wirtschaftliche Entwicklung gestärkt, die Belange der 

Raumordnung frühzeitig abgestimmt sowie kulturelle und ökologische Belange besser berücksichtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 22: Region Bremen [42] 

Die Themen- und Handlungsfelder orientieren sich an den tatsächlichen Erfordernissen und betreffen Fragen 

der Einzelhandels- und Gewerbeflächenentwicklung genauso, wie die Folgen des demographischen Wandels 

sowie die Naherholung (z.B. Grüner Ring Region Bremen). Derzeit spielt das Thema Gewerbeflächenentwick-

lung eine eher untergeordnete Rolle, kann aber jederzeit wieder an Bedeutung zunehmen. In dem Fall kann die 

Region auf Vorarbeiten zurückgreifen und auf bestehenden Strukturen aufbauen. Mit dem interkommunalen 

Raumstrukturkonzept „INTRA“ verfügt die Region über ein informelles Instrument zur Abstimmung der Sied-

lungs- und Freiraumentwicklung. Die Finanzierung des Kommunalverbundes erfolgt über Mitgliedsbeiträge 

(derzeit 0,40 EUR pro Einwohner und Jahr), die hauptsächlich für die Arbeit der Geschäftsstelle verwendet 

werden. Die Durchführung von Projekten ist vielfach an Fördermittel gebunden. Im Jahr 2011 beschloss der 

Kommunalverbund, die Ausgestaltung der inhaltlichen und organisatorischen Zusammenarbeit weiterzuentwi-

ckeln, mit dem Ziel einer größeren Verbindlichkeit. [42] [43] [44] 

Die Region Bremen ist zugleich Teil der Metropolregion Nordwest (Bremen-Oldenburg). Anders als der Kom-

munalverbund, handelt es sich hierbei um eine Kooperation der kreisfreien Städte und Landkreise in Zusam-

menarbeit mit der Wirtschaft und Wissenschaft. Die Metropolregion bietet auf ihrem Internetportal die Mög-

lichkeit zur Suche nach Gewerbeflächen. Dazu greift sie auf Daten des Standortinformationssystems REGISonli-

ne zu, das von Landkreisen und kreisfreien Städten in Niedersachsen und Bremen getragen wird. [44] [45] 

Instrument: Interkommunales Raumstrukturkonzept Region Bremen INTRA 

Seit 2005 existiert das interkommunale Raumstrukturkonzept für die Region Bremen „INTRA“. Es handelt sich 

um ein informelles Instrument, das das Ziel verfolgt, die Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrsplanung einschließ-

lich der Gewerbe- und Einzelhandelsentwicklung gebietsübergreifend abzustimmen. Das Konzept greift Heraus-

forderungen auf, die von den Kommunen nicht selbst bewältigt werden können, und führt sie auf regionaler 

Ebene zusammen. Zugleich wird mit „INTRA“ der Versuch unternommen, das Fehlen einer über die Landes-

grenze reichenden Regionalplanung für den Verflechtungsraum Bremen in Ansätzen zu kompensieren und sog-

leich die Grundlage für eine dauerhafte und verbindliche Kooperation zu legen. [46] 

Die Erarbeitung des „INTRA“ fand unter Beteiligung von Städten und Gemeinden, Landkreisen und kreisfreien 

Städten statt und wurde u.a. von Expertengespräche begleitet. Das Konzept baut auf einer Stärken-Schwächen-

Analyse auf, die nach Themenfeldern sowie für die Gebietskörperschaften vorgenommen wird. Darauf auf-

bauend werden ein Leitbild sowie Ziele der künftigen Siedlungsentwicklung entworfen. Für die Umsetzung de-
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finiert das Konzeptes (Schwerpunkt-)Themen und untersetzt diese mit konkreten Schlüsselprojekten. Zum Kon-

zept gehören darüber hinaus auch Karten und Pläne mit Darstellungen zur Siedlungsentwicklung und zu den 

Themen Verkehr und Freiraum. Ein Schwerpunktthema bildet die regionale Gewerbeentwicklung. Zur wirt-

schaftlichen Stärkung der Region soll u.a. eine Profilierung regionaler Gewerbestandorte vorgenommen wer-

den. Dazu gehören auch die Entwicklung interkommunaler Gewerbestandorte sowie die Wiedernutzung von 

Altstandorten. Außerdem sollen regional bedeutsame Gebiete an verkehrsgünstigen Standorten mit Anschluss 

an Autobahnen, Wasserstraßen, Schienenwegen und zum Flughafen prioritär entwickelt werden. [46] 

Bilanz INTRA 

Das Raumstrukturkonzept wurde im März 2005 von 35 Kommunen unterzeichnet und dient seitdem als Orien-

tierungsrahmen zur Abstimmung der Siedlungsentwicklung. Im Jahr 2013 wurde eine Zwischenbilanz zum 

„INTRA“ veröffentlicht, der ein Beschluss der Kommunen zur Fortschreibung des Konzeptes vorausgegangen 

war. Die Bilanz fällt überwiegend positiv aus. Obwohl nicht alle Schlüsselprojekte umgesetzt werden konnten, 

hat sich die regionale Zusammenarbeit deutlich verbessert. Das Konzept hat auch dadurch Bedeutung erlangt, 

dass erstmals ein gemeinsames Leitbild für die administrativ sehr stark zersplitterte Region Bremen vorgelegt 

wurde, und raumplanerische Fragen gebündelt werden. Im Bereich Gewerbe wurde nur ein geringer Teil der 

Maßnahmen realisiert, allerdings sind auch neue Ideen, Anstrengungen und Aktivitäten entstanden. [44] [47] 

Fortschreibung INTRA und Weiterentwicklung Kommunalverbund Niedersachsen/Bremen 

Das Konzept „INTRA“ wird seit 2013 unter der Bezeichnung „Kooperative Regionalentwicklungsplanung – auf 

dem Weg zum kooperativen Regionalplan“ fortgeschrieben. Es soll ein aktualisiertes Leitbild, ein Entwicklungs-

konzept mit Zielen für die weitere Zusammenarbeit, ein realisierbares Arbeitsprogramm sowie Vorschläge zu 

den künftigen Arbeits- und Organisationsstrukturen enthalten. Damit verbindet sich mit der Fortschreibung von 

INTRA sogleich die Weiterentwicklung des Kommunalverbundes. Bislang konnte man sich nicht auf die Bildung 

eines Regionalverbandes einigen, sodass der Kommunalverbund auch mittelfristig seinen eher unverbindlichen 

Charakter beibehalten wird. Stattdessen soll die Zusammenarbeit künftig durch themenspezifische Verträge 

zwischen den Partnerkommunen untersetzt werden. Der raumplanerische Vertrag zur Umsetzung des regiona-

len Einzelhandelskonzeptes stellt hierzu das erste Beispiel dar. Mit der Weiterentwicklung verbindet sich dane-

ben das Ziel, die Belange der Regionalplanung und der Regionalentwicklung künftig stärker zu bündeln. Bislang 

ist die Regionalplanung – vor allem durch die Regionalplanungskompetenz der Landkreis in Niedersachsen – 

sehr kleinteilig organisiert. Angestrebt wird ein sog. kooperativer Regionalplan, wobei die genaue Ausgestal-

tung noch im Zuge des laufenden Dialogprozesses in der Region Bremen zu klären ist. Vorstellbar ist eine Zu-

sammenschau der Regionalpläne, ergänzt durch Aspekte der Regionalentwicklung. [44] [48] 

Instrument: Konzept Gewerbeflächenpool Delmenhorst-Ganderkesee 

Aus dem INTRA-Konzept heraus wurde 2004/05 ein Gutachten zur Gründung eines Gewerbeflächenpools für 

die Stadt Delmenhorst und die Gemeinde Ganderkesee in Auftrag gegeben, die beide dem Kommunalverbund 

Niedersachsen/Bremen angehören. Das Konzept sollte Vorschläge zur Organisation der Zusammenarbeit und 

zur Ausgestaltung des Gewerbeflächenpools als Instrument zur gemeinsamen Erschließung und Vermarktung 

von Gewerbeflächen machen. Der Prozess zur Erarbeitung des Konzeptes wurde vom Kommunalverbund Nie-

dersachsen/Bremen moderiert und fand unter Beteiligung der Kommunen statt. Das Konzept erläutert die 

Rahmenbedingungen zur Einrichtung eines Flächenpools und diskutiert verschiedene Organisations- und 

Rechtsformen mit ihren Vor- und Nachteilen. In Modellrechnungen werden Kosten und Erlöse für die Kommu-

nen ermittelt und so die finanziellen Effekte des Flächenpools sichtbar gemacht. Außerdem werden Empfeh-

lungen ausgesprochen, die eine Profilierung der einzelnen Standorte vorsehen. Das Konzept enthält darüber 

hinaus einen Fahrplan für die Einrichtung des Gewerbeflächenpools und den Aufbau der notwendigen Organi-

sationsstrukturen. [49] 
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Der Gewerbeflächenpool wurde bislang nicht realisiert, weil es u.a. zu Problemen bei der tatsächlichen Flä-

chennutzung kam. Dennoch hat die Erarbeitung einen intensiven Kommunikationsprozess zwischen den Betei-

ligten hervorgebracht. Obendrein liegt den Kommunen ein praktisches Konzept vor, auf das sie ggf. selbst oder 

aber andere Städte und Gemeinden der Region Bremen zu einem späteren Zeitpunkt zurückgreifen können. 

[44] 

Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen zu einer gren-

züberschreitenden Raumordnung und Landesentwicklung vom 5. Mai 2009 

Der Staatsvertrag wurde unter Mitwirkung des Kommunalverbundes Niedersachsen/Bremen erarbeitet und ist 

seit 2009 in Kraft. Mit dem Vertrag bekräftigen die Länder Niedersachsen und Bremen ihre Bereitschaft, die Be-

lange der Raumordnung und Landesentwicklung über die Landesgrenze hinweg abzustimmen. Zugleich beken-

nen sie sich dazu, die bestehenden Formen der Zusammenarbeit auf lokaler und regionaler Ebene zu unterstüt-

zen. Vor dem Vertragsschluss wurden die Verflechtungen in der Region offiziell weder anerkannt, noch in Plä-

nen und Programmen dargestellt. Erst seitdem akzeptiert das Land Niedersachsen bspw. die Funktion des 

Oberzentrums Bremen für die benachbarten Kommunen. Der Staatsvertrag bekennt sich zugleich zum Konzept 

des „INTRA“ und benennt eine Reihe von Themenschwerpunkten für interkommunale Kooperation. Neben an-

deren handelt es sich dabei auch um die Entwicklung gemeinsamer Gewerbestandorte. [44] [50] 

Zwischenfazit 

Die Region Bremen erstreckt sich als Verflechtungsraum über die Landesgrenze zwischen Niedersachsen und 

Bremen. Seit 1991 existiert mit dem Kommunalverbund ein von Städten und Gemeinden getragenes Bündnis 

zur Abstimmung der räumlichen Entwicklung. Die Kooperation ist auch ein Ansatz, um die administrative Zer-

splitterung und die kleinteilig organisierte Regionalplanung in der Region zu überwinden. Aktuell wird die Zu-

sammenarbeit im Kommunalverbund inhaltlich und organisatorisch weiterentwickelt. Zwar haben sich die 

Mitglieder vorerst gegen die Gründung eines Regionalverbands ausgesprochen, dennoch soll die Zusammenar-

beit durch den Abschluss von themenspezifischen Verträgen künftig noch verbindlicher werden. Seit 2009 wird 

die Kooperation durch einen Staatsvertrag der beiden Länder abgesichert und unterstützt. Danach soll die Zu-

sammenarbeit in Fragen der Raumordnung und Landesentwicklung künftig noch stärker abgestimmt werden. 

Die Region ist zudem Teil der deutlich weiter gefassten Metropolregion Nordwest. 

Mit dem interkommunalen Raumstrukturkonzept „INTRA“ verfügt die Region über ein informelles Instrument 

zur Abstimmung der räumlichen Planung, auch im Bereich der Gewerbeflächenentwicklung. Zudem wurde ein 

Konzept zur Errichtung eines Gewerbeflächenpools in den Kommunen Delmenhorst und Ganderkesee erarbei-

tet, das jedoch nicht realisiert wurde. Es zeigt sich, dass das Thema der Gewerbeflächenentwicklung derzeit auf 

regionaler Ebene eher eine untergeordnete Rolle spielt. Da dies in der Vergangenheit bereits anders war, ist ein 

Bedeutungsgewinn in absehbarer Zukunft nicht auszuschließen. Für den Fall kann die Region auf bereits vor-

handene Konzepte und Instrumente zurückgreifen. 

4.3 Region Hannover 

Abgrenzung und Organisation 

Die Region Hannover ist eine regionale Gebietskörperschaft bestehend aus der niedersächsischen Landes-

hauptstadt Hannover sowie 17 Städten und vier Gemeinden des Umlandes. Sie bildete sich am 1. November 

2001 durch den Zusammenschluss der Gemeinden des ehemaligen Landkreises Hannover und der kreisfreien 

Stadt Hannover. Zeitgleich mit der Regionsgründung wurden der Kommunalverband Großraum Hannover und 

der Landkreis Hannover aufgelöst. In der Region Hannover leben ca. 1,1 Mio. Menschen auf eine Fläche von ca. 

2.300 km². [51] [52]  



 

 

 

Die Region Hannover ist Teil der Metropolregion Hannover

im Verein Kommunen in der Metropolregion e.V. Der Verein ist Gesellscha

Neben einer engeren Zusammenarbeit der Landeshauptstadt Hannover mit den umliegenden Städten und G

meinden (z.B. bei der Siedlungsflächenentwicklung) sowie e

zu einer regionalen Gebietskörperschaft insgesamt eine stärkere Positionierung der gesamten Region im eur

päischen Standortwettbewerb angestrebt. 

Landkreises auch wichtige Aufgaben der Landeshauptstadt und der Bezirksregierung. Beispielsweise gehören 

die Organisation des öffentlichen Personennahverkehrs, eine gemeinsame Wirtschafts

derung, der Umwelt- und Naturschutz, das

sorgung zu den Aufgabenfeldern der Regionsverwaltung. Darüber hinaus ist sie für das Regionsgebiet Träger 

der Regionalplanung sowie untere Lan

Das wichtigste Entscheidungsorgan der Region ist die Regionsversammlung, deren Mitglieder unmittelbar und 

direkt von der Bevölkerung gewählt werden. Oberster Repräsentant der Region und gleichzeitig Chef der Ve

waltung ist der Regionspräsident bzw. die Regionspräsidentin. [

Im Bereich der Wirtschaftsförderung arbeiten in der Region Hannover drei Einheiten auf unterschiedlichen 

Ebenen eng zusammen. Der Fachbereich Wirtschafts

zuständig. Neben der Wirtschaftsförderung der La

gemeinsame Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Region und der Landeshauptstadt auf sechs Fokusbranchen 

spezialisiert. Alle drei Einheiten treten nach außen hin gemeinsam unter dem Online

www.wirtschaftsfoerderung-hannover.de

Instrument: Regionalplanerische Flächenvorsorge

Die Regionalplanung steuert die Gewerbeflächenentwicklung insofern, dass Gewerbeflächen vorrangig an den 

Standorten mit Schwerpunktaufgaben zur Sicherung und Entwicklung von Wohn

ten sind (ortsteilscharf). Dabei sollen Flächen mit Anschluss an das Schienennetz oder an Wasserwege beso

ders berücksichtigt werden. Die Ausweisung von 

und Gemeindegröße zu entsprechen. In Abstimmung mit der Wirtschaftsförderung erfolgt durch die Regiona

planung eine Flächenvorsorge mittels Ausweisung von Vorranggebieten für Siedlungsgebiete. Diese

biete sind jedoch nicht parzellenscharf, sondern besitzen ledigli

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 23: Region Hannover

Die Region Hannover ist Teil der Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg und Mitglied 

in Kommunen in der Metropolregion e.V. Der Verein ist Gesellschafter der Metropolregion GmbH. [53

Neben einer engeren Zusammenarbeit der Landeshauptstadt Hannover mit den umliegenden Städten und G

meinden (z.B. bei der Siedlungsflächenentwicklung) sowie einer bürgernahen Verwaltung wurde mit der Fusion 

zu einer regionalen Gebietskörperschaft insgesamt eine stärkere Positionierung der gesamten Region im eur

tbewerb angestrebt. Die Region erfüllt neben den typischen öffentlichen Aufgaben 

Landkreises auch wichtige Aufgaben der Landeshauptstadt und der Bezirksregierung. Beispielsweise gehören 

die Organisation des öffentlichen Personennahverkehrs, eine gemeinsame Wirtschafts- und Beschäftigungsfö

und Naturschutz, das Gesundheitswesen, die Jugend- und Sozialhilfe oder die Abfallen

sorgung zu den Aufgabenfeldern der Regionsverwaltung. Darüber hinaus ist sie für das Regionsgebiet Träger 

untere Landesplanungsbehörde. [52] 

ungsorgan der Region ist die Regionsversammlung, deren Mitglieder unmittelbar und 

direkt von der Bevölkerung gewählt werden. Oberster Repräsentant der Region und gleichzeitig Chef der Ve

waltung ist der Regionspräsident bzw. die Regionspräsidentin. [52] 

Bereich der Wirtschaftsförderung arbeiten in der Region Hannover drei Einheiten auf unterschiedlichen 

Ebenen eng zusammen. Der Fachbereich Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung ist für die gesamte Region 

zuständig. Neben der Wirtschaftsförderung der Landeshauptstadt Hannover ist die hannoverimpuls GmbH als 

gemeinsame Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Region und der Landeshauptstadt auf sechs Fokusbranchen 

spezialisiert. Alle drei Einheiten treten nach außen hin gemeinsam unter dem Online

hannover.de auf. [54] 

Instrument: Regionalplanerische Flächenvorsorge 

Die Regionalplanung steuert die Gewerbeflächenentwicklung insofern, dass Gewerbeflächen vorrangig an den 

Standorten mit Schwerpunktaufgaben zur Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten auszuric

ten sind (ortsteilscharf). Dabei sollen Flächen mit Anschluss an das Schienennetz oder an Wasserwege beso

ders berücksichtigt werden. Die Ausweisung von gewerblichen Bauflächen hat der zentralörtlichen Funktion 

und Gemeindegröße zu entsprechen. In Abstimmung mit der Wirtschaftsförderung erfolgt durch die Regiona

planung eine Flächenvorsorge mittels Ausweisung von Vorranggebieten für Siedlungsgebiete. Diese

biete sind jedoch nicht parzellenscharf, sondern besitzen lediglich rahmensetzenden Charakter. [21
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: Region Hannover [60] 

Wolfsburg und Mitglied 

fter der Metropolregion GmbH. [53] 

Neben einer engeren Zusammenarbeit der Landeshauptstadt Hannover mit den umliegenden Städten und Ge-

iner bürgernahen Verwaltung wurde mit der Fusion 

zu einer regionalen Gebietskörperschaft insgesamt eine stärkere Positionierung der gesamten Region im euro-

Die Region erfüllt neben den typischen öffentlichen Aufgaben eines 

Landkreises auch wichtige Aufgaben der Landeshauptstadt und der Bezirksregierung. Beispielsweise gehören 

und Beschäftigungsför-

und Sozialhilfe oder die Abfallent-

sorgung zu den Aufgabenfeldern der Regionsverwaltung. Darüber hinaus ist sie für das Regionsgebiet Träger 

ungsorgan der Region ist die Regionsversammlung, deren Mitglieder unmittelbar und 

direkt von der Bevölkerung gewählt werden. Oberster Repräsentant der Region und gleichzeitig Chef der Ver-

Bereich der Wirtschaftsförderung arbeiten in der Region Hannover drei Einheiten auf unterschiedlichen 

und Beschäftigungsförderung ist für die gesamte Region 

ndeshauptstadt Hannover ist die hannoverimpuls GmbH als 

gemeinsame Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Region und der Landeshauptstadt auf sechs Fokusbranchen 

spezialisiert. Alle drei Einheiten treten nach außen hin gemeinsam unter dem Online-Portal 

Die Regionalplanung steuert die Gewerbeflächenentwicklung insofern, dass Gewerbeflächen vorrangig an den 

und Arbeitsstätten auszurich-

ten sind (ortsteilscharf). Dabei sollen Flächen mit Anschluss an das Schienennetz oder an Wasserwege beson-

gewerblichen Bauflächen hat der zentralörtlichen Funktion 

und Gemeindegröße zu entsprechen. In Abstimmung mit der Wirtschaftsförderung erfolgt durch die Regional-

planung eine Flächenvorsorge mittels Ausweisung von Vorranggebieten für Siedlungsgebiete. Diese Vorrangge-

ch rahmensetzenden Charakter. [21] [95] 
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Instrument: Regionales Gewerbeflächenkonzept 

Beim Regionalen Gewerbeflächenkonzept handelt es sich um eine umfassende Analyse und Bewertung der bis-

herigen Gewerbeflächenumsätze, des gewerblichen Flächenangebotes sowie der gewerblichen Flächennach-

frage in der Region Hannover. Das Konzept wurde erstmals 2004 erstellt und wird seitdem jährlich fortge-

schrieben. Seit 2012 erscheint es unter dem Namen Gewerbeflächenmonitoring. [55] 

Für die Erarbeitung einer regionalen Entwicklungsstrategie für Gewerbeflächen waren zunächst aktuelle und 

verlässliche Daten notwendig. In der Vergangenheit orientierten sich die Kommunen bei Neuausweisungen von 

Gewerbegebieten meist an den Flächenverkäufen der Vorjahre, ohne dabei konjunkturelle Schwankungen oder 

Änderungen bei Standortanforderungen zu berücksichtigen. In der Folge bestand die Gefahr der Ausweisung 

von nicht marktgerechten Flächen. Das Konzept dient den Kommunen seitdem als fachliche Grundlage für eine 

effiziente Ausweisung von regional bedeutsamen Gewerbeflächen, um teilräumlichen Flächenengpässen, 

Überangeboten sowie Flächenkonkurrenzen entgegenzuwirken. Die Bewertung der einzelnen Standorte durch 

eine gemeinsam abgestimmte Bewertungssystematik soll den Kommunen bei einer zielgerichteten Vermark-

tung helfen. Gleichzeitig dient das Konzept der Region Hannover zur Festlegung von Förderschwerpunkten bei 

regional bedeutsamen Gewerbeflächen. [55] 

Der räumliche Umgriff des Regionalen Gewerbeflächenkonzeptes ist identisch mit der Region Hannover. Es 

wurde gemeinsam mit den für die Wirtschaftsförderung zuständigen Stellen aller 21 Städte und Gemeinden der 

Region erarbeitet. Federführende und gleichzeitig herausgebende Institution des Konzeptes ist der Fachbereich 

Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der Region Hannover. 

Das Regionale Gewerbeflächenkonzept basiert auf einem komplexen Untersuchungsansatz, in dem der Gewer-

beflächenverbrauch, die kommunale Angebotsseite sowie die kommunalen Vorschauflächen analysiert wer-

den. In einem ersten Schritt werden der quantitative Flächenverbauch in den einzelnen Gewerbegebieten der 

Kommunen bzw. insgesamt in den einzelnen Kommunen sowie dessen räumliche Verteilung nach verschiede-

nen Kriterien, z.B. Grundstücksgröße, Nutzungsart und Branche, Kaufpreis, verkehrliche Anbindung, Vermark-

tbarkeit etc. analysiert. Weitere Untersuchungsaspekte sind Restriktionen bei der Flächenvermarktung und die 

Wettbewerbssituation der Kommunen. Bei der Analyse der kommunalen Angebotsseite werden Flächen mit 

einem rechtskräftigen B-Plan oder Flächen, die im FNP als Bauflächen für eine gewerbliche Nutzung ausgewie-

sen sind nach Autobahnerreichbarkeit, Baurecht, Verkaufspreis, Vermarktungsreife und Nutzungseignung un-

tersucht. [55] 

In einem letzten Teilschritt werden die kommunalen Vorschauflächen (geplante Flächenneuausweisungen) an-

hand verschiedener Kriterien wie z.B. räumlicher Verteilung, Autobahnanbindung, Nutzereignung, zeitlicher 

Realisierbarkeit etc. mit den Reserveflächen verglichen. Abschließend werden die wichtigsten Ergebnisse aus 

der Gegenüberstellung von Verbrauch, Angebot und Vorschau in Hinblick auf eine regionale Gewerbeflächen-

strategie nach qualitativen und quantitativen Aspekten zusammengefasst. Alle Reserve- und Vorschauflächen 

werden für eine künftige Gewerbeflächenentwicklung in drei Kategorien eingeteilt: 

A: Größere Standorte mit überregionaler Reichweite 

B: Standorte mit eingeschränkter überregionaler Reichweite 

C: wichtige Standorte für die kommunale Eigenentwicklung 

Ausgehend von den Analysen werden abschließend konkrete Empfehlungen für die Kommunen abgeleitet. [55] 

Fortschreibungen des „Regionalen Gewerbeflächenkonzeptes“ 

Das Konzept wird seit 2004 jährlich fortgeschrieben und erweitert. In der jüngsten Fortschreibung (Gewerbef-

lächenmonitoring 2013) wurden zusätzlich im Rahmen der Analyse zum Gewerbeflächenumsatz 2012 auch 

Grundstücksanfragen ausgewertet, für die keine adäquaten Flächen angeboten werden konnten sowie Ergeb-

nisse einer Hallenflächen-Vollerhebung in den wichtigsten Gewerbegebieten berücksichtigt. [56] 
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Die wichtigste Neuerung bei der Analyse zum jährlichen Gewerbeflächenmonitoring ist die Berücksichtigung 

von potenziell wiedernutzbaren Gewerbebrachen. Die Definition von regional bedeutsamen und potenziell 

wiedernutzbaren Gewerbebrachen erfolgt anhand der Kriterien Gewerbenutzung/Nutzungsziel, Leerstand-

sdauer, öffentlicher Handlungsbedarf aufgrund erheblicher Nutzungshemmnisse und Mindestgröße (0,5 ha). 

Die Darstellung der potenziell wiedernutzbaren Gewerbebrachen erfolgt nach der räumlichen Verteilung mit 

Flächengröße, ehemaliger Nutzung, Zustand sowie Leerstandsdauer. Die räumliche Verteilung sowie die Struk-

turdaten der Gewerbebrachen werden abschließend mit dem Gewerbeflächenangebot verglichen. [56] 

Instrument: Regionales Logistikflächenkonzept 2020 

Das Regionale Logistikflächenkonzept 2020 der Region Hannover soll mittel- bis langfristige Entwicklungspers-

pektiven für die Flächenentwicklung im Logistiksektor aufzeigen. Als fachliche Grundlage soll es den Kommu-

nen bei der künftigen Ausweisung von marktgerechten und gleichzeitig raumordnerisch verträglichen sowie 

regionalbedeutsamen Flächen für die Logistikbranche dienen. [57] 

Die Region Hannover hat sich zu einem Logistikstandort entwickelt. Durch die Ergebnisse des Gewerbeflä-

chenmonitorings 2008 wurde ein sich abzeichnender Mangel an großen Logistikflächen festgestellt. Damit 

wuchs der Handlungsdruck für die Erarbeitung einer regional abgestimmten sowie auf den Logistiksektor fo-

kussierten Entwicklungsstrategie. Die Erarbeitung des Logistikflächenkonzeptes erfolgte unter Federführung 

der Region Hannover in enger Abstimmung mit den regionsangehörigen Kommunen. In der Region verständig-

te man sich in einem ersten Schritt auf einen Kriterienkatalog, der gleichermaßen die Anforderungen der Logis-

tikbranche als auch die Belange der Raumordnung erfasst. Anschließend wurden die Flächen einer Bewertung 

unterzogen. Im Ergebnis ordnete man die bewerteten Flächen in die zwei Kategorien „Logistikschwerpunkt-

standorte“ und „Ergänzungsstandorte“ ein. Durch weitere spezifische Untersuchungen (z.B. naturschutzfachli-

che Prüfungen) wurde das Regionale Logistikflächenkonzept 2020 zwischenzeitlich weiter qualifiziert und durch 

verschiedene Machbarkeitsstudien für einzelne Standorte konkretisiert. Die Erkenntnisse aus der Analyse des 

Konzeptes führten z.T. auch zu einer Änderung des Regionalen Raumordnungsprogrammes. [57] 

Instrument: „KomSIS“ – Kommunales-Standort-Informations-System 

Bei KomSIS handelt es sich um eine für Niedersachsen landesweite Datenbank und ein Online-Portal zur Ver-

marktung von Gewerbeobjekten. Das Besondere ist die Integration der KomSIS-Datenbank in andere Internet-

auftritte (dezentrale Mehrfachpräsentation). 

KomSIS ist ein gemeinschaftliches Projekt der niedersächsischen Landkreise und kreisfreien Städte zusammen 

mit weiteren Partnern aus den Bereichen Ansiedlung, Regional- und Standortmarketing (z.B. IHKs, Niedersäch-

sischer Städtetag, Niedersächsischer Landkreistag, etc.). Finanziert wird das Instrument durch die Wirtschaft-

sförderungseinrichtungen der Gebietskörperschaften. Zusätzlich wird das Informationssystem mit Landesmit-

teln unterstützt. Für die Entwicklung und den Betrieb des Systems sowie für die Netzwerkkoordination zwi-

schen den beteiligten Partnern wurde ein privates Unternehmen beauftragt. [58] 

Das landesweite Informationssystem ermöglicht eine effiziente Vermarktung von Gewerbestandorten und 

-objekten durch ein zentrales Portal für alle Gebietskörperschaften. Die Möglichkeit der kooperativen Daten-

pflege durch Landkreise, Städte und Gemeinden stellt ein hohes Maß an Datenseriosität sicher. Die daten-

schutzrechtliche Verantwortung für die Daten liegt bei der Landkreisebene, die auch über einen Zugriff auf die 

Profile der angehörigen Kommunen verfügt. [58] [59] 

Zwischenfazit 

In Niedersachsen kann die Regionalplanung durch die Ausweisung von Vorranggebieten die Gewerbeflächen-

entwicklung auf kleinmaßstäbiger Ebene steuern. In der Region Hannover verzichtet man auf diese parzellen-

scharfe Steuerung. 
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Die Bündelung der zahlreichen stadtregionalen Aufgaben sowie die „harte“ formale Organisation auf Regions-

ebene sind in Hannover eine Besonderheit. Diese Struktur hat sich aber nicht kurzfristig entwickelt. Die Region 

Hannover kann auf dem Weg ihrer Entwicklung zu einer gemeinsamen Gebietskörperschaft auf fast vierzig Jah-

re Erfahrung mit interkommunaler Kooperation in verschiedenen Aufgabenbereichen zurückblicken. [52] 

Das Regionale Gewerbeflächenentwicklungskonzept der Region Hannover aus dem Jahr 2004 und die jährli-

chen Fortschreibungen in Form eines Gewerbeflächenmonitorings bilden eine wichtige Entscheidungsgrundla-

ge für die vorbereitende und verbindliche Bauleiplanung der regionsangehörigen Kommunen. Inhaltliches 

Rückgrat des Konzeptes sind die Analysen zu Flächenverbrauch, Flächenangebot, Gewerbebrachflächenpoten-

ziale und Vorschauflächen. Die Kommunen der Region haben sich gemeinsam auf einen komplexen Analysean-

satz geeinigt und betreiben auf dieser Grundlage ihre individuelle Gewerbeflächenplanung. Darüber hinaus er-

kannte die Region aus den Ergebnissen des jährlichen Gewerbeflächenmonitorings, dass für den Logistiksektor 

ein eigenes Konzept nötig ist (Regionales Logistikflächenkonzept 2020). Die Nutzung der landesweiten Stand-

ortdatenbank „KomSIS“ bietet für die Kommunen die Möglichkeit, ihre Gewerbeflächen bzw. -objekte zu ver-

markten. Auf diese Art und Weise werden Doppelstrukturen vermieden und der Charakter einer nach außen 

geschlossen auftretenden Region gestärkt. 

4.4 Region Ruhr 

Abgrenzung und Organisation 

Die räumliche Ausdehnung der Region orientiert sich an der Abgrenzung des Regionalverbandes Ruhr (RVR), 

der einen Zusammenschluss der elf kreisfreien Städte sowie vier Kreise des Ruhrgebietes darstellt. Damit ers-

treckt sich die Region auf eine Fläche von etwa 4.400 km
2
, in der ca. 5,1 Mio. Menschen leben. [61] 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 24: Region Ruhr - 

Verbandsgebiet RVR mit Krei-

sen und kreisfreien Städten, 

verändert nach [61] 

Der Regionalverband Ruhr, als Körperschaft des öffentlichen Rechts, ist die zuständige Regionalplanungsbehör-

de für die Metropole Ruhr. Er wurde im Jahr 2004 gegründet und hat seinen Sitz in Essen. Zu seinen Pflichtauf-

gaben gehören neben der Regionalplanung die regionale Wirtschaftsförderung und das regionale Standortmar-

keting, das die Entwicklung und Vermarktung von regional bedeutsamen Gewerbeflächen beinhaltet; zudem 

die Öffentlichkeitsarbeit für die Metropole Ruhr, die Weiterentwicklung des Emscher Landschaftsparks und der 

Route der Industriekultur. Ferner kann der Verband freiwillige Aufgaben übernehmen, wie zum Beispiel die 

Mitwirkung an regionalen Kultur- und Sportprojekten. Zur Finanzierung erhebt der Verband von seinen Mitg-

liedern eine Umlage. Die Organe des RVR sind die Verbandsversammlung (sog. Ruhrparlament), der Verbands-

ausschuss und der Geschäftsführer; das operative Geschäft erfolgt in vier Arbeitsbereichen. Für die Aufgaben 
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der Planung ist der gleichnamige Bereich zuständig, der u.a. die Aufstellung des gemeinsamen „Regionalplans 

Ruhr“ vornimmt und das „Flächeninformationssystem Ruhr (ruhrFIS)“ betreibt. [62] [63] 

Die Wirtschaftsförderung mit den Aufgaben des Standortmarketings einschließlich der Standortsicherung wird 

von der Wirtschaftsförderung metropoleruhr GmbH übernommen. Die Gesellschaft, die eine hundertprozenti-

ge Tochter des Regionalverbandes Ruhr ist, existiert seit dem Jahr 2007 und verfügt derzeit über etwa 20 Mi-

tarbeiter plus Geschäftsführung. Die Grundfinanzierung erfolgt über den Regionalverband, zudem können wei-

tere Mittel durch den Verkauf von Dienstleitungen und die Durchführung von Projekten eingenommen werden. 

Zu den Produkten der Wirtschaftsförderung zählen der „Gewerbeflächenatlas ruhrAGIS“ sowie die „Marktbe-

richte Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr“. [62] 

Instrument: Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr – Marktberichte 

Die Region Ruhr verfügt mit den „Marktberichten zum Gewerblichen Flächenmanagement Ruhr“ über ein stra-

tegisches Gewerbeflächenkonzept. Ausgangspunkt der Erarbeitung bildete ein Bericht, der unter der Bezeich-

nung „Wirtschaftsflächen Ruhr 2009“ erstmalig die Nutzungspotenziale für gewerblich-industrielle Ansiedlun-

gen im Ruhrgebiet ermittelte und Nutzungsrestriktion feststellte. Daraufhin wurde von 2010 bis 2012 und un-

ter Beteiligung von Kommunen, RVR, Kammern, Fördergebern sowie großen Grundeigentümern ein umfassen-

des Gewerbeflächenkonzept (sog. „Marktberichte“) durch die Wirtschaftsförderung metropoleruhr GmbH ers-

tellt und im Jahr 2013 fortgeschrieben. [64] [65] 

Die Marktberichte liefern, aufbauend auf den Daten des digitalen Flächenatlasses „ruhrAGIS“, Analysen und 

Bewertungen zum Flächenbestand (z.B. Flächenpreis, Wirtschaftszweige), zeigen Veränderungen auf und ma-

chen Prognosen zur künftigen Entwicklung. Darauf aufbauend werden Instrumente entwickelt, mit denen auf 

Flächenengpässe reagiert und ein nachfrageorientiertes Flächenangebot geschaffen werden soll. Außerdem 

werden gute Beispiele aus der Region zur Gewerbeflächenentwicklung vorgestellt. [64] 

Besonderes Augenmerk wird im Marktbericht von 2012 auf die Flächenverfügbarkeit gelegt und damit auf Flä-

chen, die mit Restriktionen behaftet und nur eingeschränkt nutzbar sind. Restriktionen werden etwa durch 

mangelnde Erschließungen und ungeklärte Eigentumsverhältnisse sowie durch überhöhte Preisvorstellungen 

hervorgerufen. Da diese Flächen einen erheblichen Anteil am Gesamtpotenzial ausmachen, entwickelt die Re-

gion Werkzeuge, um einen Teil der Restriktionen abzubauen. Auf diese Weise sollen Flächenengpässe vermie-

den und die Inanspruchnahme neuer Flächen gering gehalten werden. Im Marktbericht 2012 werden sechs In-

strumente vorgestellt. Außerdem wird berechnet, welche Flächenpotenziale durch Anwendung der Werkzeuge 

mobilisiert werden könnten. [64] 

Instrument 1: Mobilisierung von Betriebserweiterungsflächen 

Instrument 2: Abbau hoher Preisvorstellungen 

Instrument 3: Flächenfonds zur Zwischenfinanzierung von Entwicklungskosten 

Instrument 4: Brachflächensanierung 

Instrument 5: Systematischer Flächentausch 

Instrument 6: Abbau vermarktungshemmender Förderbedingungen 

Der Marktbericht von 2013 ist als Fortführung der Flächenmanagementstrategie von 2012 zu verstehen. Im 

Mittelpunkt stehen die Nutzungsrestriktionen, mit denen eine Vielzahl von Flächen behaftet ist. Sie werden un-

ter verschiedenen Gesichtspunkten analysiert, außerdem werden Veränderungen gegenüber dem Vorjahr auf-

gezeigt. Ferner zieht der Bericht eine erste Zwischenbilanz zu den im Jahr 2012 entwickelten Werkzeugen zum 

Abbau von Nutzungsrestriktionen. Dem Instrument „Mobilisierung von Betriebserweiterungsflächen“ wird be-

sondere Aufmerksamkeit geschenkt. Es dient dazu, die Nutzungspotenziale von Betriebserweiterungsflächen zu 

ermitteln, die häufig von Unternehmen vorgehalten werden. Im Ergebnis zeigt sich, dass ein Teil der Flächen 

prinzipiell auch von externen Unternehmen genutzt werden kann. [65] 
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Das gewerbliche Flächenmanagement soll künftig fortgeführt werden. Zu diesem Zweck hat die Region Ruhr 

Arbeitsschwerpunkte definiert, die u.a. den Umgang mit Restriktionen sowie den Einsatz der Instrumente zur 

Flächenmobilisierung betreffen. [65] 

Instrument: Flächeninformationssystem Ruhr 

Der Regionalverband Ruhr ist als Planungsbehörde pflichtmäßig für die Aufgaben der Raumbeobachtung zu-

ständig. Mit dem „ruhrFIS – Flächeninformationssystem Ruhr“ verfügt die Region über ein für diese Zwecke 

umfassendes Informations- und Monitoringsystem. Dieses liefert Daten und Analysen zur aktuellen Flächen-

nutzung und zum Flächenwandel. Außerdem wurde im Jahr 2011 erstmals eine Untersuchung zu den planeri-

schen Flächenreserven für die Siedlungsentwicklung (d.h. Wohnen und Gewerbe) durchgeführt. Hierzu wurden 

die vorhandenen Flächenreserven der Flächennutzungspläne und des regionalen Flächennutzungsplans der 

Städteregion Ruhr mit einer Prognose über die künftigen Flächenbedarfe gegenübergestellt und unter ver-

schiedenen Gesichtspunkten analysiert (z.B. zeitliche Verfügbarkeit, Größenklassen). Die Ergebnisse sollen in 

die Erarbeitung des gemeinsamen Regionalplans Ruhr und damit in die Debatte zur künftigen Siedlungsent-

wicklung einfließen. Künftig soll die Erhebung zu den Flächenreserven alle drei Jahre erfolgen. [66] [67] 

Instrument: Gewerbeflächenatlas Ruhr 

Mit dem Instrument „ruhrAGIS“ verfügt die Region Ruhr über einen digitalen Gewerbeflächenatlas, mit dem 

gewerblich-industriell genutzte Gebiete erfasst werden. Der Gewerbeflächenatlas wird seit 2007 von der Wirt-

schaftsförderung metropoleruhr GmbH betrieben und als Instrument zur aktiven Wirtschaftsförderung und 

Standortinformation genutzt. Darüber hinaus bietet sie auch weiterführende Standort- und Branchenanalysen 

etwa für Unternehmen und Makler an. Der Atlas wird jährlich aktualisiert und enthält aktuell ca. 95.000 belegte 

und freie Gebiete. Zu jeder Fläche werden detailierte Angaben etwa zur Größe, zum Unternehmen, zur realen 

Flächennutzung, zur Verfügbarkeit und zum Baurecht erhoben. Die Informationen werden in einer Datenbank 

gespeichert und können über ein Internetportal abgerufen werden. Dieses hält verschiedene Funktionen zur 

Suche, Auswertung und Visualisierung von gewerblich genutzten Flächen in einer Karte bereit. [64] [68] [69] 

Instrument: Regionalplan Ruhr 

Die Regionalplanung in Nordrhein-Westfalen hat die Aufgabe, raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 

zu koordinieren und diese ab einer Größe von 10 ha in den Regionalplänen darzustellen (vgl. § 35 LPlG DVO). 

Zur Steuerung der gewerblichen Entwicklung werden allgemeine Siedlungsbereiche, in denen wohnverträgli-

ches Gewerbe zulässig ist, Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) sowie GIBs für zweckge-

bundene Nutzungen (z.B. Anlagen des Bergbaus) als gebietsscharfe Vorranggebiete in den Regionalplänen aus-

gewiesen. Außerdem müssen die im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen Bereiche für flächenintensive 

Großvorhaben (mind. 80 ha Flächenbedarf) von der Regionalplanung konkretisiert und ebenfalls im Regional-

plan als Vorranggebiete auswiesen werden. Da gemäß § 13 (5) Landesplanungsgesetz NRW Vorranggebiete zu-

gleich die Wirkung von Eignungsgebieten besitzen, ist die gewerbliche Entwicklung nur in diesen Gebieten zu-

lässig. Eine gewerbliche Nutzung außerhalb der Vorranggebiete ist somit nicht möglich. Auf diese Weise kann 

die Regionalplanung die Gewerbeflächenentwicklung auf geeignete Standorte lenken und sogleich den Umfang 

der Flächenausweisungen begrenzen. Damit verfügt sie über ein Instrument zur kombinierten Standort- und 

Mengensteuerung. [70] [71] 

Für die Region Ruhr wird aktuell ein gemeinsamer Regionalplan erarbeitet, nachdem im Jahr 2009 die Aufgaben 

der Regionalplanung wieder an den Regionalverband Ruhr übergegangen sind. Dieser soll bis zum Jahr 2015 

fertiggestellt sein. Damit ist noch offen, wie der Regionalverband Ruhr mit den Möglichkeiten der Standort- 

und Mengensteuerung umgehen wird. [67] 
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Bergbauflächen-Vereinbarung – Vereinbarung zur vorausschauenden Revitalisierung bedeutsamer 

Bergbauflächen 

Im Februar 2014 haben das Land Nordrhein-Westfalen, RAG Aktiengesellschaft und Montan Immobilien, 17 

Städte und Gemeinden, vier Kreise sowie der Regionalverband Ruhr die sog. „Bergbauflächen-Vereinbarung“ 

unterzeichnet. Bei dieser „Vereinbarung zur vorausschauenden Revitalisierung bedeutsamer Bergbauflächen“ 

handelt es sich um eine politische Willensbekundung. Den Ausgangspunkt bilden die Stilllegung des Steinkoh-

lebergbaus und die Nachnutzung der Flächen. Die Unterzeichner streben an, die Revitalisierung der betroffe-

nen Gebiete gemeinschaftlich voranzutreiben und die Standorte einer nachhaltigen Nutzung zuzuführen. Ein 

bedeutender Flächenanteil soll künftig als Gewerbefläche genutzt werden. [72] 

Zwischenfazit 

In der Region Ruhr sind der Regionalverband Ruhr und die Wirtschaftsförderung metropoleruhr GmbH im Be-

reich der Gewerbeflächenentwicklung tätig. Damit werden wichtige Aktivitäten auf regionaler Ebene zusam-

mengeführt. Durch die Zusammenarbeit entsteht ein einheitlicher Auftritt der Region nach außen, zudem kön-

nen Ressourcen gebündelt werden.  

Die Region verfügt über verschiedene Instrumente zur Steuerung der Planung und Entwicklung von Gewerbe-

flächen sowie zur Flächenvermarktung und Standortförderung. Die „Marktberichte zum Gewerblichen Flä-

chenmanagement Ruhr“ stellen ein rahmengebendes Werkzeug dar, das wichtige Daten, Analysen und Bewer-

tungen zur Flächenentwicklung liefert und sogleich strategische Handlungsoptionen, in Form von Instrumenten 

zur Mobilisierung zusätzlicher Flächenpotenziale, aufzeigt. Das Flächenmanagement greift auf die Daten des 

Gewerbeflächenatlasses „ruhrAGIS“ zurück, bei dem es sich um ein kombiniertes Monitoring- und Vermark-

tungsinstrument handelt. Mit dem Flächeninformationssystem „ruhrFIS“ existiert ein weiteres Instrument zum 

Flächenmonitoring, das primär für Planungszwecke genutzt wird. Künftig wird die Region mit dem gemeinsa-

men Regionalplan Ruhr ein weiteres Instrument zur Steuerung der Gewerbeflächenentwicklung besitzen. 

Die im Jahr 2014 unterzeichnete „Vereinbarung zur vorausschauenden Revitalisierung bedeutsamer Bergbau-

flächen“ stellt eine politische Willensbekundung dar und reicht über das Gebiet der Region Ruhr hinaus. 

4.5 Region Stuttgart 

Abgrenzung und Organisation 

Die Region Stuttgart umfasst die Landeshauptstadt Stuttgart (Stadtkreis) sowie die fünf umliegenden Landkrei-

se Böblingen, Esslingen, Göppingen, Ludwigsburg und den Rems-Murr-Kreis. Insgesamt gehören 179 Städte und 

Gemeinden zu der Region. Ca. 2,6 Mio. Einwohner leben in der Region Stuttgart auf einer Fläche von rund 

3.650 km². [73] 

Der 1994 gegründete Verband Region Stuttgart (hervorgegangen aus dem Regionalverband Mittlerer Neckar 

und dem Nachbarschaftsverband Stuttgart) ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und die gemeinsame 

administrative und politische Organisation der Region. Hauptmotiv für die Bildung des Verbandes war die Stär-

kung der Region im europäischen und internationalen Standortwettbewerb. Die Regionalversammlung ist das 

politische Entscheidungsorgan auf regionaler Ebene und wird von den Bürgerinnen und Bürgern der Region für 

fünf Jahre gewählt. Der Verband wird gemeinsam durch einen ehrenamtlichen Vorsitzenden und eine haupt-

amtliche Regionaldirektorin vertreten. Als gesetzliche Vertreterin der Verwaltung und Leiterin der Ge-

schäftsstelle setzt sie die Beschlüsse der Regionalversammlung um. Zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben des 

Verbandes gehören neben der Regionalplanung Teile des ÖPNV, die regionale Verkehrsplanung, die Land-

schaftsplanung, die Förderung der Wirtschaft und des Tourismus sowie z.T. auch die Abfallwirtschaft. Darüber 

hinaus ist der Verband durch gesetzlichen Auftrag auch für die Regionalentwicklung zuständig. Der Verband 

Region Stuttgart finanziert sich hauptsächlich durch von der jeweiligen Wirtschaftskraft abhängige Umlagen der 

Landkreise, Städte und Gemeinden sowie durch weitere Zuwendungen von EU, Bund und Land. [74]  
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Abbildung 25

Die Region Stuttgart ist gleichzeitig Namensgeber und Kernregion der Europäischen Metropolregion Stuttgart 

(EMRS). Neben ihr gehören auch die Regionen Heilbronn-Franken, Neckar-Alb, Nordschwarzwald und Ostwür

politanen Verflechtungsraum. [75] 

Für die Wirtschaftsförderung auf regionaler Ebene ist seit 1995 die Wirtschaftsförderung Region Stuttgart 

GmbH (WRS) als Tochter des Verbandes Region Stuttgart zuständig. Als Dienstleister für die Kommunen ist sie 

gleichzeitig der zentrale Ansprechpartner für Investoren, Unternehmen und Forschungseinrichtungen. Mit vier 

Landkreisen beschäftigt die WRS gemeinsame Mitarbeiter im Bereich Wirtschaftsförderung. Neben den klass
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Das Regionale Gewerbeflächenmanagement ist ein bedeutender Teil des Strategiefeldes „Investoren“ der WRS. 

Die Analyse der regionalen Flächenverfügbarkeit, die Konzepterstellung zur Aktivierung bzw. Aufwertung von 

Flächenpotenzialen sowie die Kommunikation der verfügbaren Flächenangebote sind wichtige Handlungsfelder 

in diesem Strategiefeld. Die WRS präsentiert die Region Stuttgart auf relevanten Gewerbeflächenme

bei der Expo Real in München oder bei der Gewerbeimmobilienmesse MIPIM in Cannes. Darüber hinaus org

nisiert sie verschiedene Veranstaltungen zur Vernetzung der regionalen Marktteilnehmer, beispielsweise den 

Dialog Region Stuttgart mit über 500 Teilnehmern. [77] 

Für die Belange der kommunalen Wirtschaftsförderungen gibt es in der Region Stuttgart mit dem Verein Ko

munaler Pool Region Stuttgart e. V. eine eigene Interessenvertretung auf regionaler Ebene. Der Verein verfolgt 
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leistungen bzw. für Industrie und Logistik sowie als Schwerpunkte in Bestandsgebieten. Die entsprechenden 

Schwerpunkte müssen, anders als in den übrigen Planungsregionen Baden-Württembergs, in der Region Stutt-

gart gebietsscharf in der Raumnutzungskarte dargestellt werden. Durch die Ausweisung der Vorranggebiete 

sollen die entsprechenden Schwerpunktstandorte vor der Inanspruchnahme durch andere Nutzungen ge-

schützt werden. Explizit werden im Regionalplan auch Einzelhandelsgroßprojekte und Veranstaltungszentren in 

den als Vorranggebieten ausgewiesenen Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen ausge-

schlossen. Die Nutzung der regionalbedeutsamen Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen 

durch interkommunale Kooperation ist im Regionalplan als Grundsatz festgehalten. Kriterien für die Auswahl 

der Schwerpunkte waren wenig empfindliche Landschaftsräume, Zuordnung zum Schienenverkehr, leistungs-

fähige Straßenverkehrsverbindungen, Vermeidung von Beeinträchtigungen benachbarter Wohngebiete sowie 

Möglichkeiten zur Erweiterung. Bei Schwerpunkten für Industrie und Logistik wurde neben ausreichenden Ab-

ständen zu Wohnflächen ein möglicher 24-h-Betrieb berücksichtigt. [21] [79] 

Instrument: Standortkommunikationssystem (SKS) – das Immobilienportal der Region Stuttgart 

Das Immobilienportal Region Stuttgart ist als Online-Portal ein gemeinsames Instrument der WRS und der regi-

onsangehörigen Städte und Gemeinden zur Vermarktung von Gewerbegrundstücken, Büro-, Hallen- und Laden-

flächen sowie gewerblichen Sonderimmobilien. 

Das Immobilienportal ermöglicht die Suche nach geeigneten Gewerbeflächen bzw. -immobilien mit verschie-

denen Suchkriterien sowie das kostenlose Inserieren. Die Grundlage des Portals ist eine Datenbank für die vor-

handenen Gewerbeflächen und -immobilien mit detaillierten Angaben über die Größe, Vermittlungsart, Ans-

prechpartner, Preise, die Art der baulichen Nutzung, den planungsrechtlichen Status, die zeitliche Verfügbar-

keit, Verkehrsanbindungen sowie verfügbare Infrastrukturen. [80] [81] 

Instrument: Gewerbeflächenkarte Region Stuttgart 

Die Gewerbeflächenkarte der Region Stuttgart aus dem Jahr 2011 ist ein Printprodukt der WRS und dient in 

erster Linie für Präsentationszwecke zum Standortmarketing und zur Flächenvermarktung. Die Wandkarte 

enthält allgemeine Strukturdaten und informiert über die Branchenstruktur und Wirtschaftsleistung der Regi-

on. Außerdem wird in der Karte das Leistungsspektrum der WRS dargestellt. 

In einer kartographischen und tabellarischen Übersicht werden alle Gewerbeflächen der Region mit einer Min-

destfläche von einem Hektar präsentiert. Die Flächen werden hinsichtlich des Baurechts und der Erschließung 

in drei Gebietstypen differenziert und in der Karte entsprechend unterschiedlich farbig abgebildet. Die tabella-

rische Übersicht enthält detaillierte Angaben zu den einzelnen Standorten, z.B. Grundstücksfläche, Grund-

stückspreise, Art der baulichen Nutzung sowie Hinweise zu weiteren Informationen. [82] 

Zusätzlich zu der Gewerbeflächenkarte hat die WRS eigens für die Gewerbeimmobilienmesse Expo Real 2013 

eine Broschüre mit sog. Top-Standorten veröffentlicht. Darin finden sich Kurzportraits der vier Landkreise Böb-

lingen, Esslingen, Göppingen und dem Rems-Murr-Kreis sowie Exposés zu den jeweiligen Gewerbeflächen. [83] 

Instrument: Marktberichte 

Mit dem Ziel einer größtmöglichen Markttransparenz für Unternehmen, Investoren, Immobiliennutzer, Eigen-

tümer oder Projektentwickler veröffentlicht die WRS regelmäßig Berichte zum Immobilien- und Gewerbeflä-

chenmarkt der Region. Dabei gibt ein Bericht die Ergebnisse einer umfangreichen Maklerbefragung zur Ein-

schätzung der Marksituation und der Kaufpreise von typisierten Gewerbeobjekten wieder. Ein zweiter Bericht 

erscheint ergänzend mit Informationen der Gutachterausschüsse zum Marktgeschehen und zu Bodenrichtwer-

ten in der Region. 

Insbesondere die unterschiedlichen Preisvorstellungen zwischen potenziellen Käufern und Verkäufern von Ge-

werbeflächen waren ausschlaggebend für die Erarbeitung eines Berichtes zu den Bodenrichtwerten von unbe-

bauten Gewerbegrundstücken in der Region Hannover. In dem zuletzt 2005 erschienenen Band wurden auf 



 

 

50 

 

Grundlage von Informationen und Angaben der verschiedenen Gutachterausschüsse die Bodenrichtwerte für 

unbebautes Gewerbebauland aller 179 Städte und Gemeinden der Region Stuttgart in einer tabellarischen und 

kartographischen Darstellung zusammengeführt. [84] 

Der Immobilienmarktbericht ist neben dem Online-Immobilienportal ein weiterer wichtiger Informationsbaus-

tein der WRS. Der Bericht erschien 1999 zum ersten Mal und wird seitdem fortgeschrieben. Methodische 

Grundlage für den Bericht ist eine Befragung von über 30 Maklerunternehmen zur Bewertung von zehn fiktiven 

Flächen- und Gewerbeobjekten, die für die aktuelle Angebots- und Nachfragesituation typisch sind. Für den Be-

richt wurde die Gesamtregion in 17 Teilräume gegliedert. Er enthält Netto-Kaufpreise (Richtwerte) sowie wei-

tere Informationen für verschiedene Flächen und Objekte. Darüber hinaus informiert er über die aktuellen He-

besätze für Gewerbe- und Grundsteuer der Städte und Gemeinden. Der zuletzt 2012 erschienene Bericht (7. 

Auflage) entstand in Kooperation mit der Architektenkammer Baden-Württemberg. [85] 

Zwischenfazit 

Die Region Stuttgart mit ihren 179 Städten und Gemeinden ist als Körperschaft des öffentlichen Rechts organi-

siert. Auf Regionsebene gibt es mit der Regionalversammlung eine eigene gewählte politische Interessensver-

tretung. Nach außen hin tritt die Region trotz ihrer kommunalen Heterogenität geschlossen als eine Region auf. 

Die Aufgaben der Wirtschaftsförderung werden in der Region durch die WRS auf regionaler Ebene bearbeitet. 

Insbesondere durch die Teilhabe des Kommunalen Pools Region Stuttgart e. V. an der WRS als Organ zur Inter-

essensbündelung der kommunalen Wirtschaftsförderungen wird eine enge Verzahnung zwischen regionaler 

und kommunaler Ebene deutlich. 

Für Standortmarketing, Flächenentwicklung und -vermarktung bedient man sich in der Region zahlreicher In-

strumente. Die Steuerung flächenintensiver Ansiedlungen erfolgt in der Region bereits durch die gebietsscharfe 

Festlegung von Schwerpunkt-Standorten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen mittels Ausweisung von 

Vorranggebieten im Regionalplan. Das regionsweite Immobilienportal der WRS bietet umfassende Informatio-

nen zu den einzelnen Gewerbeflächen- und -objekten in einem einheitlichen Online-Auftritt. Ergänzt wird das 

Informationsangebot der WRS durch verschiedene Printangebote. Regelmäßig erscheinende Berichte zur Situa-

tion des Gewerbeflächen- bzw. Immobilienmarktes mit Informationen zu Grundstückspreisen in den einzelnen 

Teilregionen steigern die Transparenz für Anbieter und Nachfrager. Hierbei ist besonders die gesamträumliche 

Betrachtung positiv hervorzuheben. 

4.6 Region Ulm/Neu-Ulm 

Abgrenzung und Organisation 

Die Besonderheit des Verdichtungsraumes ist die zwischen den beiden Städten Ulm und Neu-Ulm verlaufende 

Landesgrenze zwischen dem Bundesland Baden-Württemberg (Ulm) und dem Freistaat Bayern (Neu-Ulm). Der 

Kooperationsraum lässt sich in funktioneller Hinsicht unterschiedlich abgrenzen. 

Auf regionaler Ebene gibt es eine gemeinsame grenzüberschreitende Regionalplanung, die durch den Regional-

verband Donau-Iller getragen wird. Zu ihr gehören auf baden-württembergischer Seite die Landkreise Alb-

Donau-Kreis, Biberach sowie der Stadtkreis Ulm und auf bayerischer Seite die Landkreise Günzburg, Neu-Ulm, 

Unterallgäu sowie die kreisfreie Stadt Memmingen. Die Planungsregion Donau-Iller hat eine Fläche von ca. 

5.500 km² mit rund 956.000 Einwohnern (Stand 2012). [87] 

Darüber hinaus bilden die Städte Ulm, Neu-Ulm, der Alb-Donau-Kreis sowie der Landkreis Neu-Ulm gemeinsam 

die Innovationsregion Ulm. Die über 80 Mitglieder des Vereins zur Förderung der Innovationsregion Ulm – Spit-

ze im Süden e. V. verfolgen das Ziel, die gesamte Region mit ihren zahlreichen Qualitäten überregional bekannt 

zu machen und zu vermarkten. Zu der Innovationsregion Ulm gehören 75 Städte und Gemeinden mit ca. 

500.000 Einwohnern. [88] 
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Im Bereich der Wirtschaftsförderung und insbesondere bei der Standortentwicklung und -vermarktung gibt es 

seit dem 1. Januar 2000 mit dem grenzüberschreitenden Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm (SUN) eine 

enge Kooperation auf kommunaler Ebene. Dabei handelt es sich um einen öffentlich-rechtlichen Zweckverband 

beider Städte nach bayerischem Recht mit Sitz in Neu-Ulm. Die Kernaufgaben des Verbandes sind eine aktive 

Bodenvorratspolitik, die Grundstücksvermittlung und -vergabe, eine gemeinsame Standortentwicklung und 

Wirtschaftsförderung sowie die gemeinsame Wahrnehmung von hoheitlichen Aufgaben (z.B. Bauleitplanung) 

und Vollzugsaufgaben für Gewerbeflächen. Ferner gehören dazu eine gemeinsame Bestandspflege, ein ge-

meinsames Standortmarketing sowie die gegenseitige Unterstützung bei Genehmigungsverfahren. Der SUN 

bietet u.a. ein „Rund-um-sorglos-Paket“ für Unternehmen und Investoren an. Dabei versteht sich der SUN als 

zentrale Anlaufstelle und Lotse innerhalb der Verwaltungen für alle Fragen bezüglich Ansiedlung oder Erweite-

rung. [89] [90] 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 26: Planungsregion Donau-Iller,  

verändert nach [87] 

Die Motivation für die Gründung des Verbandes lag in dem Streben der beiden Städte um die Ansiedlung einer 

IKEA-Filiale und eines Briefverteilzentrums. Mit einer gemeinsamen Nutzung der Gewerbeflächenpotenziale 

und einer Bündelung der Verwaltungs- und Finanzkräfte soll die Wettbewerbsfähigkeit der Region insgesamt 

gestärkt werden sowie Arbeitsplätze gesichert und weitere geschaffen werden. Die beiden Oberbürgermeister 

aus Ulm und Neu-Ulm wechseln sich jährlich mit dem Verbandsvorsitz ab. Die Verbandsversammlung setzt sich 

paritätisch aus Mitgliedern beider Kommunalparlamente zusammen. Weitere Kooperationspartner des Stadt-

entwicklungsverbandes sind die vier Gemeinden Dornstadt, Blaustein, Nersingen und Elchingen. Die Finanzie-

rung des Verbandes erfolgt durch eine Umlage, die sich zu 2/3 über die Einwohnerzahl und zu 1/3 über den 

Flächenanteil errechnet. [89] [91] 

Zur Lösung von Stadt-Umland-Problemen zwischen Kernstädten und den jeweiligen Umlandgemeinden wurden 

in Baden-Württemberg Mitte der 1970er Jahre sog. Nachbarschaftsverbände gegründet. Primäre Aufgabe die-

ser Verbände ist die vorbereitende Bauleitplanung. Auf baden-württembergischer Landesseite des Verdich-

tungsraumes haben sich die beiden Städte Ulm und Erbach sowie die sechs Umlandgemeinden Blaustein, Iller-

kirchberg, Hüttisheim, Schrümpflingen, Staig und der Alb-Donau-Kreis zum Nachbarschaftsverband Ulm zu-

sammengeschlossen. Für das Verbandsgebiet erstellen sie einen gemeinsamen Flächennutzungs- und Land-

schaftsplan. Grundlage für die Zusammenarbeit bildet ein Gesetz des Landes Baden-Württemberg aus dem Jahr 

1974 zur besseren Abstimmung der kommunalen Entwicklungsplanung. Die Geschäftsstelle des Nachbar-

schaftsverbandes ist bei der Stadt Ulm angesiedelt. Im aktuellen FNP wird die Notwendigkeit für eine insgesamt 

stärkere regionale Zusammenarbeit sowie bei der Bereitstellung von Gewerbe- und Wohnbauflächen die Be-

deutung einer funktionalen Arbeitsteilung betont, insbesondere bei regional bedeutsamen Standortentschei-
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dungen. So wird beispielsweise für konkrete Gewerbestandorte eine projektbezogene interkommunale Zu-

sammenarbeit über das Verbandsgebiet hinaus angeregt. [92] 

Instrument: Online-Portal Gewerbeflächen 

Der SUN bietet auf seiner Webseite ein Online-Portal zur Vermarktung von zur Vermietung und zum Verkauf 

stehenden Gewerbegrundstücken bzw. -objekten an. Das Portal unterscheidet zwischen stadteigenen, unbe-

bauten Grundstücken (städtische Flächen) und meist bebauten, privaten Objekten (Gewerbeflächenbörse). 

Die Gewerbeflächenbörse beinhaltet bis zu 200 verkäufliche bzw. vermietbare Geschäfte, Lager, Hallen, Büros 

und Flächen von privaten Anbietern. Eine Suchfunktion mit verschiedenen Kriterien ermöglicht eine gezielte 

Suche nach entsprechenden Objekten, die zusätzlich in einer Karte abgebildet werden. 

Unter den „Städtischen Flächen“ werden die verfügbaren Gewerbegrundstücke der beiden Städte Ulm und 

Neu-Ulm sowie aller vier Kooperationsgemeinden in einer tabellarischen Übersicht mit Angaben zu der verfüg-

baren Fläche, dem Grundstückspreis sowie dem Nutzungsspektrum dargestellt. Für die Flächen der beiden 

Städte Ulm und Neu-Ulm lassen sich zusätzlich die Exposés mit detaillierten Angaben der einzelnen Standorte 

abrufen: Außerdem werden alle im Verbandsgebiet liegenden Gewerbeflächen in einer kartographischen Über-

sicht gezeigt. [89] [93] 

Instrument: Regionalplan 

Die Möglichkeit einer grenzüberschreitenden Regionalplanung in der Planungsregion Donau-Iller gründet auf 

einem Staatsvertrag zwischen dem Bundesland Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern über die Zu-

sammenarbeit bei der Landesentwicklung und Regionalplanung. Darin ist u.a. geregelt, dass die Ausarbeitung 

und Aufstellung des Regionalplanes nach dem Bayerischen Landesplanungsgesetz zu erfolgen hat (Art. 18 Abs. 

2 Staatsvertrag). Dem Staatsvertrag nach können im Regionalplan Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 

Dienstleistungen, insbesondere Standorte für Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige 

großflächige Handelsbetriebe in Form von Vorrang-, Vorbehalts- und Ausschlussgebieten ausgewiesen werden 

(Art. 19 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1, Staatsvertrag). Aktuell befindet sich der mehrfach teilfortgeschriebene Regionalplan 

von 1987 in der Gesamtfortschreibung. Im Rahmen der Gesamtfortschreibung sollen in der Planungsregion Do-

nau-Iller Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe als Vorranggebiete gebietsscharf ausgewiesen werden. [94] 

Zwischenfazit 

Die Doppelstadt Ulm/Neu-Ulm wird durch die Ländergrenze zwischen Baden-Württemberg (Ulm) und Bayern 

(Neu-Ulm) geteilt. Auf regionaler Ebene wird dieser Besonderheit durch eine gemeinsame die Landesgrenze 

überschreitende Regionalplanung Rechnung getragen. Auf kommunaler Ebene wurden in Baden-Württemberg 

mit sog. Nachbarschaftsverbänden bereits in den 1970er Jahren organisatorische Möglichkeiten geschaffen, 

eine gemeinsame vorbereitende Bauleitplanung zu betreiben. Seit mittlerweile über zehn Jahren haben die 

beiden Städte Ulm und Neu-Ulm früheres Konkurrenzdenken überwunden und arbeiten besonders im Bereich 

der Standortentwicklung und -vermarktung eng zusammen. In der Organisationsform eines Zweckverbandes 

nehmen die Kooperationspartner auch hoheitliche Aufgaben wie z.B. die Bauleitplanung gemeinsam wahr. Die 

Kosten werden durch eine von der Einwohnerzahl und Flächengröße abhängigen Umlage gemeinsam finanziert. 

Unabhängig vom Ansiedlungsort profitieren die Kooperationspartner gleichermaßen. 

Die regionalplanerische Steuerung der Gewerbeflächenentwicklung in der Landesgrenzen überschreitenden 

Planungsregion erreicht durch die Gesamtfortschreibung des Regionalplanes mit einer gebietsscharfen Auswei-

sung von Vorranggebieten für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen eine neue Qualität. 

Ein wichtiger Baustein aus dem Service-Angebot des Stadtentwicklungsverbandes ist die Gewerbeflächenbörse 

in Form eines Online-Portals. Neben den städtischen Gewerbegrundstücken werden darin auch Gewerbeflä-

chen bzw. -objekte privater Anbieter geführt. 
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Teil C – Auf dem Weg zu einer Gewerbeflächenstrategie für die Region Halle/Leipzig 

5 Thesen zur Erarbeitung einer Gewerbeflächenstrategie 

Nachdem in Kapitel 3 ein Überblick zu Instrumenten zur Gewerbeflächenentwicklung und zu Organisations- 

und Governance-Strukturen für interkommunale und regionale Kooperation gegeben und in Kapitel 4 gute Bei-

spiele stadtregionaler Zusammenarbeit vorgestellt wurden, dient dieses Kapitel 5 der Formulierung von Thesen 

zur Erarbeitung einer Gewerbeflächenstrategie in der Region Halle/Leipzig. Diese Thesen dienten als fachlicher 

Input für einen Workshop der Steuerungsgruppe am 24. Juni 2014 in Leipzig. Ziel des Treffens war es, mit den 

Mitgliedern den Rahmen für die künftige Zusammenarbeit abzustecken. Die Ergebnisse des Workshops werden 

schließlich in Kapitel 6 in kurzer und prägnanter Form zusammengefasst, bevor am Ende erste Schlussfolgerun-

gen für den weiteren Arbeitsprozess gezogen werden. 

Räumliche Abgrenzung 

- Die räumliche Abgrenzung der Kooperation orientiert sich derzeit an der Teilnahme von Kommunen 

(z.B. in Form von Datenlieferungen) und der politischen Willensbekundung durch die Unterzeichnung 

der Gemeinsamen Erklärung. Das Positionspapier der AG Planung und Entwicklung schlägt folgende 

drei Varianten für eine Fixierung des räumlichen Umgriffs vor: 

o aktueller räumlicher Umgriff bzw. Unterzeichner/Unterstützer der Gemeinsamen Erklärung  

o kreisfreie Städte mit angrenzenden Landkreisen  

o Planungsregionen Halle und Leipzig-Westsachsen 

>> Eine feste Abgrenzung des Kooperationsraumes auf Grundlage administrativer Grenzen hat zum jetzigen 

Zeitpunkt keine prioritäre Bedeutung. Der politische Wille der Kooperationspartner sowie die grundsätz-

liche Offenheit gegenüber weiteren Interessenten an der Zusammenarbeit sind wichtigere Abgrenzungs-

kriterien hinsichtlich einer langfristigen und erfolgreichen Kooperation. 

Erfolge der bisherigen Zusammenarbeit 

- Kontinuität: 

o Kontinuierlicher Kooperationsprozess seit dem Jahr 2009 

o Regelmäßig tagende Steuerungsgruppe und Arbeitsgruppen 

o Regelmäßige Regionalworkshops und Jahreskonferenzen; Netzwerkaufbau 

o Finanzierung aus Eigen- und Fördermitteln 

- Produkte: 

o Monitoring des regionalen Gewerbeflächenpotenzials 

� Datenbank und Aktualisierung des Datenbestandes 

� Bewertungen des regionalen Flächenpotenzials 

� Interner und externer Bereich im Rahmen des Internetportals Wirtschaftsregion Leipzig-

Halle zur Kommunikation geschützter Daten und Verbreitung offen zugänglicher Infor-

mationen 

o Newsletter 

o Handbuch zur interkommunalen Zusammenarbeit 



 

 

54 

 

- Europaweite Aufmerksamkeit und Einbindung in Netzwerke (u.a. durch die Projekte Via Regia plus 

und City Regions) 

>>  Im Rahmen der Zusammenarbeit sind beachtliche Erfolge erreicht worden. Diese gilt es, mit größerem 

Selbstbewusstsein nach außen darzustellen und nach innen zur regionalen Identifikation mit dem Thema 

Gewerbeflächenentwicklung zu nutzen. Anregungen hierzu liefern die Beispielregionen (vgl. Kap. 2). 

Zukünftige Herausforderungen 

- Quantitatives Flächenüberangebot bei gleichzeitigem qualitativen Flächendefizit (große zusammen-

hängende und hochwertige Flächen) 

- Sicherung der Standortwettbewerbsfähigkeit durch attraktives Flächenangebot 

- Entlastung der angespannten kommunalen Haushalte 

- Überwindung der Landesgrenze (unterschiedliche Förderinstrumente, rechtliche Hürden bei der Um-

setzung formeller Instrumente und Organisationsformen, teilweise unterschiedliche Landesinteressen) 

- Überwindung kommunaler Eigeninteressen 

>> Diese Herausforderungen sind Triebfeder für die regionale Gewerbeflächenentwicklung oder behindern 

die regionale Zusammenarbeit. Auch andere Regionen stehen vor ähnlichen Herausforderungen. Die 

Beispielregionen können Ansätze zu deren Bewältigung aufzeigen (vgl. Kap. 2). 

Ziele 

- Ziele der Region (vgl. Positionspapier, ergänzt durch TU Dresden): 

o Steigerung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit und Erhalt eines attraktiven Wirtschaftsstan-

dortes (Arbeitsplätze, Steuereinnahmen, regionale Ansiedlungserfolge, Unternehmenspflege) 

o Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme 

o Entlastung kommunaler Haushalte (Erschließung, Bewirtschaftung, Leerstand) 

- Spezifische Ziele im Bereich Planung und Entwicklung: 

o Besser profiliertes und abgestimmtes regionales Gewerbeflächenangebot, insbesondere in den 

regionalen Branchenschwerpunkten Automobil- und Zulieferindustrie, Logistik, Chemie, Energie 

und Umwelttechnik, Sonstiges produzierendes Gewerbe sowie Lebensmittelindustrie  

- Spezifische Ziele im Bereich Vermarktung/Marketing:  

o Eigene Zielbestimmung fehlt noch. Vorschlag TU Dresden: Regionale Vermarktung von Gewerbe-

flächen und einheitliches Standortmarketing für die Region. 

>> Die Kooperation muss verbindliche Ziele als Rahmen für die Zusammenarbeit definieren. Sie bilden den 

Ausgangspunkt, um Instrumente und Maßnahmen sowie geeignete Organisationsformen zu bestimmen 

und Erfolge messbar zu machen. Die Ziele sollen Eingang in Raumordnungspläne, Bauleitpläne und wei-

tere Strategien und Programme finden und durch politische Befassung auf den verschiedenen Ebenen 

(z.B. Kommunalparlamente) die Selbstbindung der Kooperationspartner erhöhen (vgl. Positionspapier). 
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Instrumente zur Planung, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen 

- Interkommunale Gewerbegebiete: Es existieren bereits interkommunale Gewerbegebiete in der Re-

gion Halle/Leipzig. Diese Erfahrungen sollten künftig genutzt werden. 

- Gewerbeflächenpool: Die Einrichtung eines Gewerbeflächenpools als mittel- bis langfristig umsetzba-

res Instrument ist zu prüfen (vgl. Instrument Gewerbeflächenpool, S. 2) 

- Gewerbeflächenkonzept / Gewerbeflächenstrategie: In der Region Halle/Leipzig existieren wichtige 

Grundlagen für eine regionale Gewerbeflächenstrategie (z.B. regionale Datenbasis). Eine erste Fassung 

der Strategie soll mit der Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung erscheinen und von da an 

regelmäßig fortgeschrieben werden und Eingang in kommunale und regionale Entwicklungsstrategien 

finden. Daneben sind ggf. branchenspezifische Teilkonzepte sinnvoll (vgl. Region Hannover, S. 14). 

- Gewerbeflächenmonitoring und Gewerbeflächeninformationssystem: Mit der Datenbank zu Gewer-

begebieten und den Flächenbewertungen liegen erste Bausteine eines Monitorings vor. Künftig sollen 

Datenaktualisierung und Bewertung kontinuierlich durchgeführt und unter der Bezeichnung „Monito-

ring“ geführt werden. Es ist stärker auf die Umsetzung von Empfehlungen hinzuwirken (vgl. Kap. 2). 

- Steuerung durch Regionalplan (vgl. Instrument Regionalplan, S. 3); folgende Fragen wären zu klären 

o Ist das vorhandene Steuerungsinstrumentarium der Regionalplanung in den Regionen Halle und 

Leipzig-Westsachsen ausreichend? Wird es hinreichend genutzt? 

o Bedarf es einer stärkeren Angleichung der Instrumente? 

� Stufe 1: Angleichung der Ausweisungen von Standorten für Gewerbe und Industrie zwi-

schen den Regionalplanungsregionen unter Berücksichtigung der Landesplanungsgeset-

ze  

� Stufe 2: Anpassung und Vereinheitlichung der Ausweisungsmöglichkeiten durch Ände-

rung der rechtlichen Rahmens (ggf. über Raumordnungskommission Halle/Leipzig) 

� Stufe 3: Länderübergreifender Regionalplan 

- Internetportal und Gewerbeflächenkarte: Das bestehende Portal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle 

wird von der Kooperation als Internetportal genutzt. Aktuell wird eine Gewerbeflächenkarte für das 

Gebiet der Wirtschaftsregion als Print-Version erstellt. Es bestehen Möglichkeiten zur Weiterentwick-

lung der Instrumente (vgl. Kap. 2) 

>> Es bedarf einer fachlichen Debatte zu geeigneten Instrumenten der Planung und Entwicklung sowie 

Vermarktung von Gewerbeflächen. Für die Umsetzung ist eine Priorisierung der Instrumente erforder-

lich. Bei der Anwendung sollten Erfahrungen in der Region sowie aus anderen Regionen ausgewertet 

und auf ihre Übertragbarkeit überprüft werden (u.a. Machbarkeitsstudien, Erfahrungsaustausch wie Ex-

kursionen oder Einladung von Experten). 

Organisations- und Governance-Strukturen 

- Im Rahmen der Zusammenarbeit haben sich die Steuerungsgruppe, drei Arbeitsgruppen sowie Regio-

nalworkshops und Jahreskonferenzen etabliert. Die Gesamtkoordinierung des Prozesses sowie die 

Sekretariatsfunktion werden gemeinsam durch Mitarbeiter der Städte Leipzig und Halle übernommen. 

Die regionalen Planungsbehörden moderieren die Veranstaltungen.  

>> Die bisherige Arbeit der Gremien soll fortgeführt werden. Arbeitsgruppen sollten je nach Bedarf und in-

haltlicher Anforderung – ggf. auch zeitlich befristet – eingerichtet werden. 
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>> Für eine gleichberechtigte Interessenwahrnehmung und zur Vermeidung von kommunalen Interessens-

konflikten ist eine neutrale Koordinierungsstelle erforderlich. 

>> Die Selbstbindung der Kooperationspartner sollte auf ein vereinbartes Mindestmaß gesteigert werden. 

Dazu sollte ein fester Ansprechpartner in allen Kommunen benannt werden, der für Zuarbeiten zur Koo-

peration zur Verfügung steht. Zudem könnte ein symbolischer Kostenbeitrag erhoben werden. 

>> Konkrete Organisationsstrukturen, ob formeller oder informeller Art, sollten ausgehend von Inhalten 

und Instrumenten der Zusammenarbeit eingerichtet werden. Denkbar sind eine  

- „kleine“ Lösung mit themenspezifischen Verbindlichkeiten (z.B. öffentlich-rechtliche Verträge)  

- „große“ Lösung, in der mehrere sektorale Themen (z.B. Flächennutzung und Siedlungsentwick-

lung, Vermarktung) bearbeitet werden. 

>> Angesichts der Neuaufstellung der Metropolregion Mitteldeutschland durch die Fusion mit der Wirt-

schaftsinitiative für Mitteldeutschland sollte eine Positionierung zu Chancen (z.B. größere Außenwir-

kung, Schwung nach innen) und Risiken (z.B. Vorbehalte der Kommunen) vorgenommen werden. 
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6 Ergebnisse des Treffens der Steuerungsgruppe: Grundlagen für das Strategiepapier zur  

Gewerbeflächenentwicklung sowie für die Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung 

Die Ergebnisse dieses Kapitels folgen der Struktur der Thesen in Kapitel 5. Für das Strategiepapier und die wei-

terzuentwickelnde Gemeinsame Erklärung ist es notwendig, die Erfolge der bisherigen Zusammenarbeit noch-

mals zu benennen und künftige Herausforderungen zu bestimmen. Zudem werden Ziele definiert. Unterschie-

denen wird hierbei zwischen Oberzielen des Projektes und spezifischen Zielen in den Bereichen Planung und 

Entwicklung sowie Regionales Standortmarketing. Darauf aufbauend werden Instrumente zur interkommuna-

len Gewerbeflächenentwicklung besprochen und deren Realisierungsmöglichkeiten für die Region abgewogen. 

Die Bestimmung von Zielen und die Wahl von Instrumenten haben sogleich bedeutenden Einfluss auf die Aus-

gestaltung der interkommunalen Zusammenarbeit. Um welche Anforderungen es sich hierbei handelt und wie 

die freiwillige Kooperation künftig organisiert werden kann, wird im letzten Teil des Kapitels dargelegt. 

6.1 Erfolge der bisherigen Zusammenarbeit 

Kontinuität 

- bestehender Kooperationsprozess seit 2009 

- existierende Gremien und Veranstaltungen: 

o Steuerungsgruppe 

o drei Arbeitsgruppen 

o Regionalworkshops und Jahreskonferenzen 

o Netzwerke 

- Finanzierung durch Eigen- und Fördermittel 

Produkte 

- Monitoring des regionalen Gewerbeflächenpotenzials 

- Handbuch zur interkommunalen Zusammenarbeit in der Region Halle/Leipzig (Studie Büro Landmann) 

und geplante Aktualisierung 

- Flyer zum Kooperationsprojekt (im Rahmen von Via-Regia Plus, City Regions) 

- überregionale Aufmerksamkeit und Netzwerke 

- Fachbeitrag in der Zeitschrift „Flächenmanagement und Bodenordnung“ 

- gebietskonkrete Untersuchung und Bewertung von zehn Gewerbe- und Industrieflächen (Steckbriefe) 

und Ergänzung für übrige Flächen der Kooperation 

- Positionspapier der AG Planung und Entwicklung 

- regionale Newsletter 

- Online-Portal der Wirtschaftsregion Leipzig-Halle mit Daten des Monitorings und als Kanal für Öffent-

lichkeitsarbeit 

- Gewerbeflächenkarte für die Region (im Entstehen) 

 

Politische Unterstützung 

- Gemeinsame Erklärung 2010 mit der Unterschrift zahlreicher Kommunen und Landkreise 

- Anerkennung durch die Bundesländer Sachsen und Sachsen-Anhalt 

� Erfolge nach innen zur regionalen Identifikation nutzen 

� Außendarstellung mit größerem Selbstbewusstsein 
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6.2 Zukünftige Herausforderungen 

- Quantitatives Flächenüberangebot 

- Qualitatives Flächendefizit 

- Standortwettbewerb 

- Fehlen eines länderübergreifenden Marketings  

- kommunale Haushaltsengpässe: 

- Landesgrenze zwischen Sachsen und Sachsen-Anhalt 

o unterschiedliche Fördermöglichkeiten 

o unterschiedlicher Rechtsrahmen (Landesplanungsgesetz Sachsen vs. Landesentwicklungsgesetz in 

Sachsen-Anhalt) 

- kommunale Eigeninteressen (Konkurrenzen) 

- unzureichende Wahrnehmung der Kooperation in den Kommunen 

- kommunalpolitische Wechsel (Mandatsträger/politische Mehrheitsverhältnisse) 

- bestehende Lücken im Kooperationsraum 

- Sicherung des Prozesses (kein Selbstläufer) 

- ggf. in der Strategie Differenzierung in interne und externe Herausforderungen vornehmen 

� Triebfeder für regionale Gewerbeflächenentwicklung 

� Behinderung der regionalen Zusammenarbeit 

6.3 Ziele der Kooperation 

Oberziele des Projektes 

- Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme 

- Sicherung und Steigerung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit und Weiterentwicklung des attrakti-

ven Wirtschaftsstandortes Halle/Leipzig 

- Entlastung kommunaler Haushalte 

- Stärkung der länderübergreifenden Zusammenarbeit: Einbindung in und Nutzung vorhandener Struk-

turen � „Platz finden“ (RoKo, Metropolregion, Stadtregion) 

Spezifische Ziele im Bereich Planung und Entwicklung 

- regional abgestimmtes Gewerbeflächenangebot 

- attraktives, branchenspezifisch profiliertes Gewerbeflächenangebot 

- konkrete Flächenangebote (spezifische Vorschläge) 

- Standortvorsorge 

- Flächensicherung 

- integrierte Flächensuche (Berücksichtigung anderer Flächennutzungen) 

Spezifische Ziele im Bereich Regionales Standortmarketing 

- regionales Standortmarketing + länderübergreifende Regionswerbung 

- (über-)regionale Aufmerksamkeit wecken 

- Netzwerkarbeit 

- Zuarbeit für die Vermarktung (keine eigenen Vermarktungsaktivitäten) 

o an Investregion Leipzig 

o an Metropolregion Mitteldeutschland 
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� Eingang der Ziele in Pläne, Strategien und Programme auf kommunaler, regionaler und Länderebene 

(Empfehlungen abgeben) 

� Vertreten einer einheitlichen Position der Region nach innen und außen 

6.4 Instrumente zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung  

Interkommunale Gewerbegebiete 

- kurzfristig anwendbares Instrument für punktuelle Lösungen, bei konkretem Handlungsdruck 

- unterschiedliche organisatorische und rechtliche Ausgestaltungsmöglichkeiten (Zweckverband und 

Verträge) 

- Maßnahmen: 

o Konkrete Anwendungsmöglichkeiten prüfen (gebietsscharf), Impulse für Kommunen geben, Bei-

spiele nutzen: Star-Park, Böhlen-Lippendorf, Merseburg (Airpark) 

o Unterstützung durch Landes- und Regionalplanung anstreben 

o Lasten-Nutzen-Ausgleich klären 

Gewerbeflächenpool 

- langfristig zu prüfendes Instrument 

- ggf. für Teilräume – Beispiel Kraftwerk Böhlen-Lippendorf 

Gewerbeflächenkonzept / Gewerbeflächenstrategie 

- kurzfristig anwendbares Instrument, Flächenentwicklungskonzept Leipzig-Nord bereits als teilräumli-

ches und themenübergreifendes Beispiel vorhanden 

- Kopplung von Gewerbeflächenkonzept / Gewerbeflächenstrategie mit Regionalem Entwicklungsplan 

Halle und Regionalplan Leipzig-Westsachsen 

- Umsetzung und Anwendung erforderlich 

- Zweistufiges Vorgehen: 

o gesamträumliche Gewerbeflächenstrategie 

o teilräumliche und / oder sektorale Gewerbeflächenkonzepte (z.B. Logistik) 

- Maßnahmen: 

o begonnenen Prozess der Erarbeitung der Gewerbeflächenstrategie fortführen 

o Einfluss auf Bauleitpläne, Landes- und Regionalpläne nehmen (z.B. in Form von kommunalen und 

regionalplanerischen Stellungnahmen – Gegenstromprinzip folgend) 

Gewerbeflächenmonitoring / Gewerbeflächeninformationssystem 

- kurzfristig anwendbares Instrument  

- Grundlage der Gewerbeflächenstrategie / des Gewebeflächenkonzeptes 

- Maßnahmen: 

o Monitoring und Bewertung kontinuierlich fortführen 

o Dateninterpretation weiterverfolgen 

o Prognosen, Vorschau zu Flächenbedarfen und Flächenreserven 

Steuerung durch den Regionalplan 

- Langfristig:  

o Gemeinsamer Regionalplan für die Region Halle/Leipzig als Vision > 2020 (da neuer LEP Sachsen 

und neues Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt) 
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o Instrument für die länderübergreifende Zusammenarbeit bei der Planung und Entwicklung 

- Kurzfristig: Angleichung und Abstimmung der Regionalplanungen 

- Maßnahmen: 

o Angleichung der Flächenausweisungen zwischen Regionalem Entwicklungsplan Halle und Regio-

nalplan Leipzig-Westsachsen: textliche und zeichnerische Festlegungen (Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete, landes- und regionalbedeutsame Standorte für Gewerbe und Industrie, besondere 

Gemeindefunktion Gewerbe) 

o Beteiligungsverfahren bei Fortschreibung des Regionalplans Leipzig-Westsachsen 2015/16: 

Kommunen bringen Interessen der Kooperation über Stellungnahmen ein; Verbandsräte über-

zeugen 

o Verweis auf länderübergreifende Kooperation zur Gewerbeflächenentwicklung im Rahmen der 

Metropolregion Mitteldeutschland in den LEPs und Regionalplänen 

Internetportal und Gewerbeflächenkarte 

- vorhandene und ausbaufähige Instrumente  

- Maßnahmen: 

o Einbindung in andere / weitere Portale 

o Portal mit Webseiten von Kommunen etc. verlinken 

o Netzwerkarbeit stärken (Metropolregion Mitteldeutschland) 

6.5 Anforderungen an zukünftige Organisations- und Governancestrukturen 

- Gremien: Steuerungsgruppe, Arbeitsgruppen, Regionalworkshops, Jahreskonferenzen 

o Fortführung der Gremien; gemeinsame Koordinierung des Prozesses durch die SG 

o Keine neuen Strukturen 

o Das Nichtvorhandensein einer neutralen Koordinierungsstelle stellt mittelfristig kein Problem dar 

o Moderation durch die Regionalplanung beibehalten 

o Arbeitsgruppen nach Bedarf und aufgabenspezifisch 

o Umbenennung der AG Vermarktung in AG Regionales Standortmarketing  

� Kontakt zur Investregion Leipzig herstellen, ggf. Vertreter in die AG einladen 

� Vertreter der Metropolregion in die Arbeitsgruppe einladen 

� Arbeitsthemen definieren 

- Steigerung der Selbstbindung 

o ein symbolischer Kosten-/Mitgliedsbeitrag ist derzeit unrealistisch 

o Verpflichtungen in der Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung: 

� Verpflichtung zur Datenlieferung (einmal jährlich) 

� Feste Ansprechpartner in Kommunen benennen 

o Empfehlungen in die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung: 

� Umsetzung der Gewerbeflächenstrategie in den Kommunen und Landkreisen 

� Kommunalpolitisches Votum 

- Metropolregion Mitteldeutschland 

o Einbindung in und Nutzung vorhandener Strukturen 

o Kooperation zur Gewerbeflächenentwicklung Halle/Leipzig als ein Projekt der Metropolregion 

� Wille zur Mitarbeit bei der Metropolregion aktiv bekunden  

� Option: Zuordnung zur AG Wirtschaft der Metropolregion 

� personelle Repräsentanz in der AG Wirtschaft der Metropolregion 
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6.6 Zwischenfazit 

Auf ihrem Workshop am 24. Juni 2014 hat die Steuerungsgruppe den bisherigen Kooperationsprozess beleuch-

tet und den Blick sogleich auf die künftige Zusammenarbeit gerichtet. Zu den Erfolgen zählt, dass die seit 2009 

bestehende Kooperation bereits wichtige Meilensteine erreicht hat und eine Vielzahl von Produkten entstan-

den sind (u.a. Datenbank, Newsletter, externe Studien). Sie erfährt politische Unterstützung durch ihre Mitglie-

der (Gemeinsame Erklärung) und auch von Seiten der Bundesländer Sachsen und Sachsen-Anhalt. Diese Erfolge 

sollten künftig noch stärker nach innen zur regionalen Selbstidentifikation genutzt und mit größerem Selbstbe-

wusstsein nach außen vertreten werden.  

Weiterhin existieren zahlreiche Herausforderungen für die Zusammenarbeit, die in ihrer Art sehr vielfältig sind. 

Sie betreffen den Standortwettbewerb zwischen den Kommunen und die Sicherung des Kooperationsprozesses 

und ergeben sich durch ein Defizit an qualitativ hochwertigen Gewerbeflächen und durch die Landesgrenze. 

Die Kooperation sollte die Herausforderungen als Triebfeder für die Zusammenarbeit betrachten und verstärk-

te Anstrengungen unternehmen, um sie auf regionaler Ebene zu lösen.  

Zu diesem Zweck werden Oberziele definiert, die der Kooperation als thematische Richtschnur dienen. Sie ver-

folgen ökologische, wirtschaftliche und kommunale Interessen und zielen auf die Einbindung der Kooperation 

in die bestehenden Strukturen der länderübergreifenden Zusammenarbeit ab. Neben den Oberzielen sind spe-

zifische Ziele für die Planung und Entwicklung sowie das Regionale Standortmarketing formuliert. Sie helfen 

den inhaltlichen Rahmen abzustecken und die Ausrichtung der Kooperation zu konkretisieren. Wichtig ist, dass 

die Ziele Eingang finden in Pläne, Strategien und Programme auf kommunaler, regionaler und Länderebene. 

Nur wenn die Kooperationspartner sich die Ziele zueigen machen und diese auch gegenüber Anderen vertre-

ten, können sie ihre Wirkung entfalten.  

Die Umsetzung der Ziele ergibt sich durch die Wahl geeigneter Instrumente und Maßnahmen. Es zeigt sich, 

dass im Rahmen der Kooperation zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig bereits erste 

Werkzeuge entstanden sind und weitere Instrumente derzeit entwickelt werden. Sie stellen eine bedeutende 

Grundlage für die Zusammenarbeit dar und sollen entsprechend genutzt werden. Darüber hinaus sollen auch 

neue Instrumente Anwendung finden und bestehende Werkzeuge weiterentwickelt werden. Hierbei kann auf 

das vorhandene Instrumentarium und die guten Beispiele zurückgegriffen werden. Was die Umsetzung angeht, 

so zeigte sich in der Diskussion, dass die Mehrzahl der Instrumente kurzfristig umgesetzt werden kann (u.a. 

Gewerbeflächenmonitoring, Gewerbeflächenstrategie) und nur wenige Instrumente aktuell nicht realisierbar 

sind (z.B. Gewerbeflächenpool). In diesen Fällen sollte geprüft werden, inwiefern eine mittel- bis langfristige 

Anwendung der Instrumente als möglich und sinnvoll erscheint.  

Die Ausgestaltung der Zusammenarbeit wird auch zukünftig in den bestehenden Gremien (u.a. Steuerungs-

gruppe, Arbeitsgruppen) und in der etablierten Weise fortgesetzt (u.a. Moderation durch die Regionalplanung). 

Lediglich bei der Arbeitsgruppe Vermarktung wurde eine Anpassung vorgenommen, wonach sie sich den Auf-

gaben eines regionalen Standortmarketings widmet. Im Zuge der Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklä-

rung soll zudem eine höhere Selbstbindung der Kommunen erzielt werden. Derzeit ist weder eine vertragliche 

Lösung noch ein symbolischer Kostenbeitrag realistisch. Eine Steigerung soll dadurch erreicht werden, dass sich 

die Kommunen etwa zur regelmäßigen Datenlieferung und zur freiwilligen Umsetzung der regionalen Gewerbe-

flächenstrategie bekennen. Für die Zukunft muss die Kooperation zudem klären, welchen Platz sie in der Region 

Halle/Leipzig bzgl. (über-)regionaler Zusammenarbeit einnehmen und inwiefern sie ihre Aktivitäten unter dem 

Dach der Metropolregion Mitteldeutschland fortsetzen kann. 
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7 Strategiepapier zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig 

Erarbeitungs- und Abstimmungsprozess 

Die Erarbeitung eines gemeinsamen Strategiepapiers zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Hal-

le/Leipzig bildete einen der zentralen Arbeitsbausteine der Zusammenarbeit im Jahr 2014. Bereits in den Jah-

ren zuvor wurden verschiedene Untersuchungen und Studien angefertigt, die sich mit Fragen der Gewerbeflä-

chenentwicklung sowie den Organisationsstrukturen der Interkommunalen Kooperation beschäftigten. Mit 

dem Positionspapier der AG Planung und Entwicklung im Jahr 2013 erfolgte schließlich der Anstoß zur Erarbei-

tung dieses strategischen Handlungsansatzes, der als inhaltliche Richtschnur für die weitere Zusammenarbeit 

bis etwa zum Jahr 2020 dienen soll. 

Zur Erarbeitung fand ein Treffen der Steuerungsgruppe am 24. Juni 2014 in Leipzig statt. Ziel des Workshops 

war es, die Inhalte und Grundlagen des Strategiepapiers gemeinsam mit den Mitgliedern der Steuerungsgruppe 

zu erarbeiten und zu diskutieren. Durch die TU Dresden wurden die Ergebnisse im Nachgang des Treffens zu 

einem ersten Entwurf des Strategiepapiers zusammengestellt und an die Akteure versandt. Auf einem weiteren 

Steuerungsgruppentreffen im September 2014 kam es zur Abstimmung der Inhalte und Ziele, außerdem konn-

ten die Mitglieder der Steuerungsgruppe noch bis Mitte September 2014 Änderungen bzw. Ergänzungen vor-

schlagen. Nachdem die TU Dresden bis Ende September letzte Anpassungen vorgenommen hatte, wurde das 

Dokument zur Bekanntmachung zusammen mit dem Entwurf der „Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung“ 

im Oktober 2014 an alle Kooperationspartner in der Region Halle/Leipzig verschickt (insbesondere Städte und 

Gemeinden). 

Auf der Jahreskonferenz am 12. November 2014 in Leipzig wurde das „Strategiepapier zur Gewerbeflächen-

entwicklung in der Region Halle/Leipzig“ allen Partnern und Anwesenden präsentiert und diskutiert. Hierbei ist 

das Papier als fundierte Grundlage der weiteren Arbeit gewürdigt sowie die Notwendigkeit der Fortentwicklung 

und Konkretisierung betont worden.  

Inhalte des Strategiepapiers 

Das Strategiepapier gliedert sich in sieben Kapitel. 

In einem ersten einführenden Kapitel werden Ziel und Gegenstand des Strategiepapiers sowie der Erarbei-

tungsprozess vorgestellt und die Adressaten des Strategiepapiers benannt. Danach richtet sich das Dokument 

in erster Linie an die Städte und Gemeinden der Region Halle/Leipzig, da sie die Gewerbeflächenentwicklung im 

Wesentlichen mitgestalten. Daneben werden aber auch andere Planungs- und Verwaltungsebenen, Wirtschaft-

sförderungsgesellschaften, Kammern und Verbände etc. angesprochen. 

Das zweite Kapitel beschreibt den Untersuchungs- und Handlungsraum, stellt das Gewerbeflächenmonitoring 

inklusive der regionalen Datenbasis vor und verweist auf weiterführende Pläne, Programme und Konzepte, die 

zur Erarbeitung des Strategiepapiers beigetragen haben. Außerdem werden zukünftige Herausforderungen für 

die Zusammenarbeit erläutert, die einerseits das Flächenangebot und die Wettbewerbsfähigkeit der Region 

Halle/Leipzig betreffen und andererseits mit den externen Rahmenbedingungen (u.a. Landesgrenze mit unter-

schiedlichen Fördermöglichkeiten und Rechtsrahmen, Partnerschaft mit der Metropolregion Mitteldeut-

schland) in Verbindung stehen. 

Gegenstand des dritten Kapitels sind die Erfolge der bisherigen Zusammenarbeit, die nach den Aspekten Konti-

nuität, Produkte sowie politische Unterstützung vorgestellt werden. Die Auflistung zeigt, dass die Kooperation 

bereits große Schritte gegangen und wichtige Meilensteine erzielt hat und auf diesen Erfolgen aufbauen kann. 

Das vierte Kapitel widmet sich in Gänze den Zielen der Kooperation. Diese unterteilen sich in Oberziele, die der 

Kooperation fortan als thematische Leitschnur dienen und spezifische Ziele in den Bereichen Planung und Ent-

wicklung sowie Regionales Standortmarketing. Sie konkretisieren die Oberziele und stecken den inhaltlichen 
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Rahmen für die nächsten Jahre ab. Allerdings ist die Interkommunale Kooperation bzgl. der Umsetzung der Zie-

le auf die aktive Unterstützung ihrer Partner und hierbei insbesondere der Kommunen angewiesen. 

Im fünften Kapitel werden Instrumente zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung vorgestellt und, so-

fern sie nicht bereits verwendet werden, auf ihre Anwendbarkeit bzw. Umsetzung in der Region Halle/Leipzig 

hin geprüft. Die Instrumente – Gewerbeflächenstrategie/-konzept, Gewerbeflächenmonitoring und Gewerbe-

flächeninformationssystem, Internetportal und Gewerbeflächenkarte, interkommunale Gewerbegebiete, 

Steuerung durch den Regionalplan, Gewerbeflächenpools – sollen zur Umsetzung der gemeinsamen Kooperati-

onsziele beitragen und damit zu einer abgestimmten Planung und Entwicklung von Gewerbeflächen sowie zum 

regionalen Standortmarketing beitragen. 

 

 

Abbildung 27: Entwurf des Strategiepapiers 

Das sechste Kapitel befasst sich mit den Organisations- und Governancestrukturen. Ausgehend vom bisherigen 

Kooperationsgeschehen schlägt das Strategiepapier die Fortführung der Zusammenarbeit in den bestehenden 

Gremien und mit den bewährten Regionalworkshops und Jahreskonferenzen vor. Auch die Projektleitung und 

die Moderation des Gesamtprozesses werden beibehalten. Einzig bei der Einbindung in die stadtregionale Go-

vernance-Struktur sind einige Anpassungen erforderlich. Danach soll die Kooperation verstärkt vorhandene 

Strukturen in der Region Halle/Leipzig nutzen und dabei insbesondere mit der Metropolregion Mitteldeut-

schland sowie der Invest Region Leipzig zusammenarbeiten. 

Mit dem letzten Kapitel wird das Strategiepapier nochmals in die Arbeit der Interkommunalen Kooperation 

eingeordnet. Darüber hinaus werden konkrete Arbeitsschritte benannt, mit denen das Strategiepapier umge-

setzt und wie den Herausforderungen in der Region begegnet werden kann. 
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8 Fortschreibung Gemeinsame Erklärung 

Erarbeitungs- und Abstimmungsprozess 

Für die Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung wurde ein umfangreicher Erarbeitungs- und Abstimmungs-

prozess durchgeführt, an dem die Steuerungsgruppe und die beteiligten Städte und Gemeinden sowie weitere 

Kooperationspartner beteiligt wurden. Aufbauend auf den Ergebnissen des Steuerungsgruppentreffens vom 

Juni 2014 und in enger Rücksprache mit der Projektleitung erarbeitete die TU Dresden bis Anfang September 

2014 einen ersten Strukturentwurf der Erklärung. Dieser wurde der Steuerungsgruppe am 11. September 2014 

in Halle vorgestellt und anschließend diskutiert, zudem trafen die Mitglieder eine Vereinbarung zur Struktur 

und zu den Inhalten der Erklärung. Die TU Dresden erstellte im Anschluss an das Treffen einen ersten Entwurf 

der Gemeinsamen Erklärung, der am 19. September 2014 an die Mitglieder der Steuerungsgruppe zur Konsul-

tation verschickt wurde. Dabei gingen bis zum 30. September 2014 Anmerkungen und Änderungsvorschläge 

vom Landkreis Leipzig (Wirtschaftsförderung), vom RPV Leipzig-Westsachsen, von der Stadt Schkeuditz (Stadt-

entwicklung und Wirtschaft), von der Stadt Halle (Fachbereich Planen) sowie von der Stadt Leipzig (Stadtpla-

nungsamt) ein. Der erste Entwurf wurde nachfolgend angepasst, geändert und ergänzt. Die überarbeitete Fas-

sung der Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung wurde Anfang Oktober an die Städte, Gemeinden und 

Landkreise sowie alle weiteren Partner in der Region Halle/Leipzig verschickt. Im Rahmen der zweiten Konsulta-

tion, die bis zum 24. Oktober 2014 währte, wurde den Verwaltungen als auch den politischen Spitzen Gelegen-

heit zur aktiven Beteiligung an dem Abstimmungsprozess gegeben. Bis Ende Oktober 2014 nahm die TU Dres-

den Anpassungen vor und erarbeitete die Endfassung der Fortschreibung zur Gemeinsamen Erklärung. 

Nach einem umfassenden Abstimmungsprozess in der Region Halle/Leipzig wurde die Erklärung am 12. No-

vember 2014 auf der Jahreskonferenz der Interkommunalen Kooperation zur Gewerbeflächenentwicklung 

schließlich den Teilnehmern präsentiert. Ein Teil der Kooperationspartner hat die Erklärung bereits unterzeich-

net, weitere Städte und Gemeinden werden dies im Rahmen eines Umlaufverfahrens noch nachholen. 

Inhalte der Erklärung 

Unter dem Titel „Fortschreibung Gemeinsame Erklärung – Für eine wettbewerbsfähige Gewerbeflächenent-

wicklung in der Region Halle/Leipzig“ wird der Rahmen für die Fortführung der interkommunalen Zusammen-

arbeit aufgespannt. 

Der erste Abschnitt nimmt Bezug zur Gemeinsamen Erklärung von 2010 und erläutert die Bedeutung der Fort-

schreibung für den weiteren Kooperationsprozess. Daneben werden die wichtigsten Herausforderungen be-

nannt, die die Region als auch die Kooperation selbst betreffen. Weiterhin finden sich in diesem Teil der Erklä-

rung die Oberziele der Kooperation. Sie nehmen eine zentrale Stellung innerhalb der Erklärung ein und bilden 

sogleich die Richtschnur für die weitere Zusammenarbeit. Sie werden ergänzt durch den Hinweis, wonach die 

Kooperation bei der Umsetzung der Ziele auf die Unterstützung der Kooperationspartner angewiesen ist. 

Der zweite Teil der Erklärung widmet sich den bisherigen Erfolgen der Zusammenarbeit. Die Kooperation hat 

einen Großteil der in der Erklärung von 2010 gesteckten Ziele bereits erreicht. Auf diesen Meilensteinen und 

Ergebnissen kann sie aufbauen und das Errungene für den künftigen Prozess nutzen. Die Erfolge werden unter 

den Gesichtspunkten ‚Kontinuität‘, ‚Produkte‘ sowie ‚politische Unterstützung‘ aufgeführt. 

Im dritten Teil der Erklärung wird die eigentliche Fortführung der Interkommunalen Kooperation vereinbart. 

Dies beinhaltet die Beibehaltung der bestehenden und bewährten Kooperationsstrukturen sowie die Einbin-

dung in vorhandene stadtregionale Governancestrukturen, wobei eine enge Partnerschaft mit der Metropolre-

gion Mitteldeutschland und der Invest Region Leipzig angestrebt wird. Die inhaltliche Grundlage der Zusam-

menarbeit bildet fortan das Strategiepapier zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig. Die 

Ausgestaltung der Zusammenarbeit orientiert sich weiterhin an den Prinzipien der Zusammenarbeit, auf die 

sich die Akteure bereits in der Gemeinsamen Erklärung von 2010 verständigt hatten. Den Abschluss der Erklä-
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rung bilden sog. vereinbarte weitere Schritte, mit denen sich die Unterzeichner zur regelmäßigen Datenliefe-

rung und Datenaktualisierung, zur Benennung fester Ansprechpartner und zur Umsetzung des Strategiepapiers 

verpflichten. 

 

 

 

 

  

Abbildung 28 + 29 + 30 + 31: Fortschreibung Gemeinsame Erklärung 
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Executive summary  

The final report gives a summary of all the activities, results and milestones that were taken so far in the coop-

eration process on commercial land-use-management in the Halle/Leipzig region since the year 2012. Since 

that time the process has been part of the EU-project City Regions that is dealing with the initiation respective-

ly the advancement of inter-municipal and regional cooperation in urban regions. Besides the Halle/Leipzig re-

gion four other city-regions are involved in the project, these are Graz (A), Prague (CZ), Turin (I) and Wrocław 

(PL). Each partner-region is dealing with another topic in the field of spatial planning and development – e.g. 

Graz focuses on sustainable transport and mobility for an easier access to recreational areas. 

In the first chapter the final report goes back to the beginning of the City Regions project and illustrates briefly 

the initial situation and the background of the cooperation process. After that it highlights the main objectives 

for the years 2013/14: the elaboration of a regional strategy for commercial land-use development, a monitor-

ing of the regional database including information on commercial areas, a model for the future form of organi-

zation, the integration of the cooperation into the city-regional governance structure and finally the enhance-

ment of the common declaration from 2010. To achieve these objectives lots of working steps have been taken 

and many meetings and workshops were held. This first chapter reports on the meetings of the steering group 

and the three working groups and gives insight into the two regional workshops in Braunsbedra and Böhlen-

Lippendorf and the annual conference in Leipzig. On the European level the participating city-regions from the 

project met for several partner meetings in Prague, Turin and Dresden as well as for the final conference in 

Dresden in September 2014. In addition to that chapter one also explains the organizational structure of the 

inter-municipal cooperation on commercial land-use management and presents main results and products that 

were achieved in the past months – e.g. the position paper as a basis for the elaboration of a regional strategy 

paper for commercial land-use development, three regional newsletters and a map of the region. 

The monitoring of the regional database and its integration into the website of the business region Leipzig-

Halle has been a major step of the cooperation process in the year 2014. In the past years the database was 

administered by the project management or by the external partners. The datasets were updated manually 

what required a lot of effort from the participants. In the future the monitoring will be integrated into the web-

site of the business region. All partners can access an internal area of the website where the database is stored 

and administered. Whenever necessary it allows the partners to update their datasets. As in the past the data-

base will contain commercial areas of regional interest (i.e. areas of at least 5 ha in size, continuous and availa-

ble). The information that is gathered is based on a set of criteria that on the one hand provides a deep insight 

into the characteristics of each area and that on the other hand allows analyses and evaluations of the regional 

area potential. 

One of the main objectives for the years 2013 and 2014 was to think about solutions for the organizational 

structure of the cooperation in the future and about its integration into the regional governance-structure. For 

this purpose the project drew on an existing research study that was performed in the years 2012 and 2013 in 

the context of the Metropolitan Region Central Germany. In chapter two the main results of the analyses are 

summarized with a special focus on conclusions and recommendations for the Halle/Leipzig region. The find-

ings were used for the discussion about the design of the cooperation model.  

The following chapters three, four and five are part of a work paper that was elaborated by the TU Dresden in 

the first half of the year 2014 to prepare a workshop by the steering group. The paper was sent to its members 

before the meeting that took place on 24
th

 June 2014 in the city of Leipzig. The aim was to provide general in-

formation and to draw assumptions regarding the further cooperation process in the Halle/Leipzig region. It 

served as an input to develop a regional strategy paper for commercial land-use development and to start a 

discussion process for enhancing the existing common declaration. 

Chapter three presents a number of instruments for commercial land use development, describes their charac-

teristics as well as advantages and disadvantages and gives information on the usage and its scope of applica-
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tion. Some instruments are used for planning and development (e.g. inter-municipal commercial areas, steer-

ing through regional developing plan) and some primarily for marketing activities (e.g. marketing website). In 

addition to the instruments the chapter introduces a variety of formal and informal organizational structures 

for inter-municipal cooperation and discusses chances and possibilities for the cooperation on commercial 

land-use-management. 

The fourth chapter deals with best-practices for regional and inter-municipal cooperation on commercial land-

use-management in Germany. Six city-regions are being presented with partly similar and partly different ap-

proaches for inter-municipal cooperation in the field of planning and marketing. All regions are facing major 

challenges concerning for instance an increasing inter-municipal and inter-regional competition for companies, 

jobs and taxes, a lack of financial and personnel resources and the challenge to provide large and high-quality 

commercial areas to meet the companies’ requirements. Four out of six city-regions (region Aachen, region 

Hannover, region Ruhr, region Stuttgart) have long experience with regional cooperation on commercial land-

use management. In most of the regions it took several years to develop a diversified set of instruments for 

both planning and marketing activities on regional level. A good example is the region Ruhr that has a range of 

instruments available, such as a strategy paper, a monitoring and an area information system that is simulta-

neously used by planners as well as by business developers. Besides them two other city-regions were chosen 

that stretch across a border of two federal states. The regions Bremen and Ulm/Neu-Ulm show the specific 

challenges of cross-border cooperation, but they also illustrate the will and intent to work together, albeit the 

instruments are not as advanced as in the other best-practices. For each city-region the paper points out the 

general framework (e.g. population), the significant institutions and participants (e.g. municipalities, chambers) 

and gives a description of the existing instruments. 

After the overview on instruments and forms of organization for inter-municipal and regional cooperation the 

fifth chapter is dedicated to assumptions for the future process in the city-region Halle/Leipzig. The assump-

tions were used as the starting point to develop a regional strategy paper for commercial land-use develop-

ment and to discuss the content and the design of the enhanced common declaration. They include different 

aspects like the spatial delimitation of the cooperation, the successes achieved so far, further challenges as well 

as objectives that are distinguished between general and specific objectives for planning and marketing. Closely 

related to challenges and future objectives is the question of feasible instruments for both planning and mar-

keting activities. The position paper asks for the existing instruments in the region Halle/Leipzig and makes the 

attempt to derive assumptions concerning the use of the instruments that were presented and discussed in 

chapter four. It reveals that the cooperation needs to prioritise instruments and when it comes to realization it 

should use the regional know-how as well as the experience from other city-regions. The final assumptions are 

asking for the future form of organization and the integration into the city-regional governance structures. This 

includes on the one hand the existing bodies like the steering group, but also aspects like self-commitment, fi-

nancing and the formation of a common office. On the other hand the cooperation on commercial land-use de-

velopment needs to answer the question, if it aims for a closer cooperation with the newly formed Metropoli-

tan Region Central Europe or not. 

Chapter six contains a summary of the outcomes of the workshop of the steering group in June 2014. The 

chapter follows the structure of the previous chapter dealing with assumptions related to the cooperation 

process in the city-region. Within the discussion, the steering group tried to answer question with regard to the 

future organization of the cooperation in the Halle/Leipzig region as well as the elaboration of the regional 

strategy on commercial land-use management. It can be seen that the cooperation has already achieved im-

portant milestones and created several products, but this success needs to be articulated with more self-

confidence than in the past. For the future the partners need to specify the aims and instruments for planning 

and marketing activities and they furthermore need to deal with the question, how the cooperation can be in-

tegrated into the existing governance-structure of the region. 
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The results of the workshop with the steering group in June 2014 were used to elaborate a strategy paper re-

lated to commercial land-use development in the Halle/Leipzig region. Chapter seven presents the strategy pa-

per that is dealing with challenges and further objectives of the cooperation as well as the future integration in 

the city-regional governance structure. Furthermore the chapter also describes the elaboration of the docu-

ment that underwent an extensive consultation process. At the annual conference the strategy paper was pre-

sented to the partners in November 2014 and will become an important guideline for the future cooperation. 

Chapter eight is dealing with the enhancement of the common declaration that includes both its content as 

well as its elaboration. The declaration draws on the results of the workshop with the steering group in June 

2014 as well as on the existing common declaration from 2010 that will remain valid, too. The draft of the dec-

laration was elaborated by the TU Dresden in close consultation with the project coordinators and the steering 

group in September 2014 and was sent to the municipalities and other partners in October 2013. After consul-

tation and revision the TU Dresden elaborated the final version of the declaration. At the annual conference on 

12
th

 November 2014 the document was presented to politicians and representatives from public administra-

tion, chambers and associations from the Halle/Leipzig region. The highlight of the conference was the formal 

signing of the enhanced agreement that will form the basis for the voluntary cooperation process within the 

next years. Chapter eight ends with a list of all the partners who have signed the declaration so far. 
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Anhang: Zeit- und Aufgabenplan 
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Steuerungsgruppentreffen 

(inhaltliche Unterstützung; Erstellung von Ergebnisprotokollen) 
26.11.13  28.01.14   01.04.14  24.06.14   11.09.14   15.12.14 

Erstellung von drei regionalen Newslettern (3. Newsletter nach Absprache) 

(Aufgabe 3.1.11) 
  1. Ausg.    2. Ausg.     3. Ausg.  

 

Regionalworkshop: Frühjahr 2014 in Böhlen-Lippendorf 
(inhaltliche Unterstützung; Erstellung von Dokumentationen; Unterstützung der Moderation) 

     08.04.14        
 

Jahreskonferenz 

(inhaltliche Unterstützung; Erstellung von Dokumentationen; Unterstützung der Moderation) 
            12.11.14 

 

Zusammenstellung inhaltlicher Abläufe und zeitlicher Rahmenbedingungen (Aufgabe 3.1.5)               

Überprüfung und Aktualisierung der Ansprechpartner in den Kommunen und regionalen Institutionen (Aufgabe 

3.1.12) 
             

 

C
IT

Y
 R

E
-

G
IO

N
S CITY REGIONS Partner meeting (Prag am 13./14.Nov. 2013; Turin am 25. – 28.03.2014) 12.-
14.11.13 

   
25.-  

28.03. 14 
     23.09.14    

CITY REGIONS Abschlussveranstaltung Dresden            
24. 

Sept 14 
   

INHALTLICHE BAUSTEINE   

Vorschläge zur Erweiterung der Kooperation auf andere Handlungsfelder und Themenbereiche (Aufgabe 3.1.4)               

Konsolidierung und weitere Qualifizierung der Governance-Strukturen unter Einbindung des MORO-Forschungsberichtes, 

Erarbeitung eines Arbeitsberichtes im Rahmen des EU-Projektes CITY REGIONS (Aufgabe 3.1.13) 
             

 

Erarbeitung von Vorschlägen für zukünftige Org.-strukturen zur interkommunalen Gewerbeflächenentwi. mit deren Vor- 
und Nachteilen und von konkreten Vorschlägen für eine mittelfristig einzurichtende Geschäftsstelle zur interkommunalen 
Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig (Aufgabe 3.1.14) 

             
 

Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie zur Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig (Aufgabe 3.3.1)               

Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung (Aufgabe 3.4.1)               

Monitoring der regionalen Datenbasis: 

Steuerung des Prozesses zur Aktualisierung der vorhandenen Datenbasis (Aufgabe 3.2.1), 
Integration der Daten in das Internetportal „Wirtschaftsregion Leipzig/Halle“ (Aufgabe 3.2.2),  

Analyse und Bewertung des regionalen Flächenpools für neu erfasste Flächen (Aufgabe 3.2.3) 

             

 

DOKUMENTE/PUBLIKATIONEN   

Erstellung einer vereinfachten Kartengrundlage für die Region Halle/Leipzig (Aufgabe 3.1.6)               

Vorlage des Zwischenberichtes mit 

- Thesenpapier sowie Arbeitsbericht/Arbeitspapier zur Qualifizierung der Governance-Strukturen und zur Identifizierung 
zukünftiger Gewerbegebiete 

             

 

Dokumentation des Abstimmungsprozesses und Entwurf der Weiterentwicklung der Gemeinsamen Erklärung               

Entwicklung einer Broschüre               

Vorlage des Endberichtes der Studie               

 


